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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/834

13.02.2019

Weide, Gitta

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

FB 1 Zentrale Dienste

Bearbeiter/in: Weide, Gitta

Bericht über die Umsetzung von öffentlichen Beschlüssen
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit:  entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachstand über die Umsetzung der Beschlüsse aus  den öffentlichen 
Hauptausschusssitzungen Januar und Februar 2019 sind aus der beigefügten 
Anlage ersichtlich.

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Fachbereich 1 – Zentrale Dienste 
 
 

Umsetzungskontrolle für Beschlüsse des Hauptausschusses in öffentlicher Sitzung 
- Stand: 13.02.2019- 

 

Lfd. 

Nr. 

Datum der 

Sitzung 

Stichwort bzw. Text des Beschlus-

ses 

Zuständig für die 

Umsetzung 

erledigt am Bemerkungen/Hinweise 

1 17.01.2019 Fraktionen benennen der Verwaltung 
geeignete Akteure aus den Bereichen 
Kultur, Sport, Vereine und den Touris-
mus- und Wirtschaftsverbänden für 
eine Teilnahme an der Festveranstal-
tung "30 Jahre Deutsche Einheit" im 
September 2020 im Landkreis Havel-
land 
 
 
Nach Vorliegen dieser Informationen 
wird  über eine Beteiligung  und die 
Bereitstellung von finanziellen Mitteln 
des Kreises im nächsten HA entschie-
den. 
 

FB 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

FB 1 

15.02.2019 Fraktionen schlagen geeignete Akteure aus den Bereichen Kultur, 
Sport, Vereine und den Tourismus- und Wirtschaftsverbänden für eine 
Teilnahme vor und leiten diese Vorschläge an die Verwaltung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2  Ratsinformationssystem Allris; hier: 
Freiwilliger Verzicht auf Papier ab 
01.06.2019 ; Bedarfsabfrage iPad 
 
Vorstellung des Ergebnisses und die 
damit verbundenen finanziellen Aus-
wirkungen im nächsten HA 

FB 1/ FD 1.2 
 
 
 

FB 1/FD 1.2 
 
 
 

22.01.2019 Erstreckt sich auf Anzahl Tablets des Typs „iPad Pro“ mit einer Dis-
playgröße von 12,9 / 11,0 oder 10,5 Zoll inkl. Stift, Tastatur und einem 
(Tastatur)cover 
 
 

4 07.02.2019 Leitlinien über die Vergabe von  Integ-
rationsmittel 2019 

FB 1 07.02.2019 Leitlinien werden für 2019 angewendet.  

5  Antrag auf Unterstützung für den Ver-
ein W.I.R. für  Rendsburg  e. V.“ 2019 
wird mit  15.500 gefördert. 

FB 1  Förderung i. H. v. 15.500 Euro für 2019 wird  zugestimmt. 
Erlassdatum Förderbescheid angefordert 

6  Antrag der Diakonie Rendsburg-
Eckernförde zur weiteren Durchfüh-
rung des Internationalen Frauentreffs 
„WIR“ 

FB 1  Förderung des Projektes mit 30.000 Euro in 2019 wird zugestimmt. 
Erlassdatum Förderbescheid angefordert 

7 
 

 Abschluss Öffentlich-rechtlicher Ver-
trag zwischen dem IT-Zweckverband 
kommunit und dem Kreis 

FB 1/ FD 1.2 11.02.2019 Vertragsabschluss 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2016/980-005

04.02.2019

Dr. Kruse, Martin

Beschlussvorlage nichtöffentlich

- nichtöffentlich - 

FD 5.3 Regionalentwicklung

Bearbeiter/in: Nevermann, Malte

Ausschreibung der ÖPNV-Leistungen im Regionalverkehr: 
Angebotsumfang
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

20.02.2019 Regionalentwicklungsausschuss Beratung
07.03.2019 Hauptausschuss Beratung
25.03.2019 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
1. Der Regionalentwicklungsausschuss beschließt, dem Hauptausschuss und dieser 
sodann im Nachgang dem Kreistag zu empfehlen, den im Zielkonzept dargestellten 
Angebotsumfang als Angebotsgrundlage in die Vorabbekanntmachung der 
Ausschreibung der Regionalverkehre aufzunehmen.

2 Der Hauptausschuss beschließt auf Empfehlung des 
Regionalentwicklungsausschusses, dem Kreistag zu empfehlen, den im Zielkonzept 
dargestellten Angebotsumfang als Angebotsgrundlage in die Vorabbekanntmachung  
der Ausschreibung der Regionalverkehre aufzunehmen.

3. Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Hauptausschusses, den im 
Zielkonzept dargestellten Angebotsumfang als Angebotsgrundlage in die 
Vorabbekanntmachung  der Ausschreibung der Regionalverkehre aufzunehmen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Aus Gründen der Gleichbehandlung und Diskriminierungsfreiheit sind die 
Informationen zum Angebotsumfang im Rahmen der Ausschreibung erst mit der 
Vorabinformation im EU-Amtsblatt Dritten gegenüber bekannt zu machen und 
solange nichtöffentlich zu behandeln. Diese Sichtweise ist mit der Nah.SH 
abgestimmt. 

2. Sachverhalt: 

I. Hintergrund
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Der Regionalentwicklungsausschusses hat am 01.11.2016 den Beschluss gefasst, 
das Busnetz vor der anstehenden Ausschreibung gutachterlich untersuchen und neu 
konzeptionieren zu lassen. Das aus dieser Untersuchung resultierende Ergebnis soll 
in der Folge die wesentliche Grundlage für die Beschreibung des Angebotsumfanges 
der Ausschreibung bilden.

Für die Durchführung der Ausschreibung der Verkehrsleistung ist es erforderlich, 
zum einen die geforderte Angebotsqualität (z.B. Fahrzeuge, Personal) und zum 
anderen den Angebotsumfang (Linien, Takte, Fahrpläne) in die 
Vorabbekanntmachung der Vergabe aufzunehmen. In seiner Sitzung vom 
24.10.2018 hat der REA bereits die geforderte Angebotsqualität beschlossen. 
Ausstehend ist jetzt der Beschluss über den Angebotsumfang.

II. Angebotsumfang

Eine Darstellung Planungsergebnisse ist der Anlage beigefügt. Die Verwaltung ist 
der Überzeugung, dass die neuen Fahrplankonzepte die entscheidende Grundlage 
für ein attraktives ÖPNV-Angebot im Kreis Rendsburg-Eckernförde legen werden. 
Der bereits implementierte Taktgedanke im SPNV wird dadurch erstmals 
systematisch in die „Fläche“ verteilt und für alle relevanten Wohnstandorte des 
Kreises ein attraktives, leicht zugängliches Gesamtangebot geschaffen. Die 
Einbindung der einzelnen ÖPNV-Angebote in einen Integralen Taktfahrplan ist 
schließlich der Garant für eine gute Akzeptanz in der Bevölkerung, eine steigende 
Inanspruchnahme und schließlich eines nachhaltigen Verkehrssystems. Der 
Masterplan Mobilität der KielRegion erhält dadurch seine verkehrspolitisch 
konsequente und logische Fortführung für den ÖPNV.

Das Zielkonzept umfasst eine geplante Fahrleistung von 7,2 Mio. km/a. Die 
Fahrplanentwürfe und die Liniennetzkarte sind unter folgendem Link einsehbar:

https://nele.sht.de/drive/s/6WXvW2c0hz

In den Fahrplanentwürfen sind zum einen die Fahrten des Zielkonzeptes dargestellt 
(inklusive integrierten Schulfahrten). Zum anderen werden in den Entwürfen die 
zusätzlichen Fahrten dargestellt, welche den optionalen Bausteinen zugeordnet 
werden können und im Zielkonzept nicht enthalten sind. Für einen Überblick auf die 
einzelnen Bausteine wird auf die Anlage dieser Vorlage verwiesen.

III. Weiteres Vorgehen
Der zu beschließende Angebotsumfang wird neben der bereits beschlossenen 
Angebotsqualität Bestandteil der Vorabbekanntmachung. Der Zeitplan für die 
Ausschreibung ist als Anlage beigefügt.

Finanzielle Auswirkungen: 
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Der geplante Mitteleinsatz für die Umsetzung des Zielkonzeptes entspricht in etwa 
dem heutigen Kreisaufwand. Die Kosten für das Zielkonzept sowie die Kosten der 
optionalen Bausteine stellen sich wie folgt dar:

*den Optionen sind im Gegensatz zum Zielkonzept keine Fahrgeldmehrerlöse 
gegengerechnet, da etwaige Mehreinnahmen nicht stichfest vorausgeschätzt werden 
können.

Die ermittelten Kosten entsprechen den kalkulatorischen, unter 
Wettbewerbsbedingungen ermittelten Kosten. Diese können von den tatsächlichen, 
mit Abgabe der Angebote feststehenden Kosten abweichen. 

Anlage/n: 
Kurzbericht

TOP 6



16.01.2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | Optionale Bausteine

10. Januar 2019

ÖPNV‐Konzept
Kreis Rendsburg‐Eckernförde

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlinVorstellung REA

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Arbeitsstand

1. Umsetzung der Hinweise in Fahrplänen
a. Schülerbeförderung 
b. Befahrbarkeit von Haltestellen 
c. sonstige Wünsche 

2. Abschluss der Kapazitätsplanung im Schülerverkehr 
3. Finanzierbarkeit

a. beim Abgleich der Fahrpläne umgesetzt
b. Abschätzung der Wirtschaftlichkeit durchgeführt 

4. Optionale Bausteine zur Verbesserung der Anbindung 

2

1

2
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16.01.2019

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Mitteleinsatz

heute Planung Diff. [%] Anmerkungen

Fahrleistung [Mio. km/a] 5,3 7,2 + 36%

Fahrgelderlöse [Mio. €/a] 10,2 
(2016)

11,8 + 16% Steigerung beinhaltet Inflation und 
Nachfragesteigerung

Aufwand Kreis [Mio. €/a] 7,3 7,4 +/‐ 0 Wert „Planung“ geschätzt unter 
Ausschreibungsbedingungen

3

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Zielangebot 

1. neue ganztägige Angebote im gesamten Kreisgebiet und über 
Kreisgrenzen hinweg

2. Schaffen von Verbindungsachsen zwischen zentralen Orten
3. zügige Verbindungen durch neue Anschlussknoten 
4. Erschließung aller größeren Orte mindestens im 2‐Stunden‐Takt
5. Nachfragestärkere Strecken teils durch Linienüberlagerungen
6. neue Querverbindungen über den NOK mit durchgehenden 

Linien oder via Fährpassagen

4

3

4
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16.01.2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

16. Januar 2019

2

Angebotsqualität 
ITF‐Planung 
Kreis Rendsburg‐
Eckernförde

Stundentakt
zuständig RD‐ECK / anderer Kreis

Stundentakt mindestens 1 Lücke

zuständig RD‐ECK

2‐Stundentakt 
zuständig RD‐ECK / anderer Kreis

2‐Stundentakt mit Lücken in 
der NVZ
zuständig RD‐ECK / anderer Kreis

RegionalExpress
RegionalBahn

Husum

Friedrichstadt

Heide

NVZ und SVZ: 
alternierend

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Ziele des Kreises
Attraktivität, einfache Zugänglichkeit und verständliche Nutzungsmöglichkeit des ÖPNV in allen Teilen 

des Kreises im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel erhöhen, 

Stärkung der Beförderungsanteile des ÖPNV im Interesse einer Verringerung der durch den 
Straßenverkehr hervorgerufenen CO 2 ‐Emissionen und weiterer Umweltbelastungen, 

Optimierung des ÖPNV‐Angebotes im Hinblick auf Schülerbeförderung und touristische Belange, 

Integration der unterschiedlichen Verkehrsträger durch Verknüpfung, Vernetzung und Gewährleistung 
abgestimmter Umsteigebeziehungen; anzustreben ist ein Fahrplan nach dem ITF‐Konzept,

Stärkung der Zubringerfunktion zum SPNV und systematische Verknüpfungen, 

Sicherung eines bedarfs‐ und qualitätsorientierten Angebotes für die Verkehrsbedürfnisse im 
ländlichen Raum / Sicherstellung der Erreichbarkeit der Einrichtungen der Daseinsvorsorge. 

6

5

6
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16.01.2019

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

1. Nebennetz: zusätzliche Fahrten im Nebennetz
(primär am Vormittag)

2. Spätverkehrsangebot Mo‐Fr:  Ausweitung des 
Taktverkehrs im Abendverkehr (primär im Hauptnetz)

3. Touristisch relevante Regionen: Verbesserung der 
Angebotsqualität

4. Spätverkehrsangebot Fr und Sa: zusätzliche Fahrten

Optionale Bausteine

7

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Option 1: Zusätzliche Fahrten im 
Nebennetz (Ziel: durchgehender Takt)
Ausgangslage
• Vorhandensein von Taktunterbrechungen im Nebennetz (zumeist am Vormittag)
Ziele
• Attraktivität erhöhen, Beförderungsanteile stärken, Optimierung ÖPNV‐Angebot für 
Bewohner und besonders auch Touristen, Sicherstellung der Erreichbarkeit

Problem
• Vormittägliche Versorgungsfahrten, Arzt‐ und Amtsbesuche, touristische Wegezwecke 
im Nebennetz nicht immer möglich

Lösungsvorschlag
• Ergänzungsfahrten auf einigen Linien
Aufwand / Kosten
• KOM: keine Änderung 
• + 0,9 Mio. km/a
• Mehraufwand in Höhe von geschätzten 1,7 Mio. €/a

8

7

8
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16.01.2019

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Ausgangslage
• gestreckte Takte und Betriebsschluss im Abendverkehr (nach 19 Uhr) reduzieren 
Verbindungsqualität (betrifft überwiegend das Hauptnetz)

Ziele
• Attraktivität erhöhen, Beförderungsanteile stärken, Optimierung ÖPNV‐Angebot für 
Alle, Stärkung als Zubringer zur Bahn, Sicherstellung der Erreichbarkeit

Problem
• ÖPNV für Menschen mit Fahrtwunsch in Abendstunden je nach Reisezeit nicht attraktiv
Lösungsvorschlag
• Verschiebung des durchgängigen Taktangebots um 1‐2h auf den Hauptlinien und 
einzelne Ergänzungen zusätzlicher Fahrten

Aufwand / Kosten
• KOM: keine Änderung, + 0,5 Mio. km/a
• Mehraufwand in Höhe von geschätzten 1,0 Mio. €/a

Option 2: Verlängerung Betriebszeit 
im Abendverkehr

9

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

16. Januar 2019Option 2:
Verlängerung Betriebszeit 
im Abendverkehr Mo‐Fr

Abendfahrten

Abendfahrt in eine 
Richtung

10

9
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Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Option 3: zusätzliche Fahrten in 
touristisch relevanten Regionen
Ausgangslage

• nur teilweise nutzbares Angebot in touristischen Orten
Ziele

• Attraktivität erhöhen, Beförderungsanteile stärken, Optimierung touristischer 
Belange

Problem
• Regelangebot v.a. im Sommer nicht ausreichend

Lösungsvorschlag
• zusätzliche Fahrten auf relevanten Relationen in der Sommersaison 

(Verstärkung teils zum Stundentakt, teils zum 2‐Stundentakt und teils Einzelfahrten)
Aufwand / Kosten

• KOM: keine Änderung 
• + 0,15 Mio. km/a
• Mehraufwand in Höhe von geschätzten 0,3 Mio. €/a

11
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16. Januar 2019

Bus um den Wittensee: Lücken 
im 2‐Stunden‐Takt füllen

Ostseeküste: 
Stundentakt Damp –
Olpenitz – Kappeln

Option 3:
Zusätzliche Fahrten in 
touristisch relevanten Regionen

Verdichtung auf 
Stundentakt (Mo‐Fr)

Verdichtung auf 
Durchgehenden    
2‐Stundentakt (Mo‐Fr)

(Zusatz‐)Angebot am 
Wochenende

Bus im Bereich Warder: 
Angebot am Wochenende

Bus nach Schierensee: Angebot 
am Wochenende im 2h‐Takt

Bus Quarnbek/Westensee: 
am Wochenende im 2h‐TaktBus Königsförde: Bus am 

Wochenende mit Anschluss 
Felde

Bus Westensee: 
Werktäglich im 1h‐Takt

12
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Ausgangslage
• Betriebsschluss lässt eine ÖPNV‐Nutzung in den Abendstunden nicht zu
Ziele
• Attraktivität erhöhen, Beförderungsanteile stärken, Sicherstellung der Erreichbarkeit
Problem
• ÖPNV für die Rückfahrten in den Abendstunden (in der Regel nach 22 Uhr) nicht 
nutzbar, da kein Angebot vorhanden ist

Lösungsvorschlag
• Ergänzende Fahrten auf den Hauptlinien, die bspw. einen Theater‐ oder Kinobesuch 
mit dem ÖPNV ermöglichen (Hin‐ und Rückfahrt)

Aufwand / Kosten
• + 0,09 Mio. km/a
• Mehraufwand in Höhe von geschätzten 0,1 Mio. €/a

Option 4: Einführung eines 
Spätverkehrsangebotes an Fr und Sa

13

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

16. Januar 2019Option 4:
Einführung eines Spätverkehrs‐
angebotes an Fr und Sa

Spätangebot

Spätangebot nur in 
eine Richtung

14
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Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Zusammenfassung 

Mio. km/a Mio. €/a

Zielkonzept 7,2 19,2

Option 1 Verdichtung zur NVZ 0,9 1,7

Option 2 Erweiterung im Abendverkehr  0,5 1,0

Option 3 Verdichtungen touristische Schwerpunkte 0,2 0,3

Option 4 Ergänzungen Spätverkehr an Fr/Sa 0,1 0,1

Summe 8,8 22,4

[Summenfehler sind Rundungsfolgen]

15

16. Januar 2019

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

Priorisierung der Optionen

1. Umsetzen von Option 3 und 4 in Abhängigkeit von 

Kooperationen mit Kultur und Tourismus

2. Umsetzung von Option 1 und 2 für die weitere Verbesserung 

der Nutzbarkeit in Abhängigkeit der Finanzierbarkeit; Priorität 

sehen wir bei Option 1 

16
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16. Januar 2019

Kontakt
ARGE ÖPNV-KONZEPT RENDSBURG-ECKERNFÖRDE

C/O INTERLINK GMBH

WALLSTRASSE 58

10179 BERLIN

TEL. 030 – 280 351 410 UND 0163 – 5793561

MAIL: MICHELMANN@INTERLINK-VERKEHR.DE

17
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ÖPNV-Konzept für den Kreis Rendsburg-Eckernförde   
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Ausgangslage und Ziele 

Die Zahl der Menschen, die aufgrund sinkender Einkommen oder gesundheitli-

cher Einschränkungen wesentlich auf Bus und Bahn angewiesen sind, steigt ste-

tig — und gleichzeitig geht in ländlichen Regionen das Angebot zurück. Die Ge-

fahr der räumlichen und gesellschaftlichen Exklusion wächst. Dabei liegt der 

Schlüssel zur Problemlösung genau in der umgekehrten Richtung: Mit dem Erhalt 

und der Stärkung des ÖPNV über den Schülerverkehr hinaus ließe sich die Er-

reichbarkeit von Einrichtungen verbessern, Versorgung sicherstellen, gesell-

schaftliche Teilhabe gewährleisten und damit insgesamt die Lebensqualität in 

ländlichen Regionen erhöhen. 

Um diesen Paradigmenwechsel einzuleiten hat der Regional-

entwicklungsausschusses am 01.11.2016 den Beschluss gefasst, das Busnetz 

vor der anstehenden Ausschreibung gutachterlich untersuchen und neu konzep-

tionieren zu lassen. Das aus dieser Untersuchung resultierende Ergebnis soll in 

der Folge die wesentliche Grundlage für die Beschreibung des Angebotsumfan-

ges der Ausschreibung bilden. 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde hielt eine Überarbeitung des ÖPNV-Angebotes 

für erforderlich vor dem Hintergrund der folgenden Ziele: 

 Attraktivität, einfache Zugänglichkeit und verständliche Nutzungsmöglich-

keit des ÖPNV in allen Teilen des Kreises im Rahmen der zur Verfügung 

stehenden Mittel erhöhen, 

 Stärkung der Beförderungsanteile des ÖPNV im Interesse einer Verringe-

rung der durch den Straßenverkehr hervorgerufenen CO2-Emissionen 

und weiterer Umweltbelastungen durch Lärm und Schadstoffe sowie im 

Interesse einer erhöhten Verkehrssicherheit, 

 Optimierung des ÖPNV-Angebotes im Hinblick auf Schülerbeförderung 

und touristische Belange, 

 Integration der unterschiedlichen Verkehrsträger (einschließlich alternati-

ver Bedienformen) durch Verknüpfung und Vernetzung und Gewährleis-

tung abgestimmter Umsteigebeziehungen; anzustreben ist ein Fahrplan 

nach dem ITF-Konzept im Kreisgebiet, 

 Stärkung der Zubringerfunktion zum SPNV und systematische Verknüp-

fung zwischen Bus/Bahn und Bus/Bus, 

 Sicherung eines bedarfs- und qualitätsorientierten Angebotes für die Ver-

kehrsbedürfnisse im ländlichen Raum / Sicherstellung der Erreichbarkeit 

der Einrichtungen der Daseinsvorsorge. 
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Lösungsansatz 

Die Verwaltung wurde beauftragt, ein neues Liniennetz in Auftrag zu geben und 

mit den beauftragten Planungsbüros gemeinsam zu entwickeln. Das ÖPNV-

Konzept wurde nach dem Prinzip des Integralen Taktfahrplans (ITF) geplant, 

Liniennetz und Fahrpläne als Ergebnis des Planungsprozesses liegen in einer 

aktuellen Entwurfsfassung vor. 

 

Vorgehen 

Die seit Spätsommer 2017 laufende Bearbeitung war und ist gegliedert in drei 

Phasen: 

(1) Bestandsaufnahme: Bestandsaufnahme und Analyse des bisherigen 

ÖPNV-Angebotes sowie der die Konfiguration des heutigen und künftigen 

Angebotes bestimmenden Parameter wie z. B. Unterrichtszeiten und 

Schulstandorte. 

(2) Grobkonzeption: Festlegung von Standards für das künftige ÖPNV-

Angebot bzgl. Betriebszeiten, Angebots- und Erschließungsdichte sowie 

parallel dazu die Erarbeitung von Grundzügen eines ITF-Konzeptes und 

erste Diskussionen mit den Ebenen vor Ort über lokale Anforderungen 

und Besonderheiten. 

(3) Feinplanung: Verfeinerung der Planungsarbeiten bis in die Linien- und 

Fahrplan-/Fahrtenebene und weitere Abstimmung mit den Ebenen vor Ort 

zur Passfähigkeit der Planung. Abschließend folgt die Fertigstellung des 

Konzeptes bis in die Fahrplanebene und Abschätzung der damit verbun-

denen Kosten. 
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Abbildung 1: Vorgehensweise bei der ITF-Planung 

In diesem Zusammenhang wurde eine Vielzahl von Projektteamsitzungen, Len-

kungskreissitzungen und Vor-Ort-Gesprächen geführt, der Regionalentwick-

lungsausschuss wurde in mehreren Sitzungen über den Stand der Bearbeitung 

informiert. 

Zielkonzept 

Das Zielkonzept weist drei wesentliche Merkmale auf: 

 Neue ganztägige Angebote im gesamten Kreisgebiet und über Kreisgren-

zen hinweg, 

 neue Verbindungsachsen zwischen zentralen Orten und zügige Verbin-

dungen durch neue Anschlussknoten, sofern nicht ohnehin Eisenbahnan-

gebote bestehen (auch durch neue Querverbindungen über den NOK mit 

durchgehenden Linien oder via Fährpassagen) und 

 Erschließung aller größeren Orte an Wochenarbeitstagen mindestens im 

2-Stunden-Takt (teils durch eine Linie, teils durch Linienüberlagerungen). 

Grundlage der Planung ist der Integrale Taktfahrplan. Taktfahrpläne führen 

grundsätzlich zu einer erhöhten Fahrleistung gegenüber rein nachfrageorientier-

ten Verkehren, die lediglich eine bedarfsgerechte Bedienung zu den Schulen und 

ggf. in einzelnen wichtigen Pendlerlagen berücksichtigen. Dies entspricht keinem 

attraktiven ÖPNV-Angebot nach den allgemeinen Standards, wie sie heute in 

vielen Regionen gelten.  
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Tabelle 1: Vergleich Status quo mit Zielkonzept 

Vorher Nachher 

 
 

Unregelmäßige Bedienung mit An-
gebotslücken im Tagesgang 

Taktfahrplanangebote im 1h oder 
2h-Takt auf den Haupt- und Neben-
linien 
 
Taktlücken zu Gunsten einer späten 
letzten Fahrtmöglichkeit auf Haupt-
linien und Taktlücken im Nebennetz 

 

 
 

Keine systematischen Zuganschlüs-
se 

Systematische Verknüpfungen zwi-
schen Bus und Bahn 

 

 
 

Betriebsschluss häufig gegen 20:00 
Uhr 

Betriebsschluss auf den Hauptlinien 
(Lastrichtung) zwischen 22:00 – 
23:00 Uhr 
 
Nebennetz weiterhin 20:00 Uhr 

 

 
 

Stark eingeschränkte bzw. nicht 
vorhandene Bedienung am Wo-
chenende / Schulferien 

Grundvertaktung auch am Wochen-
ende (halber Takt). Taktfahrten auch 
durchgängig während der Schulferi-
en 

 

 
 

teils außerhalb des Schulbusver-
kehres gar kein Angebot  außer-
halb der Mittelzentren 

Neue Verkehrsbeziehungen über 
Knotenpunkte in der Fläche 

 

 
 

Ausrichtung der Verkehre auf 
Schulverkehrszeiten 

Durchgängiges Angebot für Pendler- 
und Freizeitverkehre 

 

 
 

Schwer verständliche Linienführun-
gen und Fahrplanausnahmen 

Einheitliche und merkbare Taktver-
kehre 

 

 
 

i.d.R. für den Schülerverkehr pass-
genaue Angebote vorhanden 

 
… für Nicht-Schüler dagegen nicht 

Änderungen auf Grund von Aufgabe 
von „Rundkursen“ und Taktzwängen 
möglich 
… dafür attraktive Angebote für 
Jedermann 

 

 

Mobilitätsentscheidungen für einzelne Verkehrsträger orientieren sich stets an 

der Verfügbarkeit des Angebots. Eine leichte Zugänglichkeit zum System des 

ÖPNV ist ausschlaggebend, um eine Mobilitätsentscheidung für die Nutzung von 

Bus und Bahn treffen zu können. Mobilitätsketten zwischen Bus und Bahn, bzw. 

auch zwischen Bus und Bus, müssen problemlos funktionieren. Erst dann kön-

nen Mobilitätsentscheidungen vermehrt zugunsten des ÖPNV getroffen werden. 

Dies ist heute innerhalb des Kreises Rendsburg-Eckernförde in weiten Teilen nur 

eingeschränkt der Fall. 
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Abbildung 1: Liniennetz im Zielkonzept (Hauptrouten im Taktverkehr der 1. und 2. Netzebene) 

Interlink | Fahrplangesellschaft — mit BfV | spitzenkraft.berlin ÖPNV-Konzept Rendsburg-Eckernförde  | REA-Vorstellung

16. Januar 2019

2

Angebotsqualität 
ITF-Planung 
Kreis Rendsburg-
Eckernförde

Stundentakt
zuständig RD-ECK / anderer Kreis

Stundentakt mindestens 1 Lücke

zuständig RD-ECK

2-Stundentakt 
zuständig RD-ECK / anderer Kreis

2-Stundentakt mit Lücken in 
der NVZ
zuständig RD-ECK / anderer Kreis

RegionalExpress
RegionalBahn

Husum

Friedrichstadt

Heide

NVZ und SVZ: 
alternierend

 

Die verschiedenen Anforderungen hängen konzeptionell zusammen und müssen 

teilweise iterativ bearbeitet werden, was im Zusammenhang mit den Vor-Ort-

Gesprächen eine sehr intensive Einbeziehung und Bearbeitung erforderte und in 

einzelnen Details noch erfordert. 

Nicht jeder räumliche Punkt im Untersuchungsgebiet kann bei begrenzten finan-

ziellen Mitteln mit der gleichen Qualität bedient werden. Daher müssen verschie-

dene Qualitätsstufen der Bedienung mit Buslinienverkehr sinnvoll und nachvoll-

ziehbar differenziert werden können. 

Der Masterplan Mobilität der KielRegion trifft bereits Aussagen über mögliche 

unterschiedliche Takthäufigkeiten verschiedener Linien. Solche Aussagen orien-

tieren sich an bestimmten Eigenschaften der skizzierten Achsen. Zusätzlich gibt 

es planerische Ansätze, die von einer Differenzierung von Netzebenen und Pro-

dukten ausgehen und in der Folge zu verschiedenen Bedienungsqualitäten füh-

ren. Diese Differenzierung umfasst z. B.: 
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 Planungsprioritäten bei der Festlegung der Linienwege (schneller bis 

langsamer, direkter bis mehr erschließend, mehr Haltestellen bis weniger 

Haltestellen u. a. m.), 

 Fahrtenhäufigkeit bzw. Taktfolge, 

 Toleranz im Taktsystem bei Abweichungen für die Belange der Schüler-

beförderung, 

 Bedienungszeiträume (Betriebsbeginn, Betriebsende, differenziert nach 

Verkehrstagen Schultage, Ferientage, Samstag, Sonn- und Feiertag). 

Planerische Ansätze, vorliegende konzeptionelle Überlegungen in Nachbarregio-

nen (Kiel) sowie Einschätzungen aus Diskussionen vor Ort und in den Gremien 

führten zu folgenden Angebotsstandards. 

Thema gewählter Standard 

Netzstruktur  Anbindung von allen raumbedeutsamen Orten  

Taktdichte 60- oder 120-Minuten-Takt auf den Hauptlinien 

Linienweg  möglichst direkt und ohne Umwege 

Betriebszeit 
Mo-Fr  5 bis 22 Uhr 

Sa, So, F 9 bis 22 Uhr 

Abweichungen für Schülerbeförderung nur in Ausnahmen erlaubt 

 

Die Anwendung dieser Standards und der Grundsätze aus der ITF-Planung führt 

zu anderen Fahrplanstrukturen (s. nachfolgende Fahrplantabellen). 
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Abbildung 2:  Beispiel für die Struktur eines Bestandsfahrplanes und eines Fahrplanes 
aus dem Zielkonzept 
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Kosten 

Ein systembedingtes Merkmal von ITF-Fahrplänen ist eine Reduzierung der Kos-

ten je gefahrenem Kilometer, da i. d. R. die Fahrleistung steigt, die Anzahl der 

eingesetzten Fahrzeuge jedoch weitgehend gleichbleibt oder sogar sinkt. Im Fall 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde steht darüber hinaus ein Vergabeverfahren 

zur Ausschreibung von Busverkehrsleistungen bevor, das – analog zu vergleich-

baren Ausschreibungen in vergleichbaren Räumen – zu Reduzierungen auf der 

Kostenseite führen dürfte. Ermittelt wurden die sich ergebenden Fahrleistungen 

auf den einzelnen Buslinien, abgeschätzt wurden auf dieser Basis die unter 

Wettbewerbsbedingungen entstehenden Kosten. Dies führt unter konservativer 

Berücksichtigung von zu erwartenden Fahrgelderlösen zu folgenden Mengen und 

Kosten für den Kreis: 

 

Fahrleistung 

[Mio. Fpl-km/a] 

Kosten für Kreis 

[Mio. €/a] 

Bestand 5,3 7,3 

Zielkonzept 7,3 7,4 

Abbildung 3: Mengen und Kosten Bestand und Zielkonzept 

 

Der geplante Mitteleinsatz für die Umsetzung des Zielkonzeptes entspricht in 

etwa dem heutigen Aufwand für den Kreis. Die ermittelten Kosten entsprechen 

den kalkulatorischen und für Wettbewerbsbedingungen ermittelten Kosten. Diese 

können von den tatsächlichen mit Abgabe der Angebote feststehenden Kosten 

abweichen. 

Optionen 

Das Zielkonzept erfüllt die Ziele des Kreises, setzt aber dennoch die Wirtschaft-

lichkeit des Angebotes in den Mittelpunkt der Planung. Daher wurden optionale 

Bausteine entworfen, die an verschiedenen Punkten der Konzeption ansetzen: 

 Option 1: Zusätzliche Fahrten im Nebennetz (primär am Vormittag) 
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 Auf einigen Linien wird der Fahrplan durch ergänzende Fahrten 

soweit ausgedehnt, dass ein durchgängiges Takt-Angebot vorliegt. 

 

 Option 2: Ausweitung im Abendverkehr (primär im Hauptnetz) 

 Auf verschiedenen Linien (überwiegend Hauptlinien) wird der Be-

triebsschluss montags bis freitags um eine bzw. zwei Stunden 

nach hinten verlegt. Es bedarf nicht zwingend eines stündlichen 

Angebotes, Priorität liegt im Angebot einer späten letzten Fahrt. 

 

 

 Option 3: Verbesserung der Angebotsqualität in touristisch relevanten 

Regionen 

 Zusätzliche Fahrten auf relevanten Relationen im Sommerhalbjahr 

von Ostern bis Herbst (Verstärkung teils zum Stundentakt, teils 

zum 2-Stundentakt und teils mit Einzelfahrten) 
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 Option 4: Zusätzliche Fahrten im Spätverkehrsangebot Fr und Sa 

 Vorgeschlagen werden ergänzende Fahrten oder ergänzende 

Fahrtenpaare auf den Hauptlinien. Insbesondere die Rückfahrt 

sollte so angelegt sein, dass ein Kino- oder Theaterbesuch mög-

lich sein kann. Aufgrund der üblichen Nachfrage sind diese Ange-

bote zunächst nur am Wochenende bzw. vor Feiertagen vorgese-

hen. Für eine Auswertung auf die Nächte Do/Fr wird eine Prüfung 

zu einem späteren Zeitpunkt vorgeschlagen. 
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Die Kosten für die einzelnen Optionen wurden abgeschätzt und in der nachfol-

genden Aufstellung dargestellt. 

 

 Fahrleistung 

[Mio. Fpl-km/a] 

Kosten für Kreis 

[Mio. €/a] 

Bestand 5,3 7,3 

Zielkonzept 7,3 7,4 

Option 1 + 1,0 + 1,8 

Option 2 + 0,5 + 1,0 

Option 3 + 0,2 + 0,3 

Option 4 + 0,1 + 0,2 

Abbildung 4: Mengen und Kosten der Optionen
1
 

 

 

 

 

 

 

                                                
1  Den Optionen sind im Gegensatz zum Zielkonzept vorliegend keine Fahr-

geldmehrerlöse gegengerechnet, da etwaige Mehreinnahmen derzeit nicht 

genügend sicher vorausgeschätzt werden können. 
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Beteiligung 

 

Im Zuge des Planungsprozesses wurden die Fahrplanentwürfe in einem umfang-

reichen Abstimmungsprozess mit der örtlichen Ebene diskutiert. Zwischen März 

und Dezember 2018 wurden bisher 30 Vor-Ort-Termine mit den Ämtern und 

amtsfreien Gemeinden abgehalten. Zusätzlich wurden zwei Regionalforen für die 

Öffentlichkeitsbeteiligung und zwei Lenkungskreise für die Beteiligung der 

Fachöffentlichkeit durchgeführt. Daneben gab es eine Reihe an Abstimmungs-

terminen mit benachbarten Aufgabenträgern.  

In den Vor-Ort-Terminen stand weit überwiegend der Schülerverkehr im Fokus. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass seitens der Ämter und Gemeinden nicht 

durchgängig Verständnis für die Zwänge der Taktverkehre aufgebracht wird und 

die erheblichen positiven Effekte des ITF und der Angebotsausweitung z.T. nur 

am Rande gewürdigt werden, die im Tagesgang letztlich auch den Schülern zu-

gutekommen (Freizeitverkehre; Unabhängigkeit vom Elterntaxi; Stundenplanaus-

fälle). Gerade durch die konsequente Vertaktung erwachsen aber die Zukunfts-

chancen für ein besseres Mobilitätsangebot für Alle. 

Die Verwaltung und Gutachter waren daher sehr stark gefordert, Lösungen für 

die vorgetragenen Einwände zu finden. Dieses ist bereits in vielen Bereichen 

weitgehend gelungen. Fehler, die bei der Fülle der Fahrpläne nicht ausbleiben 

können, wurden zwischenzeitlich korrigiert und Nachbesserungen eingearbeitet. 

Das Konzept wird dennoch bis zur anvisierten Umsetzung zum 01.01.2021 konti-

nuierlich Änderungen und Anpassungen im Bezug zum Schülerverkehr erfahren 

müssen. Den Ämtern wurde zugleich die Zusage gegeben, die Feinjustierung 

und Abstimmung der Schülerverkehre in dieser Zeit durchzuführen. 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2016/980-005-001

11.02.2019

Dr. Kruse, Martin

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

FD 5.3 Regionalentwicklung

Bearbeiter/in: Nevermann, Malte

Ausschreibung der ÖPNV-Leistung im Regionalverkehr: Antrag der 
SPD-Kreistagsfraktion
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

20.02.2019 Regionalentwicklungsausschuss Beratung
07.03.2019 Hauptausschuss Beratung
25.03.2019 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 

Der Antrag der SPD-Kreistagsfraktion ist der Vorlage als Anlage beigefügt.

Anlage/n: 
Antrag SPD-Kreistagsfraktion
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Sozialdemokratische Partei Deutschland   Martin Tretbar-Endres

Kreistagsfraktion Rendsburg-Eckernförde     Verkehrspolitischer Sprecher 
            

Rendsburg, 10. Februar 2019 

 

Antrag für den REA am 20. Februar 2019  

TOP (nichtöffentlich): Ausschreibung der ÖPNV-Leistungen im  

Regionalverkehr: Angebotsumfang 

 

Die SPD-Kreistagsfraktion beantragt, dass  

 

1. die Option 1 (zusätzliche Fahrten im Nebennetz) aus dem Kurzbericht zum ÖPNV-

Konzept für den Kreis Rendsburg-Eckernförde vom 4. April als Angebotsumfang in 

die Vorabbekanntmachung der Ausschreibung aufgenommen wird;  

 

2. die Option 2 (Ausweitung im Abendverkehr) aus dem o.g. Kurzbericht als Ange-

botsumfang in die Vorabbekanntmachung aufgenommen wird;  

 

3. die Optionen 3 (Verbesserung der Angebotsqualität in touristisch relevanten Regi-

onen) sowie 4 (Zusätzliche Fahrten im Spätverkehrsangebot Fr und Sa) als mögliche 

Optionen in die Vorabbekanntmachung aufgenommen werden. 

 

Begründung erfolgt mündlich 

Gez. Martin Tretbar-Endres 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2016/980-005-002

12.02.2019

Dr. Kruse, Martin

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

FD 5.3 Regionalentwicklung

Bearbeiter/in: Nevermann, Malte

Ausschreibung der ÖPNV-Leistungen im Regionalverkehr: 
Fraktionsanträge
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

20.02.2019 Regionalentwicklungsausschuss Beratung
07.03.2019 Hauptausschuss Beratung
25.03.2019 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 

Der gemeinsame Fraktionsantrag der Kreistagsfraktionen der CDU, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen ist der Vorlage als Anlage beigefügt.

Anlage/n: 
Fraktionsantrag
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/783-001

15.02.2019

Rix, Svend

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

FD 1.2 IT- Management

Bearbeiter/in: Rix, Svend

Ratsinformationssystem Allris; hier: Freiwilliger Verzicht auf Papier ab 
01.06.2019
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Die Verwaltung wird beauftragt, Tablets nebst Zubehör nach dem Ergebnis der 
Abfrage unter den Mandatsträgern entsprechend zu beschaffen, zu installieren und 
an die Mandatsträger auszugeben. 

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Die am 17.02.2019 im Hauptausschuss beschlossene Bedarfsabfrage unter den 
Mandatsträgern hat folgenden Bedarf an Tablets ergeben:

Variante A = 10 Stück
Variante B = 20 Stück
Variante C = 52 Stück

Eigene Geräte möchten insgesamt 21 Mandatsträger nutzen, die Unterlagen in 
Papier möchten weiterhin 24 Mandatsträger erhalten. Von 4 Mandatsträgern liegt 
keine Rückmeldung vor. 

Die Betriebssysteme von Tablets sind nicht Multiuser fähig, d.h. eine Nutzung von 
Tablets durch mehrere Mandatsträger als „Pool-Lösung“ ist datenschutzrechtlich 
keine Option. Das Risiko, durch „Fehlbedienungen“ an die Daten / Informationen 
eines anderen Mandatsträgers zu gelangen, ist sehr hoch.  Die rechtliche 
Verantwortung für die Geräte sollte eindeutig einem Mandatsträger zugewiesen sein.
Diese eindeutige Verantwortung ist für „Pool-Geräte“ nicht gegeben.     

Finanzielle Auswirkungen: 
Die Kosten für die gesamt Maßnahme belaufen sich nunmehr auf ca. 94.000,- €.
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Im Teilhaushalt 111102 – Fraktionen stehen investive Mittel in Höhe von insgesamt 
55.000 € (25.000 € aus 2018; 30.000 € aus 2019) zur Verfügung. Im Rahmen des 
Budgets 12101 (IT-Service), zu dem der Teilhaushalt 111102 gehört, könnte nach 
aktueller Abschätzung eine Deckung der zusätzlich erforderlichen Haushaltsmittel in 
Höhe von 39.000 € möglich sein. Abschließend lässt sich dies allerdings erst im 
Rahmen der Abwicklung des Haushaltsjahres 2019 beurteilen. Sollten sich die Mittel 
im Rahmen des Budgets als nicht auskömmlich erweisen, wird die Verwaltung zu 
gegebener Zeit einen überarbeiteten Deckungsvorschlag vorlegen.

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/783-002

18.02.2019

Weide, Gitta

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

FB 1 Zentrale Dienste

Bearbeiter/in: Weide, Gitta

Ratsinformationssystem Allris; hier: Freiwilliger Verzicht auf Papier ab 
01.06.2019
Kostenfreie Bereitstellung von iPads für nicht-politische Mitglieder des 
Jugendhilfeausschusses
-Antrag der CDU-Kreistagsfraktion-
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss  

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Antrag der CDU-Kreistagsfraktion ist der Vorlage als Anhang beigefügt.

Anlage/n: 
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Vorsitzenden des Hauptausschusses 1 

Herrn  Thorsten Schulz 2 

per Mail  an 3 

post@thorsten-schulz.net 4 

                                                                                                                                                                                                           5 

14.2.2019 6 

 7 

Sehr geehrter Herr Schulz, 8 

der Kreis Rendsburg-Eckernförde plant zum Sommer 2019 die Umstellung auf papierlose 9 

Sitzungsunterlagen.  Eine entsprechende Abfrage ist bei den Kreistagsabgeordneten und 10 

bürgerlichen Mitgliedern bereits erfolgt. Der Kreis bietet jedem die Nutzung von 11 

kreiseigenen Tablets an.  12 

Der Jugendhilfeausschuss setzt sich gemäß seiner Satzung §5 nicht nur aus politischen 13 

Ausschussmitgliedern zusammen.  Eine Abfrage in  der Sitzung vom 13.2.19 hat gezeigt, 14 

dass auch hier Interesse an papierlosen Unterlagen besteht.    15 

Antrag: 16 

Die CDU-Fraktion beantragt, allen Mitgliedern des Jugendhilfeausschusses kreiseigene 17 

Tablets zur Verfügung zu stellen. Eine analoge Abfrage bei den nichtpolitischen  18 

Mitgliedern  sollte hier  zeitnah erfolgen. Auch die Nutzung eigener Hardware oder der 19 

weitere Papierversand sollte möglich sein.  Nur so ist eine Gleichbehandlung aller 20 

Ausschussmitglieder gegeben. 21 

Die CDU-Fraktion bittet den Hauptausschuss dem Antrag zuzustimmen. 22 
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 23 

Beate Nielsen 24 

-stellv. Fraktionsvorsitzende-  25 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/845

20.02.2019

Rix, Svend

Fraktionsantrag

- öffentlich - 

FB 1 Zentrale Dienste

Bearbeiter/in: Campos Sorroche, Mandy

Fraktionsantrag WGK - Vermögenschadenversicherung für 
Mandatsträger
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Sachverhalt ist aus der Anlage ersichtlich.

Die Verwaltung hat bereits Kontakt mit dem ULD aufgenommen. Eine Stellungnahme 
des ULD liegt voraussichtlich zum Sitzungstermin vor.

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 22.01.2019

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2019/801
öffentlich
17.01.2019
Groeper, Sabine

Beschlussvorlage

Federführend:
S 05 Stabsstelle Finanzen Bearbeiter/in: Brück, Mira

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Beschlussfassung über den Jahresabschluss des Kreises Rendsburg-
Eckernförde für das Haushaltsjahr 2017
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Unterausschuss Rechnungsprüfung Beratung
Öffentlich Hauptausschuss Beratung
Öffentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Unterausschuss Rechnungsprüfung beschließt, dem Hauptausschuss 
vorzuschlagen, dem Kreistag zu empfehlen:

a) den Jahresabschluss des Kreises Rendsburg-Eckernförde für das 
Haushaltsjahr 2017  gemäß § 95 n GO i.V.m. § 57 Kro zu beschließen,

b) die Haushaltsüberschreitungen in Höhe von 2.712.285,04  € (Aufwendungen 
Ergebnishaushalt) und 3.881.671,41 € (Auszahlungen lfd. 
Verwaltungstätigkeit) zu genehmigen,

c) den Jahresüberschuss in Höhe von 12.449.567,53 € zum Ausgleich des 
vorgetragenen Jahresfehlbetrages in Höhe von 6.261.320,40 zu verwenden 
sowie den Differenzbetrag in Höhe von 6.188.247,13 € der Ergebnisrücklage 
zuzuführen.

Der Hauptausschuss beschließt auf Vorschlag des Unterausschusses 
Rechnungsprüfung, dem Kreistag zu empfehlen:

a) den Jahresabschluss des Kreises Rendsburg-Eckernförde für das 
Haushaltsjahr 2017  gemäß § 95 n GO i.V.m. § 57 Kro zu beschließen,

b) die Haushaltsüberschreitungen in Höhe von 2.712.285,04  € (Aufwendungen 
Ergebnishaushalt) und 3.881.671,41 € (Auszahlungen lfd. 
Verwaltungstätigkeit) zu genehmigen,

c) den Jahresüberschuss in Höhe von 12.449.567,53 € zum Ausgleich des 
vorgetragenen Jahresfehlbetrages in Höhe von 6.261.320,40 zu verwenden 
sowie den Differenzbetrag in Höhe von 6.188.247,13 € der Ergebnisrücklage 
zuzuführen.

Der Kreistag beschließt auf Empfehlung des Hauptausschusses:
a) den Jahresabschluss des Kreises Rendsburg-Eckernförde für das 

Haushaltsjahr 2017  gemäß § 95 n GO i.V.m. § 57 Kro zu beschließen,
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b) die Haushaltsüberschreitungen in Höhe von 2.712.285,04  € (Aufwendungen 
Ergebnishaushalt) und 3.881.671,41 € (Auszahlungen lfd. 
Verwaltungstätigkeit) zu genehmigen,

c) den Jahresüberschuss in Höhe von 12.449.567,53 € zum Ausgleich des 
vorgetragenen Jahresfehlbetrages in Höhe von 6.261.320,40 zu verwenden 
sowie den Differenzbetrag in Höhe von 6.188.247,13 € der Ergebnisrücklage 
zuzuführen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 

a) Gemäß § 95 m der Gemeindeordnung (GO) in Verbindung mit § 57 Kreisordnung 
(KrO) hat der Kreis zum Schluss eines jeden Kalenderjahres einen Jahresabschluss 
aufzustellen, in dem das Ergebnis der Haushaltswirtschaft nachzuweisen ist. Der 
Jahresabschluss ist gemäß § 95 n GO durch das Rechnungsprüfungsamt zu prüfen. 
Gemäß Schlussbemerkung des Rechnungsprüfungsamtes hat die Prüfung ob,

1. der Haushaltsplan eingehalten ist,
2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch 

vorschriftsmäßig begründet und belegt worden sind,
3. bei Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei 

der Vermögens-, Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften 
verfahren worden ist,

4. das Vermögen und die Schulden richtig nachgewiesen worden sind,
5. der Anhang zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist,

nach Durchsicht des geänderten Jahresabschlusses 2017 zu folgendem Ergebnis 
geführt:

Die Ursache für die wesentliche Beanstandung im vorläufigen Schlussbericht vom 
22.11.2018 wurde korrekt beseitigt.

Die weiteren maßgeblichen Einwendungen bei den Verbindlichkeiten und 
Forderungen wurden zutreffend aus Gründen der Verwaltungsökonomie  noch nicht 
beseitigt. Sie heben sich gegenseitig weitestgehend ergebnisneutral auf.

Im Übrigen wird auf die Anmerkungen des Rechnungsprüfungsamtes verwiesen.

Nach Überzeugung des Rechnungsprüfungsamtes vermittelt der Jahresabschluss 
2017 nunmehr unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung für 
Kommunen ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises.

b) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen dürfen 
§ 95 d GO i.V.m. § 57 KrO nur geleistet werden, wenn der Kreistag zugestimmt hat.

In Fällen, die keinen Aufschub dulden oder bei unerheblichen über- oder 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen kann der Landrat die 
Zustimmung zur Leistung dieser Aufwendungen und Auszahlungen erteilen. Gemäß 
§ 4 der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 ist der Landrat ermächtigt, 
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über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen bis zur Höhe von 
50.000 € zuzustimmen. Die Genehmigung des Kreistages gilt in diesen Fällen als 
erteilt.

Die im Jahresabschluss 2017 ausgewiesenen Haushaltsüberschreitungen setzen 
sich folgendermaßen zusammen: 

Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 2017 – Aufwendungen Ergebnishaushalt
Bezeichnung Ergebnishaushalt – in Euro
Nicht zahlungswirksame Mehraufwendungen 3.102.711,85
durch Mehrerträge gedeckte Überschreitungen 16.073.199,74
vom Kreistag pauschal genehmigte Überschreitungen 319.195,40
Vom Kreistag genehmigte Überschreitungen 0,00
vom Kreistag noch zu genehmigende Überschreitungen 2.712.285,04

Zusammen 22.207.392,03
Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 2017 – Auszahlungen
Bezeichnung Lfd. 

Verwaltungstäti
gkeit

Investitionen

Durch Mehreinzahlungen gedeckte Überschreitungen 5.030.687,95 39.689,81
vom Kreistag pauschal genehmigte Überschreitungen 224.734,29 37.496,97
vom Kreistag genehmigte Überschreitungen 0,00 0,00
vom Kreistag noch zu genehmigende Überschreitungen 3.881.671,41 0,00

Zusammen 9.137.093,65 77.186,78

Die vom Kreistag noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen sind bei 
folgenden Budgets aufgetreten:

Budget Bezeichnung Ansatz

Euro

Ergebnis

Euro

Über-
schreitung *)

Euro
12101 IT Services 111.900,00 175.410,75 63.510,75
10301 Dezentrale Betreuung Asyl 351.056,74 406.408,73 55.351,99
23101 Zuwanderung 2.768.800,00 3.423.108,14 654.308,14
25103 Brandschutz 212.500,00 333.627,00 89.295,66
31603 Jugendarbeit und KiTas 29.227.700,00 30.872.286,25 244.970,45
31603 Jugendarbeit und KiTas 6.533.600,00 6.977.027,20 443.427,20
41301 Eingliederungshilfen SGB XII 2.386.500,00 2.464.420,90 77.920,90
41301 Eingliederungshilfe SGB XII 430.200,00 1.365.697,99 411.698,40
51502 Liegenschaften 2.948.800,00 3.388.694,16 360.906,36
51502 Liegenschaften 0 62.473,26 62.473,26
53701 Schülerbeförderung 2.518.300,00 2.758.867,67 192.384,77
53702 Bauplanung 10.600,00 66.637,16 56.037,16
Noch zu genehmigende Aufwendungen im Ergebnishaushalt 2.712.285,04
10301 Dezentrale Betreuung Asylbewerber 351.056,74 410.008,73 58.951,99
12101 IT-Service 111.900,00 207.284,29 95.384,29
22501 Umweltschutzmaßnahmen 146.500,00 1.041.151,31 763.399,98
25103 Brandschutz 212.500,00 297.662,24 52.790,16
31603 Jugendarbeit und KiTas 29.227.700,00 30.908.593,97 386.940,77
31603 Jugendarbeit und KiTas 6.533.600,00 7.047.533,23 513.933,23
32601 Amtsvormundschaften 14.500,00 5.847.224,85 313.496,81
54201 BBZ RD-ECK 80.400,00 133.138,17 52.738,17
54201 BBZ RD-ECK 1.883.600,00 2.046.155,00 98.733,53
54205 Schule am Noor 406.200,00 578.906,72 172.706,72
54206 Schule Hochfeld 570.300,00 718.229,20 147.929,20
54207 Schule an den Eichen 421.100,00 565.111,53 144.011,53
54208 Allgemeine Schulangelegenheiten 412.100,00 546.597,64 134.497,64
54208 Allgemeine Schulangelegenheiten 4.488.800,00 5.261.801,46 768.993,48
53701 Schülerbeförderung 2.518.300,00 2.736.158,44 177.163,91
Noch zu genehmigende Auszahlungen im Finanzhaushalt 3.881.671,41
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*)Bemerkung: Die Überschreitung wird in der Höhe dargestellt, die nach Abzug von Minderaufwendungen/-
auszahlungen, Mehrerträgen und gesondert genehmigten Überschreitungen in dem Budget entstanden sind.

c) Gemäß § 26 GemHVO-Doppik sind Jahresüberschüsse, die nicht zum Ausgleich 
eines vorgetragenen Jahresfehlbetrages benötigt werden, der Ergebnisrücklage oder 
der allgemeinen Rücklage zuzuführen. Der Jahresüberschuss in Höhe von 
12.449.567,53 € ist zum Ausgleich des vorgetragenen Jahresfehlbetrages in Höhe 
von 6.261.320,40 € zu verwenden. Der Differenzbetrag in Höhe von 6.188.247,13 € 
wird der Ergebnisrücklage zugeführt.

Finanzielle Auswirkungen: 
Ja, siehe Sachverhalt

Anlage/n: 
- Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung des 

Jahresabschlusses für das Haushaltsjahr 2017
- Lagebericht zur Jahresrechnung des Kreises Rendsburg-Eckernförde für das 

Haushaltsjahr 2017
- Schlussbilanz 2017 einschl. Anhang
- Ergebnis- und Finanzrechnung 2017
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Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

 

 
- 4 - 

 

1 Prüfungsauftrag 

Gem. § 57 Kreisordnung i. V. m. § 95 m Gemeindeordnung hat der Kreis zum 
Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen, in dem 
das Ergebnis der Haushaltswirtschaft des Haushaltsjahres nachzuweisen ist. 

Das Rechnungsprüfungsamt hat gem. § 95 n Gemeindeordnung den Jahresab-
schluss und den Lagebericht mit allen Unterlagen daraufhin zu prüfen, ob 

1. der Haushaltsplan eingehalten ist, 

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig 
begründet und belegt worden sind, 

3. bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei 
der Vermögens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften ver-
fahren worden ist, 

4. das Vermögen und die Schulden richtig nachgewiesen worden sind, 

5. der Anhang zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist, 

6. der Lagebericht zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist. 

Ziel der Prüfung ist es damit festzustellen, ob der vorgelegte Jahresabschluss un-
ter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Kreises Rendsburg-Eckernförde vermittelt und erläutert. 

Bei der Rechnungslegung sind alle Tatbestände zu berücksichtigen und gegebe-
nenfalls im Anhang anzugeben, die für die Adressaten des Jahresabschlusses von 
Bedeutung sind. Sachverhalte von untergeordneter Bedeutung, die wegen ihrer 
Größenordnung keinen Einfluss auf das Jahresergebnis und die Rechnungsle-
gung haben, können vernachlässigt werden. Eine Definition zum Begriff der We-
sentlichkeit oder eine allgemeingültige Bestimmung von Wesentlichkeitsgrenzen 
gibt es nicht. 

Das Rechnungsprüfungsamt kann die Prüfung nach pflichtgemäßem Ermessen 
beschränken und auf die Vorlage einzelner Prüfungsunterlagen verzichten. Von 
diesem Recht hat das Rechnungsprüfungsamt Gebrauch gemacht. 

 

2 Vorlage des Jahresabschlusses 

Gem. § 44 Abs. 4 GemHVO-Doppik ist dem Rechnungsprüfungsamt und der zu-
ständigen Kommunalaufsichtsbehörde bis spätestens 1. Mai eines jeden Jahres 
der Jahresabschluss und der Lagebericht vorzulegen. 

Dem Rechnungsprüfungsamt wurden die ersten Unterlagen zur Prüfung des Jah-
resabschlusses am 02.05.2018 zugeleitet. Die weiteren Unterlagen einschließlich 
des Lageberichtes wurden am 18.05.2018 zur Verfügung gestellt.  

Damit lagen die erforderlichen Unterlagen so früh vor wie in keinem der Haus-
haltsjahre zuvor. Die damit erkennbar in die richtige Richtung gehenden Anstren-
gungen werden vom Rechnungsprüfungsamt ausdrücklich begrüßt.  
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Rechnungsprüfungsamt des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 des Kreises Rendsburg-Eckernförde 
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Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Das Rechnungsprüfungsamt hat in einem vorläufigen Schlussbericht vom 
22.11.2018 festgestellt, dass die Prüfung entsprechend des o. g. Auftrages zu 
maßgeblichen Einwendungen geführt hat. 

Der Jahresüberschuss war deutlich zu hoch ausgewiesen worden. Dies führte zur 
Überzeugung des Rechnungsprüfungsamtes, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung für Kommunen nur ein-
geschränkt ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises vermittelt hat. Aufgrund 
dessen wurde es erforderlich, den Jahresabschluss 2017 in einem verwaltungs-
ökonomisch angemessenen Umfang anzupassen. 

Die daraufhin angepassten Unterlagen wurden dem Rechnungsprüfungsamt am 
19.12.2018 übergeben. 

Zur Nachvollziehbarkeit der erfolgten Anpassungen und der Gründe dafür wurde 
im Folgenden der vorläufige Bericht an den von den Anpassungen betroffenen 
Stellen entsprechend der Erkenntnisse der neuerlichen Prüfung ergänzt. 

 

3 Lagebericht 

Gem. § 52 GemHVO-Doppik ist der Lagebericht so zu fassen, dass ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Er-
trags- und Finanzlage des Kreises vermittelt wird. Dazu ist ein Überblick über die 
wichtigsten Ergebnisse des Jahresabschlusses und Rechenschaft über die Haus-
haltswirtschaft im abgelaufenen Jahr zu geben. Über Vorgänge von besonderer 
Bedeutung, auch solcher, die nach Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind, 
ist zu berichten. Außerdem hat der Lagebericht eine ausgewogene und umfas-
sende, dem Umfang der Aufgabenerfüllung entsprechende Analyse der Haus-
haltswirtschaft und der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kreises zu ent-
halten. Auch ist auf die Chancen und Risiken für die künftige Entwicklung des 
Kreises einzugehen; zu Grunde liegende Annahmen sind anzugeben. 

Der dem Rechnungsprüfungsamt als Anlage zum Jahresabschluss 2017 vorgeleg-
te Lagebericht entspricht grundsätzlich den Vorgaben des § 52 GemHVO-Doppik. 
Hinsichtlich der Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
den Bildes der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises wird 
an dieser Stelle bereits auf die Schlussbemerkung verwiesen.  

Folgende Einschätzungen zu Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung der 
Kreisfinanzen wurden seitens des Landrates und der Leiterin der Stabsstelle Fi-
nanzen getroffen und werden vom Rechnungsprüfungsamt geteilt: 

 Der Kreisumlagesatz von 31. v. H. wird nach Abwägung aller Interessen als 
angemessen angesehen. 

 Die kreiseigenen Liegenschaften sind noch nicht flächendeckend auf dem 
neuesten technischen Standard. 

 Die Verwaltung und der Kreistag müssen die Konsolidierungsanstrengungen 
konsequent fortsetzen.  
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 Die gesamte wirtschaftliche Situation zeigt den Kreis Rendsburg-Eckernförde 
zum Jahresabschluss 2017 in finanziell geordneten Verhältnissen. 

 

4 Art und Umfang der Prüfung: 

Aufgabe des Rechnungsprüfungsamtes war es, auf der Grundlage der durchge-
führten Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss abzugeben. 

Die Prüfung wurde nach dem risikoorientierten Prüfungsansatz vorgenommen. 
Danach ist es erforderlich, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass ein 
hinreichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob der Jahresab-
schluss frei von wesentlichen Fehlaussagen ist. 

Die Prüfung des Rechnungsprüfungsamtes erstreckte sich im Wesentlichen da-
rauf, welche Veränderungen vom Bilanzstichtag 31.12.2016 bis zum Schlussbi-
lanzstichtag 31.12.2017 eingetreten und wie diese zu beurteilen sind. 

 

5 Grundlage für die Haushaltswirtschaft des Kreises im Jahr 2017 

Grundlage für die Haushaltswirtschaft des Kreises im Jahre 2017 war die am 
12.12.2016 vom Kreistag beschlossene Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2017. Die Bekanntmachung der Satzung erfolgte im Kreisblatt Nr. 9/2017. 

Durch die vom Kreistag beschlossene Haushaltssatzung wurden für das Haus-
haltsjahr 2017 folgende Beträge festgesetzt: 

 Euro 

… im Ergebnisplan mit  

einem Gesamtbetrag der Erträge auf 360.655.800,00  

einem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 360.655.800,00 

einem Jahresüberschuss i. H. v. 0,00 
  

… im Finanzplan  

einem Gesamtbetrag der 

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 

 

354.213.500,00 

einem Gesamtbetrag der 

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 

 

349.678.900,00 

und  

einem Gesamtbetrag der 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit und der Finanzie-
rungstätigkeit auf 

 

 

4.244.200,00 

einem Gesamtbetrag der 

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit und der Finanzie-
rungstätigkeit auf 

 

 

10.772.200,00 

TOP 12



Rechnungsprüfungsamt des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

 

 
- 7 - 

6 Jahresabschluss 2017   

6.1 ERGEBNISRECHNUNG 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die von den Anpassungen betroffenen Zeilen sind jeweils grau hervorgehoben. 

 

6.1.1 Stand vorläufiger Schlussbericht 22.11.2018 

Nr. 
Bezeichnung 
Ertrags- / Aufwandart 

Planung Buchung mehr/weniger 

Euro Euro +/- Euro 

1 Steuern und ähnliche 
Abgaben 0 0 0 

2 Zuwendungen u. allge-
meine Umlagen 187.383.500,00 199.783.723,68 12.400.223,68 

3 Sonstige Transfererträge 7.322.800,00 9.859.646,13 2.536.846,13 

4 Öffentl.-rechtl. Leis-
tungsentgelte 6.017.700,00 6.704.305,12 686.605,12 

5 Privat-rechtl. Leistungs-
entgelte 17.519.800,00 17.836.707,02 316.907,02 

6 Kostenerstattungen, Kos-
tenumlagen 135.770.600,00 144.651.072,00 8.880.472,00 

7 Sonstige ordentliche Er-
träge 4.323.700,00 7.337.291,44 3.013.591,44 

8 Aktivierte Eigenleistun-
gen 0 0 0 

9 Bestandsveränderungen 0  3.855.603,79 3.855.603,79 

10 Ordentliche Erträge 358.338.100,00 390.028.349,18 31.690.249,18 
     

11a Personalaufwendungen 37.168.800,00 35.589.817,31 1.578.982,69 

11b Zuführung an Rückstel-
lungen Personal 1.188.900,00 3.439.354,83 -2.250.454,83 

12a Versorgungsaufwendun-
gen 162.700,00 159.452,06 3.247,94 

13 Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen 
inkl. übertragener Auf-
wendungen aus dem 
HHJ 2016 4.632.100,00 5.206.377,70 -574.277,70 

14 Bilanzielle Abschreibun-
gen 8.965.700,00 8.994.483,81 -28.783,81 
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15 Transferaufwendungen 
inkl. übertragener Auf-
wendungen aus dem 
HHJ 2016 206.258.256,74 210.267.022,38 -4.008.765,64 

16a Sonst. ordentl. Aufwen-
dungen Budget  101.296.000,00 105.972.609,38 -4.676.609,38 

16b Sonstige ordentliche 
Aufwendungen . 870.900,00 3.967.272,17 -3.096.372,17 

17 Ordentliche Aufwen-
dungen 360.543.356,74 373.596.389,64 -13.053.032,90 

     

18 Ergebnis der laufenden 
Verwaltungstätigkeit -2.205.256,74 16.431.959,54 18.637.216,28 

     

19 Finanzerträge 2.317.700,00 1.527.125,72 -790.574,28 

20 Zinsen u. sonstige Fi-
nanzaufwendungen 485.800,00 804.458,06 -318.658,06 

21 Finanzergebnis 1.831.900,00 722.667,66 -1.109.232,34 
  

   

22 Ordentliches Ergebnis -373.356,74 17.154.627,20 17.527.983,94 
     

23 Außerordentliche Erträge 0 869.196,20 869.196,20 
     

 Jahresergebnis -373.356,74 18.023.823,40 18.397.180,14 

 

6.1.2 Stand nach Anpassung 19.12.2018 

Nr. 
Bezeichnung 
Ertrags- / Aufwandart 

Planung Buchung mehr/weniger 

Euro Euro +/- Euro 

1 Steuern und ähnliche 
Abgaben 0 0 0 

2 Zuwendungen u. allge-
meine Umlagen 187.383.500,00 199.783.723,68 12.400.223,68 

3 Sonstige Transfererträge 7.322.800,00 9.859.646,13 2.536.846,13 

4 Öffentl.-rechtl. Leis-
tungsentgelte 6.017.700,00 6.704.305,12 686.605,12 

5 Privat-rechtl. Leistungs-
entgelte 17.519.800,00 17.836.707,02 316.907,02 

6 Kostenerstattungen, Kos-
tenumlagen 135.770.600,00 144.651.072,00 8.880.472,00 

7 Sonstige ordentliche Er-
träge 4.323.700,00 6.976.589,80 2.652.889,80 
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8 Aktivierte Eigenleistun-
gen 0 0 0 

9 Bestandsveränderungen 0 3.855.603,79 3.855.603,79 

10 Ordentliche Erträge 358.338.100,00 389.667.647,54 31.329.547,54 
     

11a Personalaufwendungen 37.168.800,00 35.589.817,31 1.578.982,69 

11b Zuführung an Rückstel-
lungen Personal 1.188.900,00 3.439.354,83 -2.250.454,83 

12a Versorgungsaufwendun-
gen 162.700,00 159.452,06 3.247,94 

13 Aufwendungen für Sach- 
und Dienstleistungen 
inkl. übertragener Auf-
wendungen aus dem 
HHJ 2016 4.632.100,00 5.206.377,70 -574.277,70 

14 Bilanzielle Abschreibun-
gen 8.965.700,00 8.994.483,81 -28.783,81 

15 Transferaufwendungen 
inkl. übertragener Auf-
wendungen aus dem 
HHJ 2016 206.258.256,74 210.267.022,38 -4.008.765,64 

16a Sonst. ordentl. Aufwen-
dungen Budget  101.296.000,00 105.972.609,38 -4.676.609,38 

16b Sonstige ordentliche 
Aufwendungen . 870.900,00 9.180.826,40 -8.309.926,40 

17 Ordentliche Aufwen-
dungen 360.543.356,74 378.809.943,87 -18.266.587,13 

     

18 Ergebnis der laufenden 
Verwaltungstätigkeit -2.205.256,74 10.857.703,67 13.062.960,41 

     

19 Finanzerträge 2.317.700,00 1.527.125,72 -790.574,28 

20 Zinsen u. sonstige Fi-
nanzaufwendungen 485.800,00 804.458,06 -318.658,06 

21 Finanzergebnis 1.831.900,00 722.667,66 -1.109.232,34 
  

   

22 Ordentliches Ergebnis -373.356,74 11.580.371,33 11.953.728,07 
     

23 Außerordentliche Erträge 0 869.196,20 869.196,20 
     

 Jahresergebnis -373.356,74 12.449.567,53 12.822.924,27 
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Bei den Außerordentlichen Erträgen (Nr. 23) handelt es sich um den Rückzah-
lungsbetrag für eine 1992 gestundete Grundstückskaufpreisforderung. Bei der Er-
stellung der Eröffnungsbilanz ist versäumt worden, diesen Betrag als Forderung 
einzustellen. Stundungszinsen sind vereinbarungsgemäß jährlich geleistet wor-
den.  

Während zum Zeitpunkt des Beschlusses der Haushaltssatzung von einem Jah-
resüberschuss von 0 € (ohne übertragene Ermächtigungen aus dem Haushalts-
jahr 2016) ausgegangen wurde, weist die Ergebnisrechnung einen Jahresüber-
schuss i. H. v. 12.449.567,53 € aus.  

 

6.1.3 Veränderung nach/vor Anpassung (Stand 31.12.2017): 

Bezeichnung 
Ertrags- / Aufwandart 

nach vor Veränderung 

Euro Euro Euro 

7 Sonstige ordentliche 
Erträge 6.976.589,80 7.337.291,44 -360.701,64 

10 Ordentliche Erträge 389.667.647,54 390.028.349,18 -360.701,64 

16b Sonstige ordentliche 
Aufwendungen 9.180.826,40 3.967.272,17 5.213.554,23 

17 Ordentliche Aufwen-
dungen 378.809.943,87 373.596.389,64 5.213.554,23 

18 Ergebnis der laufenden 
Verwaltungstätigkeit 10.857.703,67 16.431.959,54 -5.574.255,87 

22 Ordentliches Ergebnis 11.580.371,33 17.154.627,20 -5.574.255,87 

 Jahresergebnis 12.449.567,53 18.023.823,40 -5.574.255,87 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Der Jahresüberschuss hat sich somit durch die erforderlichen Anpassungen von 
zuvor 18.023.823,40 € um 5.574.255,87 € auf 12.449.567,53 € reduziert. 
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6.2 FINANZRECHNUNG  

Nr. Bezeichnung 
Planung Buchung mehr/weniger 

Euro Euro +/- Euro 

1 Steuern und ähnliche 
Abgaben 0,00 0,00 0,00 

2 Zuwendungen u. allge-
meine Umlagen  182.292.300,00 195.835.538,54 13.543.238,54 

3 Sonstige Transfereinzah-
lungen 7.322.800,00 15.444.177,66 8.121.377,66 

4 Öffentl.-rechtl. Leis-
tungsentgelte 6.001.000,00 6.411.163,22 410.163,22 

5 Privat-rechtl. Leistungs-
entgelte 17.408.200,00 18.055.807,59 647.607,59 

6 Kostenerstattungen, Kos-
tenumlagen 135.764.400,00 141.335.416,99 5.571.016,99 

7 Sonstige Einzahlungen 3.107.100,00 3.682.239,76 575.139,76 

8 Zinsen u. sonst. Finanz-
einzahlungen 2.317.700,00 2.158.056,57 -159.643,43 

9 Einzahlung aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 354.213.500,00 382.922.400,33 28.708.900,33 

     

10 Personalauszahlungen   37.168.700,00 35.456.567,30 1.712.132,70 

11 Versorgungsauszahlun-
gen 162.700,00 159.452,06 3.247,94 

12 Auszahlungen für Sach- 
u. Dienstleistungen inkl. 
übertragene Auszahlun-
gen aus dem HHJ 2016 4.632.100,00 4.718.274,27 -86.174,27 

13 Zinsen u. sonstige Fi-
nanzauszahlungen 485.800,00 811.010,99 -325.210,99 

14 Transferauszahlungen 
inkl. übertragene Aus-
zahlungen aus 2016 206.146.656,74 214.285.554,41 -8.138.897,67 

15 Sonstige Auszahlungen 101.456.300,00 103.551.946,11 -2.095.646,11 
     

16 Auszahlungen aus lfd. 
Verwaltungstätigkeit 350.052.256,74 358.982.805,14 -8.930.548,40 

     

17 Saldo aus lfd. Verwal-
tungstätigkeit 4.161.243,26 23.939.595,19 19.778.351,93 

     

TOP 12



Rechnungsprüfungsamt des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

 

 
- 12 - 

18 Saldo aus Investitionstä-
tigkeit -8.034.085,05 -434.094,25 7.599.990,80 

19 Saldo aus Finanzie-
rungstätigkeit -4.009.700,00 -7.445.285,00 -3.435.585,00 

Während nach der Planung die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 
im Haushaltsjahr 2017 die Auszahlungen um 4.534.600,00 € (lt. Haushaltssatzung 
– ohne übertragene Ermächtigungen) übersteigen sollten, weist die Finanzrech-
nung einen positiven Saldo von Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit von 23.939.595,19 € aus. 

 

7 Planabweichungen 

Bei folgenden Teilergebnisplänen ergaben sich erhebliche Planabweichungen in 
der Ergebnisrechnung. Als erheblich kann dabei aus Sicht des Rechnungsprü-
fungsamtes eine Differenz von mindestens 250.000,00 € zwischen Ergebnis und 
dem geplanten Unter- oder Überschuss des Teilhaushaltes angesehen werden.  

Die Fachdienste haben diese Abweichungen näher erläutert. 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Aufgrund der Anpassungen des Jahresabschlusses vom 19.12.2018 wurden ge-
genüber dem vorläufigen Schlussbericht zwei Planabweichungen (Ziffern 7.17 und 
7.21) ergänzt. 

 

7.1 Liegenschaftsmanagement - Teilplan 111403 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -1.907.900,00 € 

Buchungssumme -1.251.054,99 € 

Verbesserung: 656.845,01 € 

Ursächlich für die Verbesserung ist der bereits erwähnte außerordentliche Ertrag 
i. H. v. 869.169,20 € (Rückzahlung einer 1992 gestundeten Grundstückskaufpreis-
forderung). Bei der Erstellung der Eröffnungsbilanz ist versäumt worden, diesen 
Betrag als Forderung einzustellen, so dass die Einnahme nun als Ertrag zu bu-
chen war. Demgegenüber stehen mit Zustimmung des Hauptausschusses erfolgte 
außerplanmäßige Mehraufwendungen und Investitionen für Maßnahmen an ver-
schiedenen Liegenschaften. Diese haben auch die Abweichungen bei den inter-
nen Leistungsbeziehungen zur Folge. 

 

7.2 Büro des Landrates - Teilplan 111408 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -481.700,00 € 

Buchungssumme -130.830,51 € 

Verbesserung: 350.869,49 € 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen 2017 wurden von der Politik als Pauschal-
betrag i. H. v. 1 % des Personalbudgets für flexible Personalbewirtschaftung 
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333.000,00 € zur Verfügung gestellt. Die Veranschlagung erfolgte im Teilhaushalt 
111408 – Büro des Landrats, die tatsächliche Verwendung erfolgte nach Ent-
scheidung durch den Landrat im Rahmen des Personalbudgets in den sachlich 
richtigen Teilhaushalten. Die Mittel wurden daher nicht im Teilhaushalt 111408 in 
Anspruch genommen. 

 

7.3 Allgemeine Ordnungsangelegenheiten - Teilplan 122101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -232.800,00 € 

Buchungssumme 55.132,14 € 

Verbesserung: 287.932,14 € 

Gründe für die Verbesserung sind die gestiegene Zahl der beantragten/bewilligten 
kleinen Waffenscheine und die nicht vorhersehbare hohe Anzahl von erstmals 
über 100 Prüflingen zur Jägerprüfung. So sind Mehreinnahmen bei den Prüfungs-
gebühren und beim Jagdschein angefallen. Zudem wurden Pensions- und Beihil-
ferückstellungen i. H. v. 204.000,00 € aufgelöst. 

 

7.4 Zuwanderung - Teilplan 122103 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -1.393.000,00 € 

Buchungssumme -2.882.990,60 € 

Verschlechterung: -1.489.990,60 € 

Die Verschlechterung ist aufgrund einer Falschbuchung bei der Integrationsauf-
nahmepauschale überzeichnet. Auf der Aufwandsseite wurden die noch nicht 
ausgezahlten Mittel der Pauschale aus 2017 i. H. v. 1.277.750,00 € Ende des Jah-
res doppelt als Verbindlichkeit gebucht (siehe dazu auch unten Ziff. 10.4.7 - Sons-
tige Verbindlichkeiten). 

Zudem wurden dem Kreis 2017 weniger Asylsuchende zugewiesen als ange-
nommen. Der Erstattungsbetrag des Landes fiel auf der Ertragsseite knapp 
735.000,00 € geringer aus als geplant. 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Verbindlichkeit i. H. v. 1.277.750,00 € ist aufzulösen. 

 

7.5 Verkehrsangelegenheiten - Teilplan 122201 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): 2.800.600,00 € 

Buchungssumme 3.882.893,01 € 

Verbesserung: 1.082.293,01 € 

Gegenüber der Planung weist der Jahresabschluss hier höhere Erträge aus. 

Geplant waren Einnahmen i. H. v. 70.000,00 €, aufgrund der geplanten Zuständig-
keitsänderung bei den Genehmigungen im Schwerlastverkehr. Ursprünglich sollte 
diese Aufgabe ab 01.01.2016 vom Land wahrgenommen werden. Tatsächlich er-
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folgte die Änderung der Zuständigkeit zum 01.07.2017. Es wurden dadurch Mehr-
einnahmen von 177.386,00 € erzielt. 

Die Abrechnung der gemeinsamen Geschwindigkeitsmessungs-Anlage mit der 
Polizei ist positiver ausgefallen als geplant. Da mehr Verwarn- als Bußgelder ver-
hängt wurden, erfolgte eine höhere Erstattung an den Kreis. 

Im Bereich der Ahndung von Verkehrsordnungswidrigkeiten konnten durch die 
Blitzanlage auf der Rader Brücke und Geschwindigkeitsüberwachung der Polizei 
im Baustellenbereich der Autobahn statt geplant 2.800.000,00 € tatsächlich 
3.452.040,00 € eingenommen werden. 

 

7.6 Eingliederungshilfe - Teilplan 311301 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -12.896.200,00 € 

Buchungssumme -11.730.498,44 € 

Verbesserung: 1.165.701,56 € 

Die Verbesserung hat verschiedene Ursachen – unsichere Prognosen, Gesetzes-
änderungen, Planungsfehler: 

Die verschiedenen Hilfearten in der Eingliederungshilfe werden auf Grundlage der 
Halbjahresergebnisse 2016 geplant, wobei vielfältige Prognosen zu weiteren Ent-
wicklungen getroffen werden müssen. Bei einigen Aufwendungen wurden erst 
zum Ende des Haushaltsjahres erfolgende pauschale Umbuchungen der Gesamt-
ausgaben in der Planung nicht berücksichtigt. 

Nach Abschluss der Haushaltsplanung wurde am 29.12.2016 das Bundesteilha-
begesetz (BTHG) veröffentlicht. Bereits 2017 durften Vermögen und Einkommen 
nur in geringerem Umfang als 2016 herangezogen werden. 

Für Transferaufwendungen wurden statt geplant 66,5 Mio.  € tatsächlich nur 64,8 
Mio € aufgewendet. Bei den sonstigen Transfererträgen, wie Kostenbeiträgen, 
Unterhalt und Pflegeversicherung, wurden gut 4,2 Mio. € geplant, tatsächlich aber 
nur 3,5 Mio.  € eingenommen. 

Da geringere Einnahmen den Kosten gegenüberstehen, fällt die Kostenerstattung 
durch das Land höher als geplant aus. 

 

7.7 Hilfe zur Gesundheit - Teilplan 311401 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -439.000,00 € 

Buchungssumme -1.442.913,87 € 

Verschlechterung: -1.003.913,87 € 

Die Quartalsabrechnungen der Krankenkassen gehen nur mit zeitlichem Verzug 
ein. Eine periodengerechte Abrechnung im Haushaltsjahr war nicht möglich, so 
dass eine Verbindlichkeit i. H. v. 1,2 Mio. € gebucht wurde.  
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7.8 Grundsicherung für Arbeitsuchende - Teilplan 312101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -21.847.200,00 € 

Buchungssumme -19.614.090,18 € 

Verbesserung: 2.233.109,82 € 

Der Gesetzgeber hat Ende 2016 nach Abschluss der Haushaltsplanung entschie-
den, dass Kreise und kreisfreie Städte durch die fluchtbedingten Übertritte von 
Menschen ins Arbeitslosengeld II nicht zusätzlich belastet werden sollen. Dadurch 
erhöhte sich die Quote der Bundesbeteiligung für die dadurch entstehenden Kos-
ten der Unterkunft mit Rückwirkung zum 01.01.2017 von 2,7% auf 8%. 

 

7.9 Hilfen für Asylbewerber - Teilplan 313101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -5.160.800,00 € 

Buchungssumme -832.174,40 € 

Verbesserung: 4.328.625,60 € 

Höheren Erträgen (+3.620.205,20 €) bei den Transfererträgen und Kostenerstat-
tungen durch das Land standen geringere Aufwendungen bei den Transferleistun-
gen (-708.420,40 €) gegenüber. 

Die ausgewiesenen Beträge können noch nicht als abschließend betrachtet wer-
den, da die Abrechnung mit dem Land (das sich mit 90% bzw. 70% an den Auf-
wendungen nach dem AsylbLG beteiligt) noch nicht abgeschlossen ist.  

Die Abweichungen sind insbesondere dadurch begründet, dass sich die Kriterien, 
die der Haushaltsplanung im August 2016 zugrunde gelegt wurden, anders entwi-
ckelt haben. Längere Verfahrensdauern beim BAMF bis zur Erstentscheidung 
über die Asylanträge haben eine höhere Landesbeteiligung an den Transferauf-
wendungen zur Folge (90% statt 70%). Eine geringere Anerkennungsquote führt 
zu längerem Leistungsbezug. Dazu kam eine geringere Zahl zugewiesener Flücht-
linge und von freiwilligen Rückkehrern. 

 

7.10 Dezentrale Betreuung Asylbewerber - Teilplan 313901 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -216.256,74 € 

Buchungssumme -489.076,23 € 

Verschlechterung: -272.819,49 € 

Bei der Planung des Teilhaushaltes 2017 war ein Integrationsfestbetrag von 
1.615.000,00 € als Zuwendung vom Land eingeplant. Der Betrag wurde in drei 
Tranchen ausgezahlt. Im Dezember 2016 überwies das Land dem Kreis bereits 
den ersten Teilbetrag für 2017 i. H. v. 380.000,00 €. Im Schlussbericht über die 
Prüfung des Jahresabschlusses 2016 wurde bereits festgestellt, dass die zu je-
nem Zeitpunkt erforderliche passive Rechnungsabgrenzung nicht gebucht wurde, 
wodurch der Teilplan 2016 eine entsprechende Abschlussverbesserung auswies. 
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2017 wurden folgerichtig lediglich die zweite und dritte Tranche i. H. v. jeweils 
617.500,00 € gebucht, insgesamt lediglich 1.235.000,00 € statt 1.615.000,00 €. 

 

7.11 Förderung Kinder in Tageseinrichtungen - Teilplan 361101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -8.271.200,00 € 

Buchungssumme -8.926.845,78 € 

Verschlechterung: -655.645,78 € 

Die höheren Erträge aus Zuwendungen und Kostenerstattungen des Landes fallen 
geringer aus als die Steigerung der Transferaufwendungen. 

Ausgaben für die Sozialstaffel sind nicht konkret zu prognostizieren. Ursache für 
die höheren Aufwendungen sind Gebührenerhöhungen bei den Kommunen und 
mehr anspruchsberechtigte Eltern. Es besteht ein gesetzlicher Anspruch auf so-
ziale Ermäßigung für die Gebühren der Kindertagesstätten. 

Die Gesamtausgabe reduziert sich um die zusätzlichen Mittel für die Mehrausga-
ben von Flüchtlingskindern i. H. v. 532.000,00 €, von denen 237.500,00 € im 
Haushalt des Kreises verbleiben. 

 

7.12 Hilfe zur Erziehung - Teilplan 363301 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -17.423.600,00 € 

Buchungssumme -12.065.596,66 € 

Verbesserung: 5.358.003,34 € 

Die ausgewiesene Verbesserung resultiert aus gegenüber der Planung mehr als 
doppelt so viel gebuchten Erträgen (+6,7 Mio. €) bei einem Anstieg der Aufwen-
dungen um 1,3 Mio. €.  

Die höheren Transferaufwendungen wurden aufgrund gestiegener Fallzahlen er-
bracht. 

Auf der Ertragsseite wurde Ende des Jahres eine vom Fachdienst nicht erwartete 
Abschlagszahlung durch das Landesjugendamt i. H. v. 3.850.446,00 € für die Un-
terbringung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in den Jahren 
2016/2017 gebucht. 

Die aus Sicht des Fachdienstes gegenüber dem Landesjugendamt für die Jahre 
2016 und 2017 bestehenden Forderungen für die Unterbringung dieser Flüchtlinge 
wurden i. H. v. 2.783.565,41 € ebenfalls gebucht und noch nicht ausgeglichen, da 
zum Zeitpunkt 31.12.2017 die angekündigten schriftlichen Anerkenntnisse über 
die Höhe der anzuerkennenden Kostenerstattungsbeträge noch nicht vorlagen. 
Diese gingen erst laufend ab Januar 2018 ein.  

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Gemäß § 40 Abs. 1 GemHVO-Doppik sind Forderungen vollständig zu erfassen. 
Dabei sind die Forderungen nach Maßgabe des § 39 Abs. 1 Nr. 3 GemHVO-
Doppik vorsichtig zu bewerten. 
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Ob die Höhe der Abschlagszahlungen ausreichend war, um die Forderungen zu 
decken, war zwar ungewiss. Da eine Abschlagszahlung aber geleistet wurde und 
kein Anerkenntnis über die Höhe der anzuerkennenden Kostenerstattungsbeiträge 
vorlag, hätten aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes keine weiteren Forderun-
gen eingebucht werden dürfen. Siehe dazu entsprechend Ziffer 9.2.2 („Forderun-
gen“). 

Dadurch reduziert sich die positive Planabweichung um die Höhe der Forderungen 
von 2.783.565,41 €. Die Forderungen sind entsprechend zu berichtigen. 

 

7.13 Inobhutnahmen - Teilplan 363402 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -918.200,00 € 

Buchungssumme 330.608,67 € 

Verbesserung: 1.248.808,67 € 

Die um 1.271.876,63 € deutlich über dem Planwert liegenden Erträge sind vor al-
lem durch Erstattungen des Landesjugendamtes für den Bereich der Inobhutnah-
me von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in den Jahren 2016/17 entstan-
den. In der Planung für 2017 war eine Erstattung der Unterbringungskosten von 
60 Flüchtlingen für bis zu 30 Tage i. H. v. ca. 337.000,00 € berücksichtigt. 

 

7.14 Beistandschaft, Amtsvormundschaft - Teilplan 363501 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -913.000,00 € 

Buchungssumme -1.168.669,68 € 

Verschlechterung: -255.669,68 € 

Aufgrund eines Laufbahnwechsels von zwei Beamten ist die Zuführung zu den 
Pensions- und Beihilferückstellungen im Ergebnis deutlich höher ausgefallen als 
geplant. 

 

7.15 Gesundheitspflege - Teilplan 414101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -1.886.600,00 € 

Buchungssumme -2.137.145,37 € 

Verschlechterung: -250.545,37 € 

Bei den Pensions- und Beihilferückstellungen weichen die Ergebnisse sowohl bei 
der Auflösung als auch bei der Zuführung aufgrund von verschiedenen personel-
len Veränderungen erheblich von der Haushaltsplanung ab. 
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7.16 Bauaufsicht - Teilplan 521102 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -654.900,00 € 

Buchungssumme -286.146,32 € 

Verbesserung: 368.753,68 € 

Maßgeblich für die Verbesserung des Ergebnisses sind um fast 350.000,00 € hö-
here Erträge als geplant, vor allem für Baugenehmigungen und Bauvorbescheide. 

 

7.17 Abfallwirtschaft - Teilplan 537101 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Im vorläufigen Schlussbericht vom 22.11.2018 wurden hierzu keine Ausführungen 
gemacht, da die Abweichung bei lediglich 19.800,00 € lag. Dies stellt sich nach 
den Anpassungen nun anders dar. Siehe dazu auch Ziffer 10.2 (Passiva, Sonder-
posten). 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -19.800,00 € 

Buchungssumme 718.792,00 € 

Verbesserung: 738.592,00 € 

Bisherige Praxis war es, den Teilhaushalt 537101 (Abfallwirtschaft) auszugleichen. 
Hierzu wurden anlässlich der Aufstellung der Jahresabschlüsse dem Teilhaushalt 
Überschüsse entnommen und seine Defizite ausgeglichen. Dies erfolgte jeweils 
durch Zuführungen zum Sonderposten oder Auflösungen des bilanziellen Sonder-
postens zum Gebührenausgleich. Im zuerst vorgelegten Jahresabschluss 2017 
wurde der Teilhaushalt durch Entnahme des Überschusses und seine Zuführung 
zu diesem Sonderposten i. H. v. 1.016.516,07 € vollständig ausgeglichen. 

Im Zuge der erforderlich gewordenen Anpassungen des Jahresabschlusses wurde 
erkannt, dass ein notwendiger Überschuss für die Nachsorgerücklage bislang fehl-
te, um die Nachsorgerückstellung mit entsprechender Liquidität zu hinterlegen. 
Der Nachsorgerücklage sind Finanzmittel i. H. v. 718.792,00 € zuzuführen. Damit 
schließt der Teilhaushalt mit einem Überschuss im Ergebnisplan in Höhe dieser 
benötigten Finanzmittel am Jahresende ab. In dieser Höhe fiel die Zuführung zum 
Sonderposten Gebührenausgleich damit zu hoch aus. Sie war mithin um diesen 
Betrag zu verringern, so dass der Teilhaushalt mit einem positiven Jahresergebnis 
in dieser Höhe abschließt.  

Als Folge verringert sich innerhalb der Bilanz die Zuführung zum Sonderposten 
Gebührenausgleich um 718.792,00 € auf 297.724,07 €.  

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Anpassung ist korrekt erfolgt und entspricht der Auffassung des Rechnungs-
prüfungsamtes. 
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7.18 Umweltschutzmaßnahmen - Teilplan 561101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -1.407.800,00 € 

Buchungssumme -1.131.178,89 € 

Verbesserung: 276.621,11 € 

Die Verbesserung des Ergebnisses kommt im Wesentlichen durch die Auflösung 
von Verfahrensrückstellungen i. H. v. von etwas über 200.000,00 € zustande. 

 

7.19 Wirtschaftsförderungsgesellschaft - Teilplan 571101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): 2.336.800,00 € 

Buchungssumme 1.465.711,91 € 

Verschlechterung: -871.088,09 € 

Die mit der Wirtschaftsförderungsgesellschaft für 2017 vereinbarte Ausschüttung 
an den Kreis erfolgte in zwei Tranchen, die erste im Dezember 2017 und die zwei-
te erst im Mai 2018.  

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Da die Höhe der zweiten Tranche der vereinbarten Ausschüttung in der Höhe 
konkret feststand und nur der Zahlungszeitpunkt in das Folgejahr verlegt wurde, 
hätte hier eine Forderung in Höhe der zweiten Tranche (841.750,00 €) gebucht 
werden müssen. 

 

7.20 Steuern, Allgemeine Zuweisungen und Umlagen - Teilplan 611101 

Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): 147.546.300,00 € 

Buchungssumme 153.478.555,83 € 

Verbesserung: 5.932.255,83 € 

Die endgültige Festsetzung des Finanzausgleichs 2017 durch das Ministerium für 
Inneres, ländliche Räume und Integration vom 07.12.2017 unter Berücksichtigung 
aller den kommunalen Finanzausgleich betreffenden Daten und Entscheidungen 
konnte bei der Planung nicht berücksichtigt werden. 

Insbesondere wurde eine um 90,0 Mio. € erhöhte Masse zur Auszahlung ge-
bracht, die sich aus vorgezogenen Teilabrechnungen der Finanzausgleichsjahre 
2016 und 2017 zusammensetzte. 

 

7.21 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft - Teilplan 612101 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Im vorläufigen Schlussbericht vom 22.11.2018 wurden hierzu keine Ausführungen 
gemacht, da die Abweichung bei lediglich 45.121,28 € lag. Dies stellt sich nach 
den Anpassungen nun deutlich anders dar. Siehe dazu auch Ziffer 10.3.4 (Passi-
va, Rückstellungen für später entstehende Kosten). 
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Planung (Saldo Erträge/Aufwendungen): -479.800,00 € 

Buchungssumme -6.727.726,59 € 

Verschlechterung: -6.247.926,59 € 

Im Zuge der erforderlich gewordenen Anpassungen wurde eine neue Berechnung 
der Nachsorgerückstellung vorgenommen.  

Nach § 24 Satz 1 Nr. 4 GemHVO–Doppik sind für später entstehende Kosten der 
Abfallentsorgung Rückstellungen zu bilden. Die notwendige Rückstellungshöhe 
bestimmt sich nach den zu erwartenden Aufwendungen. Hierbei sind auch die zu 
erwartenden Preissteigerungen zu berücksichtigen.  

Die Abfallwirtschaftsgesellschaft hat unter Zuhilfenahme eines Gutachters die zu 
erwartenden Aufwendungen bis einschließlich 2046 berechnet. Diese betragen 
19.521.014,00 € zum Zeitpunkt 31.12.2017. In dieser Höhe sind Rückstellungen 
zum 31.12.2017 einzustellen. Die Rückstellung ist in den Folgejahren um die getä-
tigten Aufwendungen oder, falls sich die zu erwartenden Kosten ändern, entspre-
chend anzupassen. 

Bisher wurden für alle noch verbleibenden Jahre bis zum voraussichtlichen Ende 
der Nachsorge im Jahr 2046 von den zukünftig geplanten Entnahmen die geplan-
ten Zuführungen subtrahiert und die Differenzen der einzelnen Jahre anschließend 
aufsummiert. Die sich so ergebende Gesamtsumme ergab den neuen Schlussbe-
stand der Nachsorgerückstellung im jeweiligen Jahresabschluss. Nach dieser Be-
rechnungsmethode hätte die Nachsorgerückstellung zum 31.12.2017 einen Be-
stand von 14.144.373,81 € gehabt. Tatsächlich war sie zum Stand des vorläufigen 
Schlussberichts vom 22.11.2018 aufgrund eines zusätzlichen Berechnungsformel-
fehlers mit lediglich 13.227.966,13 € gebucht. 

Rückstellung laut Bilanz zum 31.12.2017 13.227.966,13 € 

Rückstellung auf Grund der Hochrechnung  19.521.014,00 € 

Zu gering ausgewiesene Rückstellung 6.293.047,87 € 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Neben der Beseitigung des Formelfehlers in der bisherigen Berechnung der 
Nachsorgerückstellung zum 31.12.2017 wurden nun alle zu erwartenden Aufwen-
dungen der Nachsorge i. H. v. 19.521.014,00 € ohne Berücksichtigung eventuell 
geplanter Zuführungen als Grundlage für die Bemessung der Nachsorgerückstel-
lung angesetzt. 

Die Anpassung ist korrekt erfolgt und entspricht der Auffassung des Rechnungs-
prüfungsamtes. 

 

8 Bilanzsumme Schlussbilanz zum 31.12.2017 

Die Bilanzsumme erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr um 22.002.959,95 € auf 
239.376.533,73 €. 
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9 AKTIVA 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Anpassungen des Jahresabschlusses haben keine Auswirkungen auf die Ak-
tivseite der Schlussbilanz. 

Bezeichnung der Bilanz-
positionen (3-stellig, >0 €) 

31.12.2017 31.12.2016 Veränderung 

Euro Euro +/- Euro 

1 Anlagevermögen   

1.1 Immaterielle Ver-
mögensgegenstän-
de. 

471.213,01 495.970,00 -24.756,99 

1.2 Sachanlagen   

1.2.1 Unbebaute Grund-
stücke und grund-
stücksgleiche Rech-
te 

394.093,26 394.093,26 0,00 

1.2.2 Bebaute Grundstü-
cke und grund-
stücksgleiche Rech-
te 

53.042.504,74 54.355.682,29 -1.313.177,55 

1.2.3 Infrastrukturvermö-
gen 

36.809.104,67 39.305.830,02 -2.496.725,35 

1.2.5 Kunstgegenstände 3,00 3,00 0,00 

1.2.6  Maschinen und 
technische Anlagen, 
Fahrzeuge 

3.345.265,08 3.153.295,85 191.969,23 

1.2.7 Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung 

1.138.707,84 1.346.851,50 -208.143,66 

1.2.8 Geleistete Anzah-
lungen, Anlagen im 
Bau 

2.525.381,79 1.312.714,22 1.212.667,57 

1.3 Finanzanlagen 37.849.208,06 39.000.114,61 -1.150.906,55 

Summe Anlagevermögen 135.575.481,45 139.364.554,75 -3.789.073,30 
    

2 Umlaufvermögen   

2.1  Vorräte 61.174,79 85.030,98 -23.856,19 

2.2 Forderungen und 
sonstige Vermö-
gensgegenstände 

18.593.502,70 13.096.132,85 5.497.369,85 

2.4 Liquide Mittel 43.267.473,85 24.650.589,89 18.616.883,96 

Summe Umlaufvermögen 61.922.151,34 37.831.753,72 24.090.397,62 
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3 Aktive Rech-
nungsabgrenzung 

41.878.900,94 40.177.265,31 1.701.635,63 

    

Bilanzsumme: 239.376.533,73 217.373.573,78 22.002.959,95 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Nach § 37 GemHVO-Doppik ist in der Regel alle 3 Jahre eine körperliche Be-
standsaufnahme der Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens vorzu-
nehmen. 

Im Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2016 des 
Kreises Rendsburg-Eckernförde hat das Rechnungsprüfungsamt angemerkt, dass 
die letzte komplette Bestandsaufnahme der Sachanlagen zuletzt im Jahr 2010 
durchgeführt worden ist. 

Die Stabsstelle 05 – Finanzen – hat nunmehr im Jahr 2017 eine Bestandsaufnah-
me vorgenommen. Diese bezog sich jedoch nur auf das Kreishaus, Kaiserstraße 8 
in Rendsburg. Sämtliche Außenstellen wie z. B. die Förderschulen, Zulassungs-
stelle Eckernförde, Umweltamt Kieler Str., Rendsburg, Jugend- und Sozialdienste 
Eckernförde und Nortorf wurden nicht erfasst.  

Auch die dem IT-Bereich zuzuordnenden Sachanlagen (Drucker, Monitore u. a.) 
für das gesamte Anlagevermögen des Kreises wurden nicht erfasst, da hier eine 
Bestandaufnahme direkt durch die IT-Abteilung erfolgen soll. 

Die dem Abschlussbericht Inventur beigefügten Zähllisten sind nicht eindeutig 
auszuwerten. Bei vielen Anlagenummern ist keine Spalte der Zählliste ausgefüllt, 
sodass nur über die Anlagenbuchhaltung der Finanzsoftware MACH zu erkennen 
ist, ob das Gerät noch vorhanden ist bzw. in Abgang gebracht wurde.  

Das Rechnungsprüfungsamt hält es für erforderlich, die noch nicht erfolgten Be-
standsaufnahmen der Außenstellen und der dem IT-Bereich zuzuordnenden 
Sachanlagen zügig durchzuführen.  

 

9.1 Anlagevermögen1 

9.1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände 

Bilanzwert am 31.12.2017 471.213,01 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 495.970,00 € 

Umsatzsaldo: -24.756,99 € 

 
  

                                            
1
 Die Gliederung der AKTIVA-Bilanzpositionen innerhalb der Ziffer 9 richtet sich nach der Bilanzpo-

sitions-Nummerierung gem. § 48 Abs. 1 GemHVO-Doppik! 
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Dieser Saldo ergibt sich wie folgt: 

Neu erworbene Software-Lizenzen  159.253,10 € 

Abschreibung auf das vorhandene Anlagevermögen 

Wertberichtigung (Verkauf / Verschrottung) 

-182.106,09 € 

-1.904,00 € 

Summe: -24.756,99 € 

Der Bilanzwert und die gebuchten Abschreibungen/Abgänge stimmen mit den im 
Anlagenspiegel ausgewiesenen Werten überein. 

 

9.1.2 Sachanlagen 

9.1.2.1  Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

Im Haushaltsjahr 2017 wurde kein unbebautes Grundstück veräußert. 

 

9.1.2.2  Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

Bilanzwert am 31.12.2017 53.042.504,74 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 54.355.682,29 € 

Umsatzsaldo: -1.313.177,55 € 

 

Der Umsatzsaldo ergibt sich aus folgenden Geschäftsvorfällen: 

Nachaktivierungen:   

1. BBZ RD-ECK / Fischerkoppel 
Umbau Brandschutz – Anlage 39892 211.052,39 € 

2. BBZ RD-ECK / Kieler Straße 
Türwächter, Montage Türen, Maurerarbeiten 
– Anlage 37307 14.693,77 € 

3. Schule Hochfeld 
Rollladensystem – Anlage 39622 8.657,85 € 

4. Schule Hochfeld 
Garage – Anlage 39774 2.052,76 € 

5. Schule Hochfeld 
Garage – Anlage 39574 4.937,10 € 

6. Musikschule  Berliner Straße 
Aufzug Restarbeiten – Anlage 10054 15.080,64 € 

7. Feuerwehrtechnische Zentrale 
Umbau Dachgeschoss; Neubau Fluchttreppe  
– Anlage 39587 191.350,03 € 

Wertberichtigung 0,00 € 
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Abschreibungen: 

 1. Gebäude Kinder- und Jugendeinrichtungen -11.756,00 € 

2. Gebäude Schulen -378.137,01 € 

3. sonstige Gebäude -1.371.109,08 € 

Umsatzsaldo -1.313.177,55 € 

 

Der Bilanzwert zur Bilanzposition 1.2.2 „Bebaute Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte“ setzt sich wie folgt zusammen: 

Kinder- u. Jugendeinrichtungen 465.636,36 € 

Schulen 17.448.901,15 € 

Sonstige Gebäude 35.127.967,23 € 

Summe: 53.042.504,74 € 

Bei Baumaßnahmen an Gebäuden ist grundsätzlich zwischen Herstellungsauf-
wand und Erhaltungs- und Instandsetzungsaufwand zu unterscheiden. Die Zuord-
nung richtet sich nach § 255 Absatz 2 HGB. Lediglich der Herstellungsaufwand ist 
zu aktivieren.  

Aufwendungen für ein Gebäude sind dann Herstellungsaufwand, wenn durch eine 
Baumaßnahme neues Sachvermögen geschaffen oder vorhandenes vermehrt 
wird, wenn es also in seiner Substanz vermehrt, in seinem Wesen verändert  oder 
über seinen bisherigen Zustand hinaus erheblich verbessert wird (z. B. durch An-, 
Auf- oder Umbau mit besseren Nutzungsmöglichkeiten, durch den Einbau von 
Aufzügen oder anderen mit dem Gebäude fest verbundenen technischen Einrich-
tungen). 

Selbstständige Gebäudeteile sind gesondert (eigene Anlagennummer) zu erfas-
sen. Ein selbstständiger Gebäudeteil liegt immer dann vor, wenn der Gebäudeteil 
einer eigenständigen Funktion dient und über eine ausreichende eigene statische 
Standfestigkeit verfügt. 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Zu 1.: Anlage 39882 (Umbau Brandschutz BBZ RD-ECK, Fischerkoppel) 

Davon ausgehend, dass der Umbau Brandschutz eine erhebliche Verbesserung 
über den seinerzeitigen Standard hinaus darstellt, wäre dieser Aufwand bei der 
bestehenden Anlage  (Gebäude Fischerkoppel) zu aktivieren. Der Brand-
schutzumbau stellt keine eigenständige Anlage dar. Der Abschreibungszeitraum 
bemisst sich nach der Restlaufzeit des betroffenen Gebäudes Fischerkoppel 8 
(360 Monate).  

Zu 2.: Anlage 37307 (BBZ RD-ECK Kieler Straße, Türwächter , Montage Türen 
Maurerarbeiten) 

Bei dieser Nachaktivierung wurden Restarbeiten gebucht – die Fenstersanierung 
für das BBZ RD-ECK. Die Fenstersanierung ist kein eigenständiger Gebäudeteil 
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und ist beim Gebäude WSW Schulgebäude unter der Anlagen-Nr. 10018 nachzu-
aktivieren und wird somit über die Restlaufzeit (360 Monate) abzuschreiben.   

Zu 3.: Anlage 39622 (Schule Hochfeld, Rollladensystem) 

Hier wurde ein Vorbaurollladensystem für die Schule Hochfeld verbucht. Das Roll-
ladensystem ist kein eigenständiger Gebäudeteil und ist beim Schulgebäude (An-
lage 10039) nachzuaktivieren und wird somit über die Restlaufzeit des Gebäudes 
(360 Monate) abgeschrieben. 

Zu 7.: Anlage 39587 Feuerwehrtechnische Zentrale, Dachgeschossausbau 

Es wurde ein Dachgeschossausbau mit einer Fluchttreppe für die Feuerwehrtech-
nische Zentrale verbucht. Der Dachausbau ist kein eigenständiger Gebäudeteil 
und ist bei der Kreisschlauchpflegerei (Anlage 10039) nachzuaktivieren und wird 
somit über die Restlaufzeit des Gebäudes (360 Monate) abgeschrieben.  

Grundsätzliches : 

Bei der Prüfung des Anlagevermögens ist aufgefallen, dass bei einigen Anlagen 
die Grunddaten nur ungenügend angegeben sind. Zum Beispiel fehlt bei einigen 
Anlagen die Angabe des genauen Standortes (z. B. Anlagen: 39892, 39622, 
40027, ...). Dies erschwert die genaue Identifikation der Anlagen.  

Darüber hinaus werden z.T. nichtselbstständige Gebäudeteile unter eigenen Anla-
gen-Nrn. (z. B. 10032, 36194, 36195, 37303, 37307, 37482, 38458, 39892, ...) 
geführt  

Im Bereich der Anlagen der Krankenhäuser Rendsburg und Eckernförde (Anlagen: 
17966 - 18028, 18034 - 18038, 18040 - 18044, 18091 - 18171, 18174 - 18189, 
18191 - 18208) wird eine Vielzahl von Anlagen gesondert geführt, obwohl sie 
überwiegend unselbstständige Gebäudeteile sind.   

Es wird zusammenfassend angeregt, die Anlagenbuchhaltung grundsätzlich zu 
überarbeiten und die zum Teil fehlenden Angaben, wie z. B. den Standort zu er-
gänzen. 

 

9.1.2.3 Infrastrukturvermögen 

Bilanzwert am 31.12.2017 36.809.104,67 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 39.305.830,02 € 

Umsatzsaldo: -2.496.725,35 € 

 

Der Umsatzsaldo setzt sich aus folgenden Geschäftsvorfällen zusammen: 

Nachaktivierung:   

1. 
Verkauf Überhangflächen an der K15 - Anlage 15750 
K58 Anlagen 15809 und 15810 -119,35 € 

2. Bepflanzung Radweg K 21 – Anlage 33243 7.032,90 € 

3. Erweiterung Parkplatz Schule am Noor – Anlage 39522 54.851,52 € 

4. Radweg K74 – Anlage 33687 31.909,33 €  
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Wertberichtigungen: 0,00 € 

Abschreibungen: -2.590.399,75 € 

Umsatzsaldo: -2.496.725,35 € 

 

Der Bilanzwert zur Bilanzposition „Infrastrukturvermögen“ ergibt sich wie folgt: 

Brücken, Tunnel 2.459.387,00 € 

Grund und Boden Infrastrukturvermögen 4.131.480,67 € 

Straßen, Wege, Plätze 30.218.237,00 € 

Summe: 36.809.104,67 € 

Die den Bilanzpositionen 1.2.2 und 1.2.3 zuzuordnenden Belege wurden eingese-
hen.  

 

9.1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 

Der Bilanzwert steht weiterhin bei 0,00 €. 

 

9.1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 

Bilanzwert am 31.12.2017 3,00 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 3,00 € 

Umsatzsaldo: 0,00 € 

Der Kreis verfügt über drei Kulturdenkmäler: das Bismarckdenkmal am Aschberg 
sowie je einen Gedenkstein in Rendsburg an der Musikschule und in Eckernförde 
im Brennofenweg. Diese Gegenstände wurden jeweils mit einem Erinnerungswert 
von 1 € erfasst. Gegenüber dem Vorjahr ist keine Veränderung eingetreten. 

 

9.1.2.6  Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 

Bilanzwert am 31.12.2017 3.345.265,08 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 3.153.295,85 € 

Umsatzsaldo: +191.969,23 € 

 

Dieser Saldo setzt sich wie folgt zusammen: 

Erwerb von Anlagevermögen 

Zugang durch Umbuchungen 

477.501,29 € 

196.073,01 € 

Abschreibung auf das vorhandene Anlagevermögen   

Wertberichtigungen (Verkauf/Verschrottung) 

-479.664,02 € 

-1.941,05 € 

Umsatzsaldo: +191.969,23 € 
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Es wurde festgestellt, dass der in dieser Bilanzposition aufgeführte Wert für Ma-
schinen und technische Anlagen, Fahrzeuge nicht mit dem im Anlagespiegel ge-
nannten Betrag übereinstimmt. Die Differenz von 173.541,55 € ist darauf zurück-
zuführen, dass eine Anfang 2018 für das Haushaltsjahr 2017 vorgenommene Um-
buchung von der Bilanzposition 1.2.8 „Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau“ 
auf die fertige Anlage (Anlagen-Nr. 39823) nicht mehr für das Haushaltsjahr 2017 
in der Bilanz gebucht wurde. 

Bei der Anlage 39548 (Mehrzweckfahrzeug für den Brandschutz) erfolgte die Bu-
chung bei dem Konto 0731 (Fahrzeuge Fuhrpark). In der Anlagenbuchung wird 
das Fahrzeug richtigerweise bei den Fahrzeugen Brandschutz geführt. 

Im Übrigen hat die stichprobenweise durchgeführte Prüfung der Anlagegüter keine 
wesentlichen Beanstandungen ergeben. Die Beschaffungen wurden richtig in das 
Anlagevermögen übernommen und die Abschreibungen in der richtigen Höhe vor-
genommen. Die aufgrund der Inventur festgestellten Abgänge bei den Anlagegü-
tern wurden ordnungsgemäß ausgebucht.  

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Anlagenbuchhaltung ist entsprechend zu korrigieren. 

 

9.1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 

Bilanzwert am 31.12.2017 1.138.707,84 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 1.346.851,50 € 

Umsatzsaldo: -208.143,66 € 

 

Dieser Saldo setzt sich wie folgt zusammen: 

Erwerb von Anlagevermögen 

Zugang durch Umbuchung 

291.339,08 € 

1.438,30 € 

Abschreibung auf das vorhandene Anlagevermögen  

Wertberichtigung (Verkauf/Verschrottung) 

-468.824,99 € 

-32.096,05 € 

Umsatzsaldo: -208.143,66 € 

Bilanziert werden die Anschaffungs- und Herstellungskosten der Vermögensge-
genstände, die den Wert von 150 € ohne Umsatzsteuer nicht überschreiten. Ge-
genstände von geringerem Wert werden nach § 41 Abs. 5 GemHVO unmittelbar 
als Aufwand gebucht. 

Die stichprobenweise vorgenommene Prüfung hat keine Beanstandungen erge-
ben. 

Die im Verlauf des Wirtschaftsjahres 2017 beschafften Anlagegüter wurden ord-
nungsgemäß mit den Anschaffungskosten aktiviert. Die Abschreibung auf das 
vorhandene Anlagevermögen erfolgt linear. 

Die Wertberichtigung ist im Wesentlichen zurückzuführen auf die Ende 2017 
durchgeführte körperliche Bestandsaufnahme (Inventur). Die danach nicht mehr 
vorhandenen und/oder ausgesonderten Vermögensgegenstände sind aus der An-
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lagenbuchhaltung ausgebucht worden. Betragsmäßige Auswirkungen hat dies nur 
bei den zum Stichtag noch nicht voll abgeschriebenen Gegenständen.  

 

9.1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 

Bilanzwert am 31.12.2017 2.525.381,79 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 1.312.714,22 € 

Umsatzsaldo: +1.212.667,57 € 

Bei dieser Bilanzposition werden noch nicht in Betrieb genommene Teile des An-
lagevermögens (z. B. Investitionsmaßnahmen, die sich bis zur Fertigstellung über 
einen Zeitraum von 2 oder mehr Jahren erstrecken) sowie geleistete Anzahlungen 
auf bestellte Anlagen nachgewiesen. 

 

Der Bilanzwert setzt sich aus folgenden Geschäftsvorfällen zusammen: 

Sanierung Brücke K 27 
- Anlage 33307 - 838.654,68 € 

Dachsanierung Gebäude Löschzug in RD 
- Anlage 35702 - 110.453,82 € 

Neubau Brücke Haaler Au 
- Anlage 37409 - 1.295.765,43 € 

Errichtung Fluchttreppe 
- Anlage 39157 - 16.656,01 € 

Einsatzleitwagen 
- Anlage 39699 - 90.310,30 € 

Wechselladerfahrzeug 
- Anlage 39270 - 173.541,55 € 

Summe: 2.525.381,79 € 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Dachsanierung bei dem Gebäude Löschzug in Rendsburg (Anlage 35702) 
wurde bereits 2015 abgeschlossen. Es ist nunmehr eine Umbuchung auf das ferti-
ge Anlagegut vorzunehmen.  

Wie bei Bilanzposition 1.2.6 (siehe Ziffer 9.1.2.6 „Maschinen und technische Anla-
gen, Fahrzeuge“) dargelegt, wurde festgestellt, dass der bei der Bilanzposition 
aufgeführte Wert für geleistete Anzahlungen, Anlage im Bau nicht mit dem im An-
lagespiegel genannten Betrag übereinstimmt. Die Differenz von 173.541,55 € ist 
darauf zurückzuführen, dass eine Anfang 2018 für das Haushaltsjahr 2017 vorge-
nommene Umbuchung von der Bilanzposition 1.2.8 „Geleistete Anzahlungen, An-
lagen im Bau“ (Anlage 39270) auf die fertige Anlage (Anlage 39823) nicht mehr für 
das Haushaltsjahr 2017 in der Bilanz gebucht wurde. 

Die Buchung ist für 2018 nachzuholen.  
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9.1.3 Finanzanlagen 

Bilanzwert am 31.12.2017 37.849.208,06 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 39.000.114,61 € 

Umsatzsaldo: -1.150.906,58 € 

Der Umsatzsaldo der Finanzanlagen wird bei den nachstehenden Bilanzpositionen 
1.3.1 bis 1.3.5 näher erläutert. 

 

9.1.3.1  Anteile an verbundenen Unternehmen 

Bilanzwert am 31.12.2017 32.007.812,89 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 32.007.812,89 € 

Umsatzsaldo: 0,00 € 

Verbundene Unternehmen sind insbesondere rechtlich selbständige Unterneh-
men, an denen die Kommune mit Mehrheit (größer als 50 %) beteiligt ist. 

Im Jahr 2017 sind keine Veränderungen eingetreten. 

Der Bilanzwert setzt sich wie folgt zusammen: 

Gesellschaften (Anteil) Kreisanteil* 

Imland GmbH 
Kreiskrankenhäuser und Kreisseniorenheime (100 %) 18.942.066,90 € 

Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
Rendsburg- Eckernförde mbH – WFG (96,16 %) 13.065.745,99 € 

Umsatzsaldo: 32.007.812,89 € 

(*nach der Eigenkapitalspiegelbildmethode) 

9.1.3.2  Beteiligungen 

Bilanzwert am 31.12.2017 128.093,78 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 128.093,78 € 

Umsatzsaldo: 0,00 € 

Gegenüber 2016 ist keine Veränderung eingetreten. 

 

Der Bilanzwert wird durch folgende Beteiligungen nachgewiesen: 

Gesellschaften (Anteil) Kreisanteil 

Rettungsdienst-Kooperation in Schleswig-Holstein GmbH 
- RKiSH - (25,0 %) 1,00 € 

Nordkolleg Rendsburg GmbH (40,4 %) 70.958,49 € 

Familienhorizonte gGmbH (21,0%) 52.134,29 € 

IT-Verbund Schleswig-Holstein 2.500,00 € 
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KOSOZ AöR 2.500,00 € 

Summe: 128.093,78 € 

Beteiligungen sind Anteile an Unternehmen und Verbänden, die in der Absicht 
gehalten werden, eine dauernde Verbindung zu diesem Unternehmen oder Ver-
bänden aufzubauen oder zu halten. Als Beteiligung gelten in der Regel Anteile an 
einer Kapitalgesellschaft, die insgesamt den fünften Teil des Nennkapitals dieser 
Gesellschaft überschreiten und die nicht verbundene Unternehmen sind. Die Be-
teiligungen sind nach anteiligem Wert des Eigenkapitals anzusetzen (größer 20 % 
und kleiner gleich 50 %). Als Beteiligungen gelten sämtliche Arten der Beteiligung 
an Unternehmen. Es ist unerheblich, ob die Beteiligungen verbrieft sind oder nicht. 

Weist das Unternehmen zum Bilanzstichtag der Eröffnungsbilanz kein positives 
Eigenkapital aus, so ist der Erinnerungswert von 1 € anzusetzen. 

 

9.1.3.3 Sondervermögen 

Der Bilanzwert steht weiterhin bei 0,00€ 

 

9.1.3.4  Ausleihungen 

9.1.3.4.1 … an verbundene Unternehmen, Beteiligungen, Sondervermögen 

Bilanzwert am 31.12.2017 2.949.313,83 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 2.949.313,83 € 

Umsatzsaldo: 0,00 € 

Gegenüber 2016 ist keine Veränderung eingetreten. 

 

Der Bilanzwert setzt sich wie folgt zusammen: 

Ausleihungen Bestand 

Darlehen an WFG 1.703.535,05 € 

Darlehen an imland gGmbH 1.245.778,78 € 

Summe: 2.949.313,83 € 

 

9.1.3.4.2 Sonstige Ausleihungen 

Bilanzwert am.31.12.2017 2.763.987,56 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 3.914.894,11 € 

Umsatzsaldo: -1.150.906,55 €   
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Dieser Saldo setzt sich wie folgt zusammen: 

Wertberichtigungen  

a) Tilgungsleistungen und  

b) Sonstiger Zugang (Berichtigung) 

 

-1.150.916,57 € 

+10,02 € 

Umsatzsaldo: -1.150.906,55 € 

 

Der Bilanzwert setzt sich wie folgt zusammen:  

Ausleihungen Bestand 

Wohnungsbaudarlehen  

… an Gemeinden / Gemeindeverbände 359.696,15 € 

… an öffentl. Sonderrechnungen 43.071,16 € 

… an übrige Bereiche 1.889.825,48 € 

Eigenkapitalersetzendes Darlehen Nordkolleg 2,00 € 

Arbeitgeberdarlehen 3.437,51 € 

Sonstige Darlehen an Gemeinden 26.529,85 € 

Zwischensumme 2.322.562,15 € 

Beteiligungen (< 20 %) 

Beteiligungen an „Landesweite Verkehrsservice-GmbH“ 868,33 € 

Beteiligung an „Gesellschaft für die Organisation der Ent-
sorgung von Sonderabfällen mbH Kiel (GOES)“ 

9.345,24 € 

Beteiligung an „Schleswig-Holsteinischem Landestheater 
und Sinfonieorchester GmbH“ 

431.211,84 € 

Tilgungsanteil der Gemeinde Altenholz am Kredit für die Sa-
nierung des Gymnasiums Altenholz (in WoBauDarl. Gem. 
enthalten) 

(213.333,40 €) 

Summe: 2.763.987,56 € 

Aufgrund der außerordentlichen Tilgung von rund 20 Wohnungsbaudarlehen 

i. H. v. ca. 960.000,00 € mehr gegenüber der Planung hat sich der Bilanzwert er-
heblich verringert.  

Die dem Nordkolleg Rendsburg GmbH in den Jahren 2005 bis 2010 gewährten 
eigenkapitalersetzenden Darlehen i. H. v. insgesamt 723.214,20 € sind nicht wert-
haltig und daher nur mit einem Erinnerungswert angesetzt worden. 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass beim Wohnungsbaudarlehen Az. 
620/2013/185c die Rückbuchung einer Zins- und Tilgungsleistung (wegen Auflö-
sung des Kontos) in voller Höhe bei den Zinsleistungen erfolgt ist. Dadurch wurde 
bei den Tilgungsleistungen ein Betrag von 272,12 € nicht ausgebucht. Im Anhang 
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zur Schlussbilanz in den Erläuterungen ist der richtige Tilgungsbetrag berücksich-
tigt worden. Die Erläuterungen zu den Darlehnsforderungen stimmen daher nicht 
mit der Bilanz überein.  

2018 ist eine Berichtigung vorzunehmen. 

 

9.1.3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens 

Der Kreis verfügt weiterhin über keine Wertpapiere des Anlagevermögens. 

 

9.2 Umlaufvermögen 

9.2.1 Vorräte 

Bilanzwert am 31.12.2017 61.174,79 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 85.030,98 € 

Umsatzsaldo: -23.856,19 € 

Vorräte sind Gegenstände des Umlaufvermögens, die zum Verbrauch bestimmt 
sind und innerhalb eines Jahres verbraucht werden. 

Der Bestand an Vorräten (z. B. Heizöl sowie Guthabenstand der Frankiermaschi-
ne), wurde zum 31.12.2017 von den Fachdiensten, die für die Bewirtschaftung 
zuständig sind, ermittelt. Schriftliche Erklärungen über den jeweiligen Bestand am 
31.12.2017 liegen vor. 

Der Bestand der Reinigungs- und Sanitätsartikel soll alle drei Jahre ermittelt wer-
den. Die Inventur 2012 ergab einen Festwert von 24.300,00 €. Die Bestandsauf-
nahme der Reinigungs- und Sanitätsartikel zum 31.12.2017 ergab einen neuen 
Festwert von 26.072,90 €. 

Die Vorräte Registratur und EDV-Bedarf wurden körperlich erfasst. Beim EDV-
Bedarf wurde die Differenz zwischen fortgeschriebenem Bestand und der Inventur 
i. H. v. 3.949,75 € ausgebucht.  

Beim Büromaterialbestand wurde eine Inventurdifferenz von 31.685,28 € ausge-
bucht. 

 

9.2.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

Bilanzwert am 31.12.2017 18.593.502,70 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 13.096.132,85 € 

Umsatzsaldo: 5.497.369,85 € 
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Der Bilanzwert verteilt sich auf folgende Bereiche: 

  31.12.2017 31.12.2016 

Öffentlich-rechtliche Forderungen aus 
Dienstleistungen* 1.413.975,70 € 1.442.986,91 € 

Sonstige öffentlich-rechtliche Forderun-
gen** 17.072.384,11 € 10.479.780,15 € 

Privatrechtliche Forderungen aus 
Dienstleistungen*** 102.531,51 € 89.707,35 € 

Sonstige privatrechtliche Forderun-
gen**** 3.625,80 € 1.082.922,70 € 

Sonstige Vermögensgegenstände 985,58 € 735,74 € 

Summe: 18.593.502,70 € 13.096.132,85 € 
* z. B. Verwaltungsgebühren, davon allein eine Ausgleichszahlung für eine Wind-

kraftanlage i. H. v. 875.226,00 €. Das Klageverfahren ist anhängig. 
** z. B. Zwangsgelder, Bußgelder und Kostenbeiträge gemäß SGB 
*** z. B. Abfallentgelte 
**** z. B. Forderung an die Kosoz (2016 an WFG und imland Klinik) 

Der Bestand an Forderungen zum 31.12.2017 hat sich gegenüber der Vorjahresbi-
lanz um 5.497.369,85 € erhöht. Hierin enthalten ist die Abrechnung des Gemein-
deanteils der Einkommensteuer mit dem Land i. H. v. rd. 3.600.000,00 € (in 2016 
rd. 900.000,00 €). 

Die sonstigen öffentlich-rechtlichen Forderungen (Stand 31.12.2017: 
17.072.384,11 €) betrugen zum 04.07.2018 noch rd. 745.000,00 €, davon allein rd. 
500.000,00 € für den naturschutzrechtlichen Ausgleich für eine Windkraftanlage. 
Die Forderung wurde am 15.08.2018 durch Zahlung ausgeglichen. 

Bei den Transferleistungen wurden rd. 3.500.000,00 € mehr an Forderungen ein-
gestellt als 2016. Der größte Teil davon resultierte aus der Abrechnung für unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge (s.o. bei Planabweichungen „Hilfen zur Erzie-
hung“ Ziffer 7.12). Die Abrechnung wurde erst in 2018 abschließend vom Landes-
jugendamt geprüft. Dem standen gleichzeitig Abschlagszahlungen des Landes 
aus 2016 und 2017 gegenüber, die schon als Ertrag gebucht wurden. Ob die Höhe 
der Abschlagszahlungen ausreichend war, um die Forderungen zu decken, war 
zum Zeitpunkt der Jahresabschlussarbeiten ungewiss. Deshalb hätten über die 
geleisteten Abschlagszahlungen hinaus keine Forderungen eingebucht werden 
dürfen. Dementsprechend ist das Jahresergebnis jedenfalls um 2.783.565,41 € zu 
hoch ausgefallen. 

Die Erstattung der Mittel für die Grundsicherung durch den Bund für das 4. Quartal 
i. H. v. rd. 3.761.000,00 € ist um rd. 390.000,00 € gesunken und wird, wie im Vor-
jahr, weiterhin erst im Folgejahr erstattet. 

Die Zuweisung aus der Feuerschutzsteuer zur Förderung des Feuerwehrwesens 
(3. Rate 2017) i. H. v. rd. 555.000 € ist erst am 04.01.2018 eingegangen. 

Die sonstigen privatrechtlichen Forderungen enthalten eine Absetzung von einer 
Erstattungsposition i. H. v. rd. 281.000,00 €. Da die Rückzahlung erst in 2018 er-
folgte, fließt der Betrag als negative Forderung in die Forderungen ein.   
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Gemäß § 40 Abs. 1 GemHVO-Doppik sind die Forderungen vollständig zu erfas-
sen. Dabei sind die Forderungen nach Maßgabe des § 39 Abs. 1 Nr. 3 GemHVO-
Doppik vorsichtig zu bewerten. 

Ein Forderungsspiegel, der gem. § 51 Abs. 3 GemHVO-Doppik- dem Anhang zur 
Schlussbilanz beizufügen ist, wurde von der Stabsstelle Finanzen erstellt. Der im 
Forderungsspiegel ausgewiesene Betrag stimmt mit dem Betrag der Forderungen 
in der Schlussbilanz überein. 

Eine stichprobenartige Überprüfung der Forderungen im Hinblick auf ihre Werthal-
tigkeit hat stattgefunden und ergab folgendes für die Zwangsgelder: 

Hier sind erwartungsgemäß ein Teil der Forderungen nicht werthaltig. Dies liegt in 
der Natur des Zwangsgeldes, das nicht mehr vollstreckbar ist, wenn die Anord-
nung, die mit dem Zwangsgeld durchgesetzt werden sollte, erfüllt wurde. Von den 
offenen Zwangsgeldforderungen zum 31.12.2017 waren zum Prüfungszeitpunkt 
(07/2018) noch rd. 67 % offen, rd. 18 % bezahlt und rd. 15 % ausgebucht (weil 
das Zwangsgeld sich erledigt hatte).  

Im Durchschnitt der letzten 7 Jahre wurden ca. 30 % der Forderungen nach einem 
Jahr ausgebucht und waren somit nicht werthaltig.  

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die gegen das Landesjugendamt eingebuchten Forderungen bei den Hilfen zur 
Erziehung sind zu korrigieren. 

Es wird weiterhin empfohlen, künftig eine pauschale Wertberichtigung in Höhe der 
voraussichtlich nicht werthaltigen Zwangsgelder vorzunehmen. Die Höhe sollte 
sich an dem Durchschnitt der Vorjahre orientieren.  

 

9.2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 

Der Kreis verfügt weiterhin über keine Wertpapiere des Umlaufvermögens. 

 

9.2.4 Liquide Mittel 

Bilanzwert am 31.12.2017 43.267.473,85 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 24.650.589,89 € 

Umsatzsaldo: 18.616.883,96 € 

 

Der Bilanzwert zum 31.12.2017 setzt sich aus folgenden Beständen zusammen: 

Barkasse 9.000,00 € 

Sparkasse Mittelholstein Datenträgeraustausch 258.311,20 € 

Förde Sparkasse Giro 231.278,23 € 

HSH Nordbank Giro 270.436,11 € 

Sparkasse Mittelholstein Giro 17.087.277,38 € 

Deutsche Bundesbank Giro 0.00 € 

TOP 12



Rechnungsprüfungsamt des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

 

 
- 35 - 

Postbank Giro 101.271,46 € 

Förde Sparkasse Tagesgeldkonto 5.240.000,00 € 

Sparkasse Mittelholstein Tagesgeldkonto 20.050.000,00 € 

Handvorschüsse  17.279,27 € 

Konten Tagesgruppen  2.620,20 

 43.267.473,85 

Die entsprechenden Kontoauszüge wurden vorgelegt. 

 

Der Umsatzsaldo soll sich aus folgenden Beträgen ergeben: 

Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen aus lfd. Verwal-
tungstätigkeit 

23.939.595,19 € 

Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitions-
tätigkeit 

-434.094,25 € 

Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen aus Finanzie-
rungstätigkeit 

-7.445.285,00 € 

Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen durchlaufender 
Gelder (fremde Finanzmittel): 

2.558.104,91 € 

Handvorschüsse 2.444,74 € 

Konten Tagesgruppen 6,25 € 

Summe: 18.620.771,84 € 

Differenz zum bilanzierten Umsatzsaldo: 3.887,88 € 

Es besteht eine Differenz von 3.887,88 € zwischen der Summe der dargestellten 
Salden und dem bilanzierten Umsatzsaldo der liquiden Mittel 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Es wird empfohlen, die Ursache zu identifizieren und für die Zukunft zu korrigieren. 

 

9.3 Aktive Rechnungsabgrenzung 

Bilanzwert am 31.12.2017 41.878.900,94 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 40.177.265,31 € 

Umsatzsaldo: 1.701.635,63 € 

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind gemäß § 49 Abs. 1 GemHVO-Doppik 
für Auszahlungen vor dem Abschlussstichtag (31.12.2017), die erst nach dem Ab-
schlussstichtag als Aufwand zu verrechnen sind, zu bilden.  

Als Beispiel sind hier zu nennen, die Ende Dezember ausgezahlten Transferleis-
tungen (SGB II, Hilfen zum Lebensunterhalt u.a.) und die Beamtenbesoldung für 
den Monat Januar 2018, die als Aufwand dem Jahr 2018 zuzurechnen sind. 
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Geleistete Zuwendungen und Zuschüsse an Dritte für die Anschaffung und Her-
stellung von Vermögensgegenständen sind gemäß § 40 Abs. 7 GemHVO-Doppik 
als Rechnungsabgrenzungsposten zu aktivieren. 

Zu nennen sind hier die Zuweisungen an die Gemeinden und Ämter u.a. in folgen-
den Bereichen:  

 Kindertagesstätten 

 Brandschutz 

 Schulbauförderung 

 Gemeindewegebau 

Die gebildeten Rechnungsabgrenzungsposten wurden durch entsprechende Un-
terlagen nachgewiesen.  

Bei Stichproben wurde festgestellt, dass in Einzelfällen eine Abgrenzung unter-
blieben war; z. B. bei einem Softwarewartungsvertrag mit einem Jahrespreis von 
5.950,00 € für die Laufzeit 01.11.2017 bis 31.10.2018. Der Zeitraum ab 
01.01.2018 hätte mit 4.958,33 € abgegrenzt werden müssen. 

Bei zwei Leasingfahrzeugen wurde die Leasingrate für Januar 2018 mit der Lea-
singrate im Dezember 2017 zusammen in 2017 gebucht. 

Bei einer Rechnung der GEZ wurden die Rundfunkgebühren für den Zeitraum 
11/2017-01/2018 insgesamt auf das Jahr 2017 gebucht. 

Der Zuschuss für das Projekt “Integration von Flüchtlingsvätern“ für den Zeitraum 
11/17-10/18 i. H. v. 21.500,00 € hätte mit 17.916,66 € abgegrenzt werden müssen.  

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Es wird angeregt, die für die Kontierung zuständigen Mitarbeiter in geeigneter 
Weise über das Erfordernis von Abgrenzungen bzw. die periodengerechte Zuord-
nung von Aufwendungen zu informieren.   
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10 PASSIVA 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Anpassungen des Jahresabschlusses vom 19.12.2018 haben zu Veränderun-
gen auf der Passivseite der Bilanz geführt. 

Die von den Anpassungen betroffenen Zeilen sind jeweils grau hervorgehoben. 

 

Stand vorläufiger Schlussbericht 22.11.2018: 

Bezeichnung der Bilanz- 
positionen (einstellig) 

31.12.2017 31.12.2016 Veränderung 

Euro Euro Euro 

1 Eigenkapital 57.501.715,38 39.477.891,98 18.023.823,40 

2 Sonderposten 75.727.768,80 73.575.784,96 2.151.983,84 

3 Rückstellungen 69.315.524,87 69.068.100,28 247.424,59 

4 Verbindlichkeiten 36.437.690,10 30.786.552,53 5.651.137,57 

5 Passive Rechnungs-
abgrenzung 393.834,58 4.465.244,03 -4.071.409,45 

Bilanzsumme: 239.376.533,73 217.373.573,78 22.002.959,95 

 

Stand nach Anpassung 19.12.2018: 

Bezeichnung der Bilanz- 
positionen (einstellig) 

31.12.2017 31.12.2016 Veränderung 

Euro Euro Euro 

1 Eigenkapital 51.927.459,51 39.477.891,98 12.449.567,53 

2 Sonderposten 75.008.976,80 73.575.784,96 1.433.191,84 

3 Rückstellungen 75.608.572,74 69.068.100,28 6.540.472,46 

4 Verbindlichkeiten 36.437.690,10 30.786.552,53 5.651.137,57 

5 Passive Rechnungs-
abgrenzung 393.834,58 4.465.244,03 -4.071.409,45 

Bilanzsumme: 239.376.533,73 217.373.573,78 22.002.959,95 

 

Veränderung nach/vor Anpassung (Stand 31.12.2017): 

Bezeichnung der Bilanz- 
positionen (einstellig) 

nach vor Veränderung 

Euro Euro Euro 

1 Eigenkapital 51.927.459,51 57.501.715,38 -5.574.255,87 

2 Sonderposten 75.008.976,80 75.727.768,80 -718.792,00 

3 Rückstellungen 75.608.572,74 69.315.524,87 6.293.047,87 

 

TOP 12



Rechnungsprüfungsamt des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2017 des Kreises Rendsburg-Eckernförde 

 

 
- 38 - 

10.1 Eigenkapital2 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Anpassungen des Jahresabschlusses vom 19.12.2018 haben beim Eigenkapi-
tal (Bilanzpositions-Nr. 1) zur Reduzierung des Jahresüberschusses (Bilanzpositi-
ons-Nr. 1.5) geführt. 

Die von den Anpassungen betroffenen Zeilen sind jeweils grau hervorgehoben. 

 

Stand vorläufiger Schlussbericht 22.11.2018: 

Bilanzwert am 31.12.2017 57.501.715,38 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 39.477.891,98 € 

Umsatzsaldo: +18.023.823,40 € 

 

Stand nach Anpassung 19.12.2018: 

Bilanzwert am 31.12.2017 51.927.459,51 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 39.477.891,98 € 

Umsatzsaldo: +12.449.567,53 € 

 

Veränderung des Bilanzwertes nach/vor Anpassung (Stand 31.12.2017): 

Bilanzwert nach Anpassung 51.927.459,51 € 

Bilanzwert vor Anpassung 57.501.715,38 € 

Veränderung: -5.574.255,87 € 

 

Die Zusammensetzung des Eigenkapital-Bilanzwertes in den letzten 3 Jahren 
stellt sich nun wie folgt dar: 

Bilanzposition  
und Bezeichnung 

31.12.2017 31.12.2016 31.12.2015 

Euro Euro Euro 

1.1 Allgemeine Rücklage 45.739.212,38 45.739.212,38 45.739.212,38 

1.2 Sonderrücklagen 0,00 0,00 0,00 

1.3 Ergebnisrücklage 0,00 0,00 0,00 

1.4 Vorgetragener Jah-
resfehlbetrag -6.261.320,40 -1.508.460,14 -7.305.527,55 

                                            
2
 Die Gliederung der PASSIVA-Bilanzpositionen innerhalb der Ziffer 10 richtet sich nach der Bi-

lanzpositions-Nummerierung gem. § 48 Abs. 2 GemHVO-Doppik! 
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1.5 Jahresüberschuss/ 
Jahresfehlbetrag 12.449.567,53 -4.752.860,26 5.797.067,41 

Summe: 51.927.459,51 39.477.891,98 44.230.752,24 

Der in der Ergebnisrechnung des Kreises ausgewiesene Jahresüberschuss ent-
spricht dem Umsatzsaldo des Eigenkapitals i. H. v. 12.449.567,53 €. Vor der An-
passung betrug dieser 18.023.823,40 €. 

Die Wesentlichkeit dieser Abweichung von knapp 31 % führte zur Erforderlichkeit 
der Anpassung des Jahresabschlusses (siehe dazu auch Ziffer 11 - Schlussbe-
merkungen). 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Jahresfehlbeträge sind zur besseren Transparenz gem. § 26 Abs. 4 i.V.m. Abs. 3 
GemHVO-Doppik vorzutragen, soweit ein Ausgleich durch Umbuchung aus Mitteln 
der Ergebnisrücklage nicht möglich ist. Gem. § 25 Abs. 3 GemHVO-Doppik soll 
die Ergebnisrücklage mindestens 10 % der allgemeinen Rücklage betragen. Eine 
Ergebnisrücklage wird in der Bilanz des Kreises seit dem Jahr 2012 nicht mehr im 
Eigenkapital ausgewiesen.  

Der in der Ergebnisrechnung des Kreises ausgewiesene Jahresüberschuss ent-
spricht dem Umsatzsaldo des Eigenkapitals i. H. v. 12.449.567,53 €. 

In der Schlussbilanz des Kreises wird hingegen lediglich ein Jahresüberschuss 
i. H. v. 6.188.247,13 € ausgewiesen. Dabei handelt es sich bereits um den Saldo 
aus dem nicht ausgewiesenen vorgetragenen Jahresfehlbetrag und dem tatsächli-
chen Jahresüberschuss.  

Aufgrund des hohen Jahresüberschusses von 12.449.567,53 € besteht nunmehr 
die Möglichkeit, für das Haushaltsjahr 2018 eine Ergebnisrücklage zu bilden.  

Soweit aus dieser in den Folgejahren Jahresfehlbeträge nicht mehr ausgeglichen 
werden können, ist in der Bilanz der vorgetragene Jahresfehlbetrag deutlich zu 
machen. 

 

10.2 Sonderposten 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Anpassungen des Jahresabschlusses vom 19.12.2018 haben bei den Son-
derposten (Bilanzpositions-Nr. 2) zur Reduzierung des Sonderpostens Gebühren-
ausgleich (Bilanzpositions-Nr. 2.4) geführt. Siehe dazu auch oben Ziffer 7.17 
(Planabweichung Teilplan 537101 Abfallwirtschaft). 

Die von den Anpassungen betroffenen Zeilen sind jeweils grau hervorgehoben. 
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Stand vorläufiger Schlussbericht 22.11.2018: 

Bilanzwert am 31.12.2017 75.727.768,80 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 73.575.784,96 € 

Umsatzsaldo: +2.151.983,84 € 

 

Stand nach Anpassung 19.12.2018: 

Bilanzwert am 31.12.2017 75.008.976,80 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 73.575.784,96 € 

Umsatzsaldo: +1.433.191,84 € 

 

Veränderung nach/vor Anpassung (Stand 31.12.2017): 

Bilanzwert nach Anpassung 75.008.976,80 € 

Bilanzwert vor Anpassung 75.727.768,80 € 

Veränderung: -718.792,00 € 

Nach § 40 Abs. 5 GemHVO-Doppik sind erhaltene zweckgebundene Zuweisungen 
und Zuschüsse für die Anschaffung oder Herstellung von Vermögensgegenstän-
den als Sonderposten zu passivieren, wenn sie aufgelöst werden sollen. Außer-
dem sind nach § 50 Abs. 1 GemHVO-Doppik für Kostenüberdeckungen in den 
Gebührenhaushalten Sonderposten zu bilden. 

Die Auflösung der Sonderposten erfolgt entsprechend der Zweckbindungsfrist und 
der Abschreibungsdauer der geförderten Anlagen. 

 

Der Bilanzwert der Sonderposten verteilt sich nun wie folgt: 

Sonderposten für aufzulösende Zuschüsse 607.544,00 € 

Sonderposten für aufzulösende Zuweisungen 70.854.448,16 € 

Sonderposten für Gebührenausgleichsrücklage 
Abfallbeseitigung 3.546.984,64 € 

Summe: 75.008.976,80 € 

Vor der Anpassung betrug der Wert des Sonderpostens für die Gebührenaus-
gleichsrücklage 4.265.776,64 €, also 718.792,00 € mehr (s. o. Ziffer 7.17). 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Bisherige Praxis war es, den Teilhaushalt 537101 (Abfallwirtschaft) auszugleichen. 
Hierzu wurden anlässlich der Aufstellung der Jahresabschlüsse dem Teilhaushalt 
Überschüsse entnommen und seine Defizite ausgeglichen. Dies erfolgte jeweils 
durch Zuführungen zum Sonderposten oder Auflösungen des bilanziellen Sonder-
postens zum Gebührenausgleich. Im zuerst vorgelegten Jahresabschluss 2017 
wurde der Teilhaushalt durch Entnahme des Überschusses und seine Zuführung 
zu diesem Sonderposten i. H. v. 1.016.516,07 € vollständig ausgeglichen. 
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Im Zuge der erforderlich gewordenen Anpassungen des Jahresabschlusses wurde 
erkannt, dass ein notwendiger Überschuss für die Nachsorgerücklage bislang fehl-
te, um die Nachsorgerückstellung mit entsprechender Liquidität zu hinterlegen. 
Der Nachsorgerücklage sind Finanzmittel i. H. v. 718.792,00 € zuzuführen. Damit 
schließt der Teilhaushalt mit einem Überschuss im Ergebnisplan in Höhe dieser 
benötigten Finanzmittel am Jahresende ab. In dieser Höhe fiel die Zuführung zum 
Sonderposten Gebührenausgleich damit zu hoch aus. Sie war mithin um diesen 
Betrag zu verringern, so dass der Teilhaushalt mit einem positiven Jahresergebnis 
in dieser Höhe abschließt.  

Als Folge verringert sich innerhalb der Bilanz die Zuführung zum Sonderposten 
Gebührenausgleich um 718.792,00 € auf 297.724,07 €. 

Die Anpassung ist korrekt erfolgt und entspricht der Auffassung des Rechnungs-
prüfungsamtes. 

 

Der Umsatzsaldo ergibt sich im Übrigen aus diesen Zu- und Abgängen: 

Bilanz-
Konto  

Zugänge 

 Erhaltene neue Zuschüsse (Zuwendung) 

23180 

 

Spenden: 
- An den Kreis für den Einbau eines Fahrstuhles in 
der Musikschule Rendsburg von einer Privatper-
son i. H. v. 40.000,00 € (auf der Aktivseite der Bi-
lanz wird der Fahrstuhl als Anlagevermögen nach-
gewiesen, Anlage 36575). 
- An die Schule an den Eichen für die Werkstatt-
einrichtung i. H. v.10.000,00 €. 

50.000,00 € 

 

 Erhaltene neue Zuweisungen (Zuwendung) 

23211 Landesmittel für Sachanlagen (z. B. Katastro-
phenschutz, Radewegebau, Kreisstraßen-
/Brückenbau) 770.839,53 € 

23212 Landesmittel aus der Feuerschutzsteuer 1.156.810,98 € 

23214 Landesmittel Gemeindewegebau 437.100,00 € 

23215 Landesmittel sonstige Bereiche (Schulbau, KiTa, 
Katastrophenschutz) 3.925.561,72 € 

23219 Bundesmittel Bildung und Teilhabe 0,00 € 

23220 Zuwendungen von Gemeinden (z. B. Kreisstra-
ßenbau) 50.420,16 € 

 Summe Zuwendungen 6.390.732,39 € 

2341 Zuführung Gebührenausgleichrücklage; Abfallbe-
seitigung: 1.016.516,07 € 

Summe Zugänge 7.407.248,46 € 
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Abgänge 

 Auflösung  0,00 € 

 Zuschüsse und Zuwendungen 5.255.264,62 € 

Summe Abgänge 5.255.264,62 € 

Umsatzsaldo: 2.151.983,84 € 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Konto 23219 - Bundesmittel für Bildung- und Teilhabe (BuT) 

Es bestehen bei diesem Konto noch folgende Sonderposten: 

 Abrechnung BuT-Mittel aus 2011     14.718,00 € 

 Abrechnung BuT-Mittel aus 2013     177.012,42 € 

 Abrechnung BuT-Mittel aus 2012 (Rückzahlung vom Land) 523.608,58 € 

= 715.339,00 € 

Es ist seitens des Fachdienstes zu klären, wann diese Mittel aufgelöst und zweck-
bestimmt verwendet werden können. 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Konto 23214 – Landesmittel für den Gemeindewegebau 

Der Kreis erhält nach § 15 FAG Zuweisungen für die Unterhaltung und Instandset-
zung sowie den Um- und Ausbau von Gemeindeverbindungswegen, seit 2010 
jährlich 437.100,00 €. Bisher ist hierfür in voller Höhe ein Sonderposten gebildet 
worden, der über 10 Jahre abgeschrieben wird. 

Die Zuweisungen werden nach Auskunft des Fachdienstes Gebäudemanagement 
in der Regel für Bauunterhaltung verwendet. Sonderposten sind jedoch nur für 
Investitionen, also Um- und Ausbau von Gemeindestraßen, zu bilden.  

In Zukunft ist darauf zu achten, dass nur Sonderposten für die Zuweisungen für 
den Aus- und Umbau von Gemeindeverbindungswegen, nicht jedoch für die Un-
terhaltung, gebildet werden. 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Konto 23215 – Landesmittel für sonstige Bereiche 

Festgestellt wurde, dass die Rückzahlungsbeträge für die Landeszuweisung zur 
pädagogischen Fachberatung (21.219,79 €) und zur Qualitätsentwicklung in Kin-
dertageseinrichtungen (57.397,86 €) weiterhin mit Minusbeträgen in den Sonder-
posten enthalten sind (s. hierzu die Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes zur 
Jahresrechnung 2016). Die Beträge sind nunmehr auszubuchen. 
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Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Konto 23220 – Zuweisungen der Gemeinden für Investitionen 

1. Der Kreis hat gem. Vereinbarung mit dem Amt Dänischenhagen vom 
19.11.2015 / 03.12.2015 über die Mitbenutzung von IT-Komponenten des Krei-
ses vom Amt Dänischenhagen eine einmalige aufzulösende Investitionskos-
tenzuweisung für die Laufzeit der Vereinbarung (01.01.2016 – 31.12.2020) 
i. H. v. 50.000,00 € erhalten. Der hierfür gebildete Sonderposten hätte ab 2016 
jährlich i. H. v. 10.000,00 € aufgelöst werden müssen (s. Bemerkung des RPA 
zum Schlussbericht 2016). Eine Auflösung des Sonderpostens ist bisher nicht 
erfolgt und ist nunmehr zu tätigen. 

2. Verbucht wurde eine im Juli 2017 vom Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume zugesagte Zuweisung für den Einbau eines Fahrstuhles 
bei der Musikschule Rendsburg. Bisher ist die Zahlung der Zuweisung nicht er-
folgt. 

Nach § 40 Abs. 5 GemHVO-Doppik sind erhaltene Zuschüsse und Zuweisungen 
für die Anschaffung oder Herstellung von Vermögensgegenständen als Sonder-
posten zu passivieren. Danach hätte die Zuweisung noch nicht als Sonderposten 
passiviert werden dürfen. Wenn sie erfolgt, wäre die Zuweisung beim Konto 23215 
(Sonderprogramm Zuweisungen Land) zu buchen.  

 

10.3 Rückstellungen 

Hinweis des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Anpassungen des Jahresabschlusses vom 19.12.2018 haben bei den Rück-
stellungen (Bilanzpositions-Nr. 3) zu einer Erhöhung der Rückstellungen für später 
entstehende Kosten(Bilanzpositions-Nr. 3.4) geführt.  

Die von den Anpassungen betroffenen Zeilen sind jeweils grau hervorgehoben. 

 

Stand vorläufiger Schlussbericht 22.11.2018: 

Bilanzwert am 31.12.2017 69.315.524,87 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 69.068.100,28 € 

Umsatzsaldo: 247.424,59 € 

 

Stand nach Anpassung 19.12.2018: 

Bilanzwert am 31.12.2017 75.608.572,74 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 69.068.100,28 € 

Umsatzsaldo: 6.540.472,46 € 
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Veränderung nach/vor Anpassung (Stand 31.12.2017): 

Bilanzwert nach Anpassung 75.608.572,74 € 

Bilanzwert vor Anpassung 69.315.524,87 € 

Umsatzsaldo: 6.293.047,87 € 

 

Die Bilanzsumme der Rückstellungen verteilt sich nunmehr wie folgt: 

 

31.12.2017 31.12.2016 Veränderung 

Pensionsrückstellung 48.480.332,00 € 47.386.050,00 € 1.094.282,00 € 

Beihilferückstellung 7.179.937,14 € 7.069.998,66 € 109.938,48 € 

Altersteilzeitrückstellung 0,00 € 18.816,89 € -18.816,89 € 

Rückstellung für später ent-
stehende Kosten* 19.521.014,00 € 14.046.871,61 € 5.474.142,39 € 

Verfahrensrückstellung 427.289,60 € 546.363,12 € -119.073,52 € 

Sonstige Rückstellungen 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

Summe: 75.608.572,74 € 69.068.100,28 € 6.540.472,46 € 
* Nachsorge Abfalldeponie Alt Duvenstedt 

Vor der Anpassung betrug der Wert Rückstellungen für später entstehende Kosten 
lediglich 13.227.966,13 €, also 6.293.047,87 € weniger (s.o. Ziffern 7.21 und 
10.3.4). 

 

10.3.1 Pensionsrückstellung 

Der Bilanzwert der Pensionsrückstellungen erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr 
um 1.094.282,00 € auf 48.480.332,00 €. 

Von der Versorgungsausgleichkasse Schleswig-Holstein wurde der Barwert der 
Pensionsrückstellungen für 86 aktive Beamte und 79 Empfänger von Versor-
gungsbezügen (einschließlich Witwen und Waisen) ermittelt. 

 

10.3.2 Beihilferückstellung 

Die Beihilferückstellung ist als prozentualer Anteil an der Pensionsrückstellung 
ermittelt worden. Der Prozentsatz ist aus dem Verhältnis der gezahlten Leistungen 
für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger zu dem Volumen der 
gezahlten Versorgungsbezüge zu ermitteln. Er bemisst sich nach dem Durch-
schnitt dieser Leistungen in den drei dem Jahresabschluss vorangehenden Haus-
haltsjahren (§ 24 Satz1 Nr. 2 GemHVO-Doppik). 
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Berechnung des Prozentsatzes: 

Kalenderjahr Versorgungsbezüge Beihilfe Prozentsatz 

2016 2.780.759,00 € 389.880,95 € 

 

2015 2.816.200,96 € 451.650,16 € 

2014 2.732.897,74 € 391.790,33 € 

Durchschnitt 2.776.619,23 € 411.107,15 € 14,81 

14,81 % vom Bilanzwert der Pensionsrückstellung i. H. v. 48.480.332,00 € für das 
Jahr 2017 ergibt eine Beihilferückstellung von 7.179.937,14 €. 

 

10.3.3 Rückstellung für Mitarbeiter in der Altersteilzeit 

Zum Zeitpunkt 31.12.2017 befand sich kein Beschäftigter im Blockmodell der Al-
tersteilzeit. 

 

10.3.4  Rückstellung für später entstehende Kosten  

In der Jahresrechnung 2017 wurde eine Rückstellung für die Rekultivierung der 
Abfalldeponie Alt Duvenstedt passiviert. Siehe dazu auch oben Ziffer 7.21 (Plan- 
abweichung Teilplan 612101 Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft). 

Die von den Anpassungen betroffenen Zeilen sind jeweils grau hervorgehoben. 

 

Stand der Rückstellung  vorläufiger Schlussbericht 22.11.2018: 

Stand zum 31.12.2016 14.046.871,61 € 

als Entnahme (Auflösung) der im TP 537101 Konten 54551/ 
7455 entstandene Aufwand für die Nachsorge i. H. v. 

-458.203,84 € 

Finanzertrag aus Auflösung zum 31.12.2017 TP 612101 Konto 
45823 

-360.701,64 € 

Stand der Rückstellung zum 31.12.2017 13.227.966,13 € 

Ausgehend vom Bilanzwert zum 31.12.2016 i. H. v. 14.046.871,61 € wurde unter 
Berücksichtigung der entstandenen Aufwendungen im Teilplan 537101 (Abfallwirt-
schaft) und einem Finanzertrag aus Auflösung i. H. v. 360.701,64 € der Bilanzwert 
für die Rückstellung zur Nachsorge der Abfalldeponie neu mit 13.227.996,13 € 
berechnet. Siehe hierzu die Ausführungen oben bei Ziffer 7.21. 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Nach § 24 Satz 1 Nr. 4 GemHVO–Doppik sind für später entstehende Kosten der 
Abfallentsorgung Rückstellungen zu bilden. Die notwendige Rückstellungshöhe 
bestimmt sich nach den zu erwartenden Aufwendungen. Hierbei sind auch die zu 
erwartenden Preissteigerungen zu berücksichtigen.  

Die Abfallwirtschaftsgesellschaft hat unter Zuhilfenahme eines Gutachters die zu 
erwartenden Aufwendungen bis einschließlich 2046 berechnet. Diese betragen 
zum Zeitpunkt 31.12.2017 19.521.014,00 €. In dieser Höhe wären Rückstellungen 
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zum 31.12.2017 einzustellen gewesen. Die Rückstellung ist in den Folgejahren um 
die getätigten Aufwendungen oder, falls sich die zu erwartenden Kosten ändern, 
entsprechend anzupassen. 

Rückstellung laut Bilanz zum 31.12.2017 13.227.966,13 € 

Rückstellung auf Grund der Hochrechnung  19.521.014,00 € 

Zu gering ausgewiesene Rückstellung 6.293.047,87 € 

Da die Rückstellung zu gering ausgewiesen wurde, fällt das Jahresergebnis 2017 
entsprechend zu hoch aus. 

Die Rückstellung ist entsprechend anzupassen.  

 

Die AWR hat die zur finanziellen Abwicklung notwendigen Finanzmittel („Nachsor-
gerücklage“) hochgerechnet. 

Bei dieser Berechnung wurden künftig zu erwartende Zinsen und künftig aus dem 
Gebührenhaushalt (in den Jahren 2018 – 2025) noch zu erwirtschaftende Mittel 
berücksichtigt. Diese Mittel werden in der Bilanz nicht extra ausgewiesen. Sie die-
nen dazu, den für die Nachsorge zu erwartenden Aufwand mit finanziellen Mitteln 
zu unterlegen. Der Nachweis dieser Mittel erfolgt gesondert, um sicher zu stellen, 
dass diese aus dem Teilplan Abfallwirtschaft (Gebührenhaushalt) erwirtschafteten 
Mittel auch nur für den Zweck der Nachsorge verwendet werden. Der Bestand der 
„Nachsorgerücklage“ zum 31.12.2017 zzgl. der zu erwartenden Zinsen und der 
Zuführungen aus dem Gebührenhaushalt in den Jahren 2018 - 2025 entspricht 
vom Betrag der einzustellenden Rückstellung i. H. v. 19.521.014,00 €. 

„Nachsorgerücklage" zum 31.12.2017 11.799.464,00 € 

erwartete Zinsen in den Jahren 2018 bis 2046 2.344.910,00 € 

Zuführungen aus dem Gebührenhaushalt (Abfallwirtschaft) 5.376.640,00 € 

Erforderliche Finanzmittel bis 2046 19.521.014,00 € 

 

Stand der Rückstellung nach Anpassung 19.12.2018: 

Stand der Rückstellung zum 31.12.2016 14.046.871,61 € 

als Entnahme (Auflösung) der im TP 537101 Konten 54551/ 
7455 entstandene Aufwand für die Nachsorge i. H. v. -458.203,84 € 

Zuführung zur Rückstellung  5.932.346,23 € 

Stand der Rückstellung zum 31.12.2017 19.521.014,00 € 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Wie oben bei Ziffer 7.21 ausgeführt wurden nun neben der Beseitigung eines 
Formelfehlers in der bisherigen Berechnung der Nachsorgerückstellung zum 
31.12.2017 alle zu erwartenden Aufwendungen der Nachsorge i. H. v. 
19.521.014,00 € ohne Berücksichtigung eventuell geplanter Zuführungen als 
Grundlage für die Bemessung der Nachsorgerückstellung angesetzt. 
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Die Anpassung ist korrekt erfolgt und entspricht der Auffassung des Rechnungs-
prüfungsamtes. 

 

10.3.5 Altlastenrückstellung 

Es werden weiterhin keine Altlastenrückstellungen passiviert. 

 

10.3.6  Steuerrückstellung 

Es werden weiterhin keine Steuerrückstellungen passiviert. 

 

10.3.7 Verfahrensrückstellungen 

Um drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichtsverfahren in der Bilanz 
abzubilden, ist eine Verfahrensrückstellung zu passivieren. Grundlage für die Bil-
dung der Verfahrensrückstellungen sind Einzelaufstellungen der Fachdienste mit 
den anhängigen Gerichtsverfahren. 

Der Bilanzwert der Verfahrensrückstellungen verringert sich gegenüber dem Vor-
jahr um 119.073,52 € auf 427.289,60 €. 

 

10.4 Verbindlichkeiten 

Bilanzwert am 31.12.2017 36.437.690,10 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 30.786.552,53 € 

Umsatzsaldo: 5.651.137,57 € 

Ein Verbindlichkeitenspiegel wurde von der Stabsstelle Finanzen als Anhang der 
Schlussbilanz beigefügt. 

Die Umsatzsaldi der Verbindlichkeiten sind nachstehend entsprechend der Bilanz-
positionen 4.1 bis 4.7 erläutert. 

 

10.4.1 Anleihen 

Der Kreis verfügt über keine Anleihen. 

 

10.4.2  Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 

Die Kreditverbindlichkeiten verteilen sich auf folgende Bereiche: 

Bilanzposition: Kreditgeber 2017: Wert 31.12.2017 Wert 31.12.2016 

4.2.1 

Kredite von ver-
bundenen Unter-
nehmen, Beteili-
gungen, Sonder-
vermögen 

Investitionsbank, 
Bremer Landes-
bank -1.550.786,38 € 6.799.939,20 € 
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4.2.2 

Kredite vom öffent-
lichen Bereich 
(Land) 
Kommunaler IT-
Fonds, 
Kommunaler Inves-
titionsfonds für 
Straßenbau, 
Krankenhausförde-
rung Investitionsbank 0,00 € 122.020,02 € 

4.2.3 

Kredite vom priva-
ten Kreditmarkt 

Bayerische Hypo- 
u. Vereinsbank, 
WL-Bank Westfäli-
sche Landschaft 2.899.431,27 € 4.987.563,43 € 

 Summe: 4.450.217,65 € 11.909.522,65 € 

Der Umsatzsaldo für das Haushaltsjahr 2017 i. H. v. 7.459.305,00 € entspricht der 
Tilgungsleistung.  

 

Die Kreditverträge weisen folgende Restlaufzeiten aus: 

a) Restlaufzeit bis zu 1 Jahr 0,00 € 

b) Restlaufzeit 1 bis 5 Jahre 0,00 € 

c) Restlaufzeit mehr als 5 Jahre 4.450.217,65€ 

Summe: 4.450.217,65€ 

 

10.4.3 Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten 

Der Kreis hat keine Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten. 

 

10.4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommen 

Der Kreis hat keine Verbindlichkeiten dieser Art. 

 

10.4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

Bilanzwert am 31.12.2017 2.494.325,46 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 2.666.875,81 € 

Umsatzsaldo: -172.550,35 € 

Der Bilanzwert am 31.12.2017 wird auf 4 Konten nachgewiesen. 

Zum größten Teil handelt es sich hierbei um Rechnungen, die am Ende des 
Haushaltsjahres 2017 als Aufwand gebucht wurden, die Auszahlung jedoch erst 
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Anfang des Haushaltsjahres 2018 erfolgte (lt. Saldenliste zum Bilanzkonto 3511 = 
988.867,22 €).  

Ferner werden die erteilten Aufträge des Liegenschaftsmanagements im Rahmen 
der baulichen Unterhaltung als Verbindlichkeit erfasst (lt. Aufstellung des Fach-
dienstes Gebäudemanagement = 998.207,03 € / Bilanzkonto 3511005211). 

 

10.4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 

Bilanzwert am 31.12.2017 8.776.062,91 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 4.469.125,14 € 

Umsatzsaldo: 4.306.937,77 € 

Zu den Verbindlichkeiten aus Transferleistungen zählen Aufwendungen für Sozial-
leistungen, Zuweisungen und Zuschüsse sowie Schuldendiensthilfen. Der Bilanz-
wert am 31.12.2017 wird auf 13 Konten nachgewiesen. 

 

Zu nennen sind hier insbesondere folgende Verbindlichkeiten: 

 Für sonstige Zuwendungen und Zuweisungen (Konto 3611) betragen diese lt. 
Postensaldenliste 4.339.969,84 €. Der Anstieg zum Vorjahr um 3.190.811,00 € 
kommt zum einen durch Nachzahlungen an die kreisangehörigen Kommunen 
(FAG 2017 – 2.549.347,20 €) und zum anderen durch einige höherer Zuwei-
sungen aus Mitteln der Feuerschutzsteuer (über 600.000,00 €) zustande. 

 Im Rahmen der wirtschaftlichen Jugendhilfe (Konten 3611053312 und 
3611053322) bestehen diese lt. Aufstellung des Fachdienstes i. H. v. 
1.785.910,32 €. 

 Aus der Übernahme des Schuldendienstes für die Sanierung bzw. Neubau der 
Gymnasien in Kronshagen und Gettorf (Konten 36112 und 36113) beträgt die 
Restverbindlichkeit zum 31.12.2017 noch 422.674,52 €. 

 Für Zuwendungen an das BBZ Rendsburg-Eckernförde bestehen diese im 
Rahmen der Bauunterhaltung i. H. v. 310.000,00 € (Konto 3611002332). 

 Für die Abrechnung für Leistungsempfänger nach § 264 Abs. 2 SGB V sind 
Verbindlichkeiten von 1.200.000,00 € gebucht (Konto 3611533212). 

 

Die Verbindlichkeiten für Zuwendungen an Kindertagesstätten (Konto 
3611036111) und Sprachförderung (Konto 3611036116) i. H. v. 660.595,78 € 
(642.636,94 € + 17.958,84 €) aus den Jahren 2014-2016 bestehen nicht mehr. 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Diese Verbindlichkeiten i. H. v. 660.595,78 € sind aufzulösen. 
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10.4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 

Bilanzwert am 31.12.2017 20.717.084,08 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 11.741.028,93 € 

Umsatzsaldo: 8.976.055,15 € 

Der Bilanzwert am 31.12.2017 wird auf 28 Konten nachgewiesen.  

 

Im Wesentlichen setzt sich die Bilanzsumme aus folgenden Beträgen zusammen. 

Sonstige Verbindlichkeiten (Konto 3791) 8.932.964,95 € 

Am Ende des Haushaltsjahres gebuchte Aufwendungen für das Haushaltsjahr 
2017, deren Fälligkeit im Haushaltsjahr 2018 lag. Eine Postensaldenliste liegt vor. 
Die Bezahlung und Ausbuchung erfolgte bis Ende März 2018. 

Schülerbeförderungskosten (3791000290) 135.990,00 € 

Noch zu zahlende Beträge aus der Abrechnung der Schülerbeförderungskosten 
wurden auf diesem Konto gebucht. I. H. v. 66.000,00 € hätten die Verbindlichkei-
ten bereits früher aufgelöst werden können. 

 

Erstattungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
(3791005452) 1.277.750,00 € 

Hierbei handelt es sich um eine Doppelbuchung für Mittel der Integrations- und 
Aufnahmepauschale aus 2017 i. H. v. 1.277.750,00 €, die aufzulösen ist. Je kreis-
angehöriger Kommune wurden die passenden Einzelbeträge auch als sonstige 
Verbindlichkeit im Konto 3791 gebucht (siehe dazu oben Ziffer 7.4 - Planabwei-
chung Zuwanderung). 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Die Verbindlichkeit i. H. v. 1.277.750,00 € ist aufzulösen. 

 

Kosten des ÖPNV (3791005471) 1.182.873,56 € 

Da noch nicht alle Rechnungen von den Verkehrsunternehmen im Rahmen des 
ÖPNV vorlagen, wurde eine entsprechende Verbindlichkeit eingebucht. 

Abrechnungen mit dem Land (3791054519) 4.006.502,98 € 

Es wurden vor allem Verbindlichkeiten im Rahmen des Deckenerneuerungspro-
gramms 2017 (3.038.000,00 €) und für Radwegesanierungsmaßnahmen 
(906.800,00 €) gebucht. Sie konnten mittlerweile in 2018 ausgebucht werden. 

Angelegenheiten der Förderzentren (3791221104) 115.817,02 € 

Es wurden 2016 Verbindlichkeiten aus der Abrechnung der Schulkostenbeiträge 
eingebucht, die noch nicht aufgelöst werden können. 
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Berufsschulangelegenheiten (3791233108) 671.828,80 € 

Es wurden Verbindlichkeiten aus der Abrechnung der Schulkostenbeiträge einge-
bucht. 

Abrechnungen mit Land Sozialhilfe (3791540200) 898.230,00 € 

Der Kreis hat 2017 ein um 1.796.460,17 € zu hohes Landesbudget erhalten. Die 
gesetzlichen Regelungen sehen vor, dass dem Kreis davon mindestens die Hälfte 
(898.230,09 €) verbleibt. Für die andere Hälfte des nicht verbrauchten Landes-
budgets ist die Verbindlichkeit eingetragen worden. Es ist möglich, dass diese Mit-
tel vom Land zur Deckung von Ausgleichsforderungen anderer Sozialhilfeträger 
abgefordert wird. 

Ausgleichszahlungen Natur (379161) 3.050.375,08 € 

Für die Erteilung einer Genehmigung zur Aufstellung von Windkraftanlagen sind 
Ausgleichzahlungen für den Eingriff in die Natur zu leisten, die auf dem o.a. Konto 
als Verbindlichkeit ausgewiesen werden. Aus den zur Verfügung stehenden Mit-
teln werden Maßnahmen der  Natur- und Landschaftspflege gefördert. 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Bei der stichprobenweisen Prüfung der bei den Bilanzpositionen 4.5-4.7 (Nr. 
10.4.5-10.4.7) ausgewiesenen Verbindlichkeiten konnte über die dargestellten Fäl-
le hinaus festgestellt werden, dass noch weitere Beträge gebucht waren, die be-
reits hätten aufgelöst bzw. ausgebucht werden müssen.  

Das Rechnungsprüfungsamt weist die Budgetverantwortlichen deshalb nochmals 
darauf hin, dass die auf Veranlassung eines Fachdienstes gebuchten Verbindlich-
keiten den Haushaltsgrundsätzen entsprechend abzuwickeln sind. Werden durch 
Buchung einer Verbindlichkeit bereitgestellte Haushaltsmittel nicht oder nicht in 
vollem Umfang benötigt, ist durch den zuständigen Fachdienst unmittelbar eine 
entsprechende Auflösung oder Ausbuchung zu veranlassen. Dies sollte mit konti-
nuierlichen Prüfroutinen nachgehalten werden. 

 

10.5 Passive Rechnungsabgrenzung 

Bilanzwert am 31.12.2017 393.834,58 € 

Bilanzwert am 31.12.2016 4.465.244,03 € 

Umsatzsaldo -4.071.409,45 € 

Passive Rechnungsabgrenzungsposten sind gemäß § 49 Abs. 3 GemHVO-Doppik 
für Einzahlungen vor dem Abschlussstichtag (31.12.2017), die erst nach dem Ab-
schlussstichtag als Ertrag zu verrechnen sind, zu bilden. 
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Folgende Beträge wurden im Haushaltsjahr 2017 passiv abgegrenzt.  

Jahresgenehmigungen Baustellen für 2018 1.520,00 € 

Renten 01/2018 392.314,58 € 

Summe: 393.834,58 € 

Im Bereich der sozialen Sicherungen wurden 392.314,58 € passiv abgegrenzt. 

Davon waren 114.349,06 € als Zahlung in 2017 eingegangen. Größtenteils waren 
dies Zahlungen der Pflegekassen für den Monat Januar 2018 und wurden insoweit 
richtig passiv abgegrenzt. 

277.965,52 € gingen jedoch erst in 2018 ein und hätten nicht passiv abgegrenzt 
werden dürfen. Ein Teil dieses Betrages hätte bereits als Forderungen in 2017 
gebucht werden müssen. 

 

Anmerkung des Rechnungsprüfungsamtes: 

Es wird empfohlen, künftig bei der periodengerechten Abgrenzung noch genauer 
darauf zu achten, welchem Haushaltsjahr der jeweilige Ertrag zuzurechnen ist. 
Hierbei ist u.a. zu berücksichtigen, dass z. B. Rentenzahlungen mit erstmaligem 
Bezug vor dem 31.03.2004 vorschüssig und Rentenzahlungen mit erstmaligem 
Bezug nach dem 31.03.2004 nachschüssig gezahlt werden. VBL-Renten und Zah-
lungen der Pflegekassen erfolgen hingegen vorschüssig.  

Die im Vorjahr gebildeten Rechnungsabgrenzungsposten i. H. v. 4.465.244,03  € 
waren aufzulösen. Die entsprechenden Buchungen sind erfolgt.  
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11 Schlussbemerkung 

11.1 Stand vorläufiger Schlussbericht 22.11.2018 

Die Prüfung, ob 

1. der Haushaltsplan eingehalten ist, 

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig 
begründet und belegt worden sind, 

3. bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei 
der Vermögens-, Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfah-
ren worden ist, 

4. das Vermögen und die Schulden richtig nachgewiesen worden sind, 

5. der Anhang zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist, 

6. der Lagebericht zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist, 

hat zu folgenden maßgeblichen Einwendungen geführt: 

Ziffer 
Inhalt 
(zu weiteren Details siehe oben bei den Ziffern) 

Auswirkung 
Jahresergebnis 

7.4 / 10.4.7 Verbindlichkeiten sind aufzulösen 1.277.750,00 € 

7.12 / 9.2.2 keine Forderung in der Höhe -2.783.565,41 € 

7.19 Forderung wäre zu buchen gewesen 841.750,00 € 

10.3.4 Rückstellung zu gering ausgewiesen  -6.293.047,87 € 

10.4.6 Verbindlichkeiten sind aufzulösen 660.595,78 € 

Summe: -6.296.517,50 € 

Der Jahresüberschuss ist mit 18.023.823,40 € deutlich zu hoch ausgewiesen. Er 
wäre bei korrekter Darstellung dieser 5 Sachverhalte um 6.296.517,50 € niedriger 
ausgefallen. Dies entspricht einer Abweichung von knapp 35 %. 

Nach Überzeugung des Rechnungsprüfungsamtes vermittelt der Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung für Kommunen 
deshalb nur eingeschränkt ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises. 

Die Wesentlichkeit von Beanstandungen bemisst sich nach ihrer relativen Bedeu-
tung. Dazu ist der Mangel in Beziehung zu einer geeigneten Größe gesetzt wor-
den. Eine Abweichung um knapp 35 % bei einem achtstelligen Jahresüberschuss 
ist als wesentlich anzusehen. 

Grundsätzlich führen Feststellungen der Prüfungsbehörde – schon aus verwal-
tungsökonomischen Gründen – nicht zu einer Änderung des geprüften Jahresab-
schlusses. Die Feststellungen sind grundsätzlich bei der Erstellung des Jahresab-
schlusses des Folgejahres zu berücksichtigen.  

Der vorliegende Jahresabschluss 2017 ist jedoch in einem verwaltungsökono-
misch angemessenen Umfang anzupassen, da die vorliegende Feststellung eine 
solche Dimension hat, dass er kein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
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des Lagebild vermittelt. (siehe dazu: Erläuterungen zu § 44 GemHVO-Doppik, 
Handbuch Gemeindehaushaltsrecht SH, Bräse/Hase/Leder, 14. Aufl.) 

 

11.2 Finale Schlussbemerkung  

Die Prüfung, ob 

1. der Haushaltsplan eingehalten ist, 

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig 
begründet und belegt worden sind, 

3. bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen sowie bei 
der Vermögens-, Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfah-
ren worden ist, 

4. das Vermögen und die Schulden richtig nachgewiesen worden sind, 

5. der Anhang zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist, 

6. der Lagebericht zum Jahresabschluss vollständig und richtig ist, 

hat nach Durchsicht des geänderten Jahresabschlusses 2017 zu folgendem Er-
gebnis geführt: 

Die Ursache für die wesentliche Beanstandung im vorläufigen Schlussbericht vom 
22.11.2018 – eine zu geringe Rückstellung für später entstehende Kosten – wurde 
korrekt beseitigt. 

Die weiteren maßgeblichen Einwendungen bei den Verbindlichkeiten und Forde-
rungen haben aus Sicht des Rechnungsprüfungsamtes aufgrund verwaltungsöko-
nomischer Überlegungen zutreffend noch zu keinen weiteren Anpassungen des 
Jahresabschlusses 2017 geführt. Sie heben sich gegenseitig weitestgehend er-
gebnisneutral auf. Das Rechnungsprüfungsamt geht davon aus, dass eine Korrek-
tur im Rahmen der Erstellung des Jahresabschlusses 2018 erfolgt. 

Im Übrigen wird auf die Anmerkungen des Rechnungsprüfungsamtes verwiesen. 

Nach Überzeugung des Rechnungsprüfungsamtes vermittelt der Jahresabschluss 
2017 nunmehr unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
für Kommunen ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage des Kreises. 

 

 

 

Rendsburg, den 21. Januar 2019 

 

 

 

Carsten Ludwig 
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A) Vorbemerkung 
Nach § 44 Abs. 2 GemHVO-Doppik ist dem Jahresabschluss ein Lagebericht nach § 52 
beizufügen. Der Lagebericht ist so zu fassen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde 
vermittelt wird. Dazu ist ein Überblick über die wichtigen Ergebnisse des Jahresab-
schlusses und Rechenschaft über die Haushaltswirtschaft im abgelaufenen Jahr zu ge-
ben. Über Vorgänge von besonderer Bedeutung, auch solche, die nach Schluss des 
Haushaltsjahres eingetreten sind, ist zu berichten. Außerdem hat der Lagebericht eine 
ausgewogene und umfassende, dem Umfang der gemeindlichen Aufgabenerfüllung ent-
sprechende Analyse der Haushaltswirtschaft und der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der Gemeinde zu enthalten. Auch ist auf die Chancen und Risiken für die künftige 
Entwicklung der Gemeinde einzugehen; zu Grunde liegende Annahmen sind anzugeben. 
 
Die Haushaltsführung des Kreises erfolgt ab dem Haushaltsjahr 2009 gem. § 75 Abs. 
4 GO in Verbindung mit § 57 KrO nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung. 
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B) Haushaltsausgleich 
 
1. Ergebnisrechnung: 
 

Die Ergebnisrechnung entspricht der kaufmännischen Gewinn- und Verlustrechnung und 
stellt periodengerecht die Aufwendungen und Erträge gegenüber. Das Gesamtergebnis 
ergibt sich aus der Summe der Teilergebnispläne. 
 

Bezeichnung Plan 2017 
Euro 

Ist 2017 
Euro 

Differenz 
Euro 

Gesamtbetrag der Erträge 363.915.700,00 395.687.840,74 +31.772.140,74 
Gesamtbetrag der Aufwendungen 363.915.700,00 383.238.273,21 -19.322.573,21 
übertragene Ansätze aus 2016 373.356,74  +373.356,74 

ergibt einen Jahresfehlbetrag -373.356,74 +12.449.567,53 +12.822.924,27 

 
Der Jahresüberschuss in Höhe von 12.449.567,53 € erhöht das Eigenkapital des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde in der Schlussbilanz zum 31.12.2017. 
 
Nach dem negativen Ergebnis für das Rechnungsjahr 2016 in Höhe von knapp 4,7 Mio. € 
ist das Ergebnis für das Jahr 2017 deutlich positiver ausgefallen als erwartet. In der Pla-
nung wurde von einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 373 T € ausgegangen, es wurde 
jedoch ein Jahresüberschuss in Höhe von 12,45 Mio € erwirtschaftet. Die wesentlichen 
Abweichungen werden ab Seite 5 näher erläutert. 
 

Entwicklung der Jahresgesamtergebnisse  doppisch 

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Jahresüberschuss lt. HHPlan      
Jahresfehlbetrag (-) lt. HHPlan -373.357 -5.170.905 +2.415.271 +2.861.152 -454.047 

Tatsächliches Rechnungsergeb-
nis 

+12.449.567 -4.752.860 5.797.067 -1.380.834 1.322.353 

Differenz HHPlan/RErgebnis 
(= Abschlussverbesserung) 

12.822.924 418.045 3.381.796 -4.241.986 1.776.400 
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Die Ergebnisrechnung im Einzelnen:  
 

Kto. 
Lfd. 
Nr. 

Ertrags- und Aufwandsarten 

Fort- 
geschriebener  

Ansatz des  
Haushaltsjahres 

2017 

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres 

Vergleich 
Ansatz / Ist 

übertragene 
Ermächti-

gung 

1 2 3 5 6 7 8 

40 1   
Steuern und ähnliche Abga-
ben 

0,00 0,00 0,00   

41 2 + Zuwendungen und allge-
meine Umlagen 

187.383.500,00 199.783.723,68 12.400.223,68   

42 3 + sonstige Transfererträge 7.322.800,00 9.859.646,13 2.536.846,13   

43 4 + öffentlich-rechtliche Leis-
tungsentgelte 

6.017.700,00 6.704.305,12 686.605,12   

441 5 + privatrechtliche Leistungs-
entgelte 

17.519.800,00 
  
  

17.836.707,02 
  
  

316.907,02   

442 

446 

448 6 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

135.770.600,00 144.651.072,00 8.880.472,00   

45 7 + sonstige ordentliche Erträge 4.323.700,00 6.976.589,80 2.652.889,80   

471 8 + aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00   

472 9 +/- Bestandsveränderungen 0,00 3.855.603,79 3.855.603,79   

  10 = ordentliche Erträge 
(= Zeilen 1 bis 9) 

358.338.100,00 389.667.647,54 31.329.547,54 0,00 

50 11   Personalaufwendungen 38.357.700,00 39.029.172,14 -671.472,14 0,00 

51 12 + Versorgungsaufwendungen 162.700,00 159.452,06 3.247,94   

52 13 + Aufwendungen für Sach- u. 
Dienstleistungen 

4.632.100,00 5.206.377,70 -574.277,70 0,00 

57 14 + bilanzielle Abschreibungen 8.965.700,00 8.994.483,81 -28.783,81   

53 15 + Transferaufwendungen 206.258.256,74 210.267.022,38 -4.008.765,64 0,00 

54 16 + sonstige ordentliche Auf-
wendungen 

102.166.900,00 115.153.435,78 -12.986.535,78 0,00 

  17 = ordentliche Aufwendun-
gen 
(= Zeilen 11 bis 16) 

360.543.356,74 378.809.943,87 -18.266.587,13 0,00 

  18 = Ergebnis der laufenden 
Verwaltungstätigkeit  
(= Zeilen 10 . /. 17) 

2.205.256,74 -10.857.703,67 13.062.960,41 0,00 

46 19 + Finanzerträge 2.317.700,00 1.527.125,72 -790.574,28   

55 20 - Zinsen und sonstige Fi-
nanzaufwendungen 

485.800,00 804.458,06 -318.658,06   

  21 = Finanzergebnis 
(= Zeilen 19 . /. 20) 

1.831.900,00 722.667,66 -1.109.232,34 0,00 

  22 = ordentliches Ergebnis 
(= Zeilen 18 + 21) 

373.356,74 -11.580.371,33 11.953.728,07 0,00 

49 23 + außerordentliche Erträge 0,00 869.196,20 869.196,20   

59 24 - außerordentliche Aufwen-
dungen 

0,00 0,00 0,00   

  25 = außerordentliches Ergeb-
nis 
(= Zeilen 23 . /. 24) 

0,00 869.196,20 869.196,20 0,00 

  26 = Jahresergebnis 
(= Zeilen 22 + 25) 

373.356,74 -12.449.567,53 12.822.924,27 0,00 
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2. Wesentlichen Abweichungen in der Ergebnisrechnung (pro Zeile) 
 
Erläutert werden nachstehend die Abweichungen über 500.000 € gegenüber dem Plan-
wert (Ausnahme: Personalaufwendungen). Verbleibende Differenzen zur gesamten 
Planabweichung der entsprechenden Zeile setzen sich aus verschiedenen  Einzelmaß-
nahmen zusammen, die unterhalb der genannten Wertgrenze liegen. 
 
2 Zuwendungen und allge-

meine Umlagen 
187.383.500,00 199.783.723,68 12.400.223,68  Bemerkung 

 Teilplan 312101 - Grunds-
ich. Arbeitssuchende 

14.452.200,00 17.345.307,94 + 2.893.107,94  

 Teilplan 313901 - Dezen. 
Betreuung Asylbewerber 

1.854.400,00 356.489,67 -1.497.910,33  

 Teilplan 361101 - Förd. 
Kinder in Tageseinr. 

7.198.200,00 10.792.321,83 +3.594.121,83  

 Teilplan 363602 – Präventi-
on und Projekte 

438.300,00 1.276.015,82 + 837.715,82  

 Teilplan 611101 - Steuern, 
Allg. Zuw., Umlagen 

147.546.300,00 153.478.555,83 +5.932.255,83  

 

3 sonstige Transfererträge 7.322.800,00 9.859.646,13 2.536.846,13   

 Teilplan 311301 - Eingliede-
rungshilfe 

4.285.900,00 3.545.462,15 -740.437,85  

 Teilplan 311601 - Grundsi-
cherung im Alter 

300.000,00 1.441.835,16 +1.141.835,16  

 Teilplan 313101 – Hilfen für 
Asylbewerber 

100.000,00 1.413.386,14 + 1.313.386,14  

  
    

 

6 Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

135.770.600,00 144.651.072,00 8.880.472,00   

 Teilplan 122103 - Zuwande-
rung 

2.535.000,00 1.786.552,89 -748.447,11  

 Teilplan 311201 - Hilfe zur 
Pflege 

5.038.400,00 4.397.967,60 -640.432,40  

 Teilplan 311301 – Eingliede-
rungshilfe 

49.798.300,00 51.057.234,48 +1.258.934,48  

 Teilplan 311401 - Hilfe zur 
Gesundheit 

1.456.400,00 936.971,14 -519.428,86  

 Teilplan 311601 – GruSi im 
Alter  

18.908.400,00 19.648.296,16 +739.896,16  

 Teilplan 313101 – Hilfen für 
Asylbewerber 

12.941.200,00 15.159.533,44 + 2.218.333,44  

 Teilplan 313901 – dezentrale 
Betreuung Asylbewerber 

143.200,00 1.269.470,98 +1.126.270,98  

 Teilplan 361101 – Förderung 
Kindertagesstätten 

10.364.700,00 7.173.946,52 -3.190.753,48  

 Teilplan 363301 – Hilfen zur 
Erziehung 

5.481.800,00 9.179.509,15 +3.697.709,15  

 Teilplan 363401 - Hilfen für 
junge Volljährige 

1.520.600,00 2.367.597,77 +846.997,77  

 Teilplan 363402 – Inobhut-
nahmen 

425.100,00 1.938.143,18 +1.513.043,18  

 Teilplan 363602 – Prävention 
und Projekte 

850.000,00 18.908,07 -831.091,93  

 Teilplan 537101 - Abfallwirt-
schaft 

4.686.700,00 8.652.090,60 +3.965.390,60  
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7 sonstige ordentliche Er-
träge 

4.323.700,00 6.976.589,80 2.652.889,80   

 Teilplan 122201 - Verkehrs-
angelegenheiten 

2.983.300,00 3.875.266,31 +891.966,31 Höhere Bußgeldeinnah-
men 

      

      

 
 
15 Transferaufwendungen 206.258.256,74 210.267.022,38 -4.008.765,64  

 Teilplan 311201 – Hilfe zur 
Pflege 

6.663.600,00 5.766.171,94 +897.428,06  

 Teilplan 311301 - Einglie-
derungshilfe 

66.533.800,00 64.800.410,67 +1.733.389,33  

 Teilplan 311401 – Hilfe zur 
Gesundheit 

1.825.000,00 2.423.475,03 -606.975,03  

 Teilplan 311601 – GruSi im 
Alter 

19.208.400,00 21.167.675,12 -1.959.275,12  

 Teilplan 313101 – Hilfe für 
Asylbewerber 

18.161.400,00 17.452.508,84 +708.891,16  

 Teilplan 361101 - Förde-
rung Kindertagesstätten 

19.315.500,00 19.918.204,18 -602.704,18  

 Teilplan 363301 – Hilfe zur 
Erziehung 

20.189.000,00 21.525.327,57 -1.336.327,57  

 Teilplan 363401 – Hilfen für 
junge Volljährige 

2.520.000,00 3.929.373,27 -1.409.373,37  

 
16 sonstige ordentliche 

Aufwendungen 
102.166.900,00 115.153.435,78 -12.986.535,78   

 Teilplan 122103 - Zuwan-
derung 

2.768.800,00 3.428.528,26 -659.728,26  

 Teilplan 311301 - Einglie-
derungshilfe 

4.300,00 980.801,13 -976.501,13  

 Teilplan 312101 – GruSi 
Arbeitssuchende 

36.156.600,00 36.823.163,19 -666.563,19  

 Teilplan 537101 - Abfall-
wirtschaft 

21.751.700,00 25.570.416,37 -3.818.716,37  

 Teilplan 612101 – sonstige 
allgemeine Finanzwirtschaft 

0,00 5.932.346,23 -5.932.346,23 Korrektur Nachsorge 
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3. Finanzrechnung aus lfd. Verwaltungstätigkeit 
 
Diese Rechnung stellt alle Einzahlungen und Auszahlungen eines Jahres gegenüber. Sie 
stellt somit die Entwicklung der Liquidität dar. Neben den Ein- und Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit enthält die Finanzrechnung alle Geldflüsse aus Investiti-
onstätigkeit und Finanzierungstätigkeit (siehe Buchstabe G). 
 
Abschlussergebnis Finanzrechnung aus lfd. Verwaltungstätigkeit: 
 
Bezeichnung Plan 2017 

Euro 
Ergebnis 2017 

Euro 
Differenz 

Euro 

Gesamtbetrag der Einzahlungen 354.213.500,00 382.922.400,33 +28.708.900,33 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  
einschl. Übertragungen aus 2016 

350.052.256,74 358.982.805,14 -8.930.548,40 

 +4.161.243,26 +23.939.595,19 +19.778.351,93 

 
Die Finanzrechnung aus lfd. Verwaltungstätigkeit im Einzelnen: 
 

Kto. 
Lfd. 
Nr. 

Ein- und Auszahlungsar-
ten 

Fortge-
schriebener  
Ansatz des  

Haushaltsjah-
res 2017 

Ist-Ergebnis 
des Haushalts-

jahres 

Vergleich 
Ansatz / Ist 

Übertra-
gene 

 Ermächti-
gungen 

1 2 3 5 6 7 8 

60 1   Steuern und ähnliche 
Abgaben 

0,00 0,00 0,00   

61 2 + Zuwendungen und all-
gemeine Umlagen 

182.292.300,00 195.835.538,54 -13.543.238,54   

62 3 + sonstige Transfereinz. 7.322.800,00 15.444.177,66 -8.121.377,66   

63 4 + Öff.-r. Leistungsentgelte 6.001.000,00 6.411.163,22 -410.163,22   

641 5 + privatrechtliche Leis-
tungsentgelte 

17.408.200,00 18.055.807,59 -647.607,59   

642 

646 

648 6 + Kostenerstattungen und 
Kostenumlagen 

135.764.400,00 141.335.416,99 -5.571.016,99   

65 7 + sonstige Einzahlungen 3.107.100,00 3.682.239,76 -575.139,76   

66 8 + Zinsen und sonstige 
Finanzeinzahlungen 

2.317.700,00 2.158.056,57 +159.643,43   

  9 = Einzahlungen aus 
laufender Verwal-
tungstätigkeit 
(= Zeilen 1 bis 8) 

354.213.500,00 382.922.400,33 -28.708.900,33  

70 10   Personalauszahlungen -37.168.700,00 -35.456.567,30 -1.712.132,70   

71 11 + Versorgungsausz. -162.700,00 -159.452,06 -3.247,94   

72 12 + Auszahlungen f. Sach- 
u. Dienstleistungen 

-4.632.100,00 -4.718.274,27 +86.174,27  

75 13 + Zinsen und sonstige 
Finanzauszahlungen 

-485.800,00 -811.010,99 +325.210,99   

73 14 + Transferauszahlungen -206.146.656,74 -214.285.554,41 +8.138.897,67  

74 15 + sonstige Auszahlungen -101.456.300,00 -103.551.946,11 +2.095.646,11   

  16 = Auszahlungen aus 
laufender Verwal-
tungstätigkeit 
(= Zeilen 10 bis 15) 

-350.052.256,74 -358.982.805,14 +8.930.548,40  

  17 = Saldo aus laufender 
Verwaltungstätigkeit 
(= Zeilen 9 . /. 16) 

4.161.243,26 23.939.595,19 -19.778.351,93  
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C) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Auszahlungen; übertragene Plan-
werte 
 
1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Auszahlungen 
 
Die vorstehend erläuterten Abweichungen zwischen Haushaltsplanung und Rechnungs-
ergebnis beruhen auf Abweichungen von den Planansätzen sowohl bei den Erträgen / 
Einzahlungen als auch bei den Aufwendungen / Auszahlungen. Unabhängig von diesen 
Planabweichungen sind auch im Haushaltsjahr 2017 über- und außerplanmäßige Auf-
wendungen / Auszahlungen entstanden. Hinsichtlich der Deckung dieser Haushaltsüber-
schreitungen ist nach folgenden Fallgruppen zu unterscheiden: 
 
 Nicht zahlungswirksame Mehrauf-          Über-/außerplanmäßige Zuführungen zu Rückstellungen, 
       wendungen                                             Abschreibungen, Wertveränderungen nach Verkauf/Verlust                                   
                                                                        

 Deckung durch Mehrerträge /                  Zweckgebundene Mehrerträge/-einzahlungen dürfen für 
-einzahlungen                                           Mehraufwendungen/-auszahlungen eingesetzt werden,                                              

                                                                        wenn die Zweckbindung im Haushaltsplan ausgewiesen 
                                                                        bzw. ein Deckungsvermerk vorhanden ist (§ 21 GemHVO- 
                                                          Doppik). 
  

 Echte Haushaltsüberschreitungen bis     Vom Kreistag pauschal genehmigt gemäß § 4 der 
      50.000 Euro                                              Haushaltssatzung 
 

 Echte Haushaltsüberschreitungen ab      Bedürfen noch der Genehmigung des Kreistages. 
      50.000 Euro 

 
Bis auf die nicht zahlungswirksamen, nicht budgetierten Aufwendungen werden im Zuge 
der über den gesamten Haushalt eingeführten Budgetierung überplanmäßige Aufwen-
dungen nur auf Budgetebene dargestellt. 
 
Als Anlage 1 ist eine Zusammenstellung der in der Jahresrechnung 2017 ausgewiese-
nen Haushaltsüberschreitungen mit Darstellung ihrer Deckung beigefügt. Die Einzelbe-
träge sind den vorstehend genannten Fallgruppen wie folgt zuzuordnen: 
 
 Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 2017 – Aufwendungen Ergebnishaushalt 

Bezeichnung Ergebnishaushalt – in Euro 

Nicht zahlungswirksame Mehraufwendungen 3.102.711,85 
durch Mehrerträge gedeckte Überschreitungen 16.073.199,74 
vom Kreistag pauschal genehmigte Überschreitungen 319.195,40 
Vom Kreistag genehmigte Überschreitungen 0,00 
vom Kreistag noch zu genehmigende Überschreitungen 2.712.285,04 

Zusammen 22.207.392,03 

Haushaltsüberschreitungen im Haushaltsjahr 2017 – Auszahlungen 

Bezeichnung Lfd. Verwal-
tungstätigkeit 

Investitionen 

Durch Mehreinzahlungen gedeckte Überschreitungen 5.030.687,95 39.689,81 
vom Kreistag pauschal genehmigte Überschreitungen 224.734,29 37.496,97 
vom Kreistag genehmigte Überschreitungen 0,00 0,00 
vom Kreistag noch zu genehmigende Überschreitungen 3.881.671,41 0,00 

Zusammen 9.137.093,65 77.186,78 
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Die vom Kreistag noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen sind bei folgen-
den Budgets aufgetreten: 
 
Budget Bezeichnung Ansatz 

 
Euro 

Ergebnis 
 

Euro 

Über- 
schreitung  

Euro 

12101 IT Services 111.900,00 175.410,75 63.510,75 

10301 Dezentrale Betreuung Asyl 351.056,74 406.408,73 55.351,99 

23101 Zuwanderung 2.768.800,00 3.423.108,14 654.308,14 

25103 Brandschutz 212.500,00 333.627,00 89.295,66 

31603 Jugendarbeit und KiTas 29.227.700,00 30.872.286,25 244.970,45 
31603 Jugendarbeit und KiTas 6.533.600,00 6.977.027,20 443.427,20 

41301 Eingliederungshilfen SGB XII 2.386.500,00 2.464.420,90 77.920,90 

41301 Eingliederungshilfe SGB XII 430.200,00 1.365.697,99 411.698,40 

51502 Liegenschaften  2.948.800,00 3.388.694,16 360.906,36 

51502 Liegenschaften  0 62.473,26 62.473,26 

53701 Schülerbeförderung 2.518.300,00 2.758.867,67 192.384,77 

53702 Bauplanung 10.600,00 66.637,16 56.037,16 

Noch zu genehmigende Aufwendungen im Ergebnishaushalt 2.712.285,04 

10301 Dezentrale Betreuung Asylbewerber 351.056,74 410.008,73 58.951,99 
12101 IT-Service 111.900,00 207.284,29 95.384,29 

22501 Umweltschutzmaßnahmen 146.500,00 1.041.151,31 763.399,98 

25103 Brandschutz 212.500,00 297.662,24 52.790,16 

31603 Jugendarbeit und KiTas 29.227.700,00 30.908.593,97 386.940,77 

31603 Jugendarbeit und KiTas 6.533.600,00 7.047.533,23 513.933,23 

32601 Amtsvormundschaften 14.500,00 5.847.224,85 313.496,81 

54201 BBZ RD-ECK 80.400,00 133.138,17 52.738,17 

54201 BBZ RD-ECK 1.883.600,00 2.046.155,00 98.733,53 

54205 Schule am Noor 406.200,00 578.906,72 172.706,72 

54206 Schule Hochfeld 570.300,00 718.229,20 147.929,20 

54207 Schule an den Eichen 421.100,00 565.111,53 144.011,53 
54208 Allgemeine Schulangelegenheiten 412.100,00 546.597,64 134.497,64 

54208 Allgemeine Schulangelegenheiten 4.488.800,00 5.261.801,46 768.993,48 

53701 Schülerbeförderung 2.518.300,00 2.736.158,44 177.163,91 

Noch zu genehmigende Auszahlungen im Finanzhaushalt 3.881.671,41 

 

 
2. übertragene Ausgabeermächtigungen 
 
Die durch den Haushaltsplan für das jeweilige Haushaltsjahr erteilten Ausgabeermächti-
gungen können gem. § 23 GemHVO-Doppik mit folgenden Einschränkungen in das 
Folgejahr bzw. in spätere Jahre in Form von übertragene Ausgabeermächtigungen vor-
getragen werden: 
 
 Aufwendungen einschließlich der Auszahlungen für die Bauliche Unterhaltung (Ergebnishaushalt) bis 

zum Ende des Folgejahres. 

 Übrige Aufwendungen und die dazugehörigen Auszahlungen eines Budgets, soweit sie durch Haus-
haltsvermerk für übertragbar erklärt worden sind, ebenfalls bis zum Ende des Folgejahres.  

 Aufwendungen, die nicht zu einem Budget gehören, und die dazugehörigen Auszahlungen, wenn sie 
aus zweckgebundenen Erträgen und den dazugehörigen Einzahlungen finanziert werden, soweit die 
zweckgebundenen Erträge und die dazugehörigen Einzahlungen noch nicht zweckentsprechend 
verwendet worden sind. 

 Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen bis zur Fälligkeit der letzten 
Zahlung für ihren Zweck (bei Baumaßnahmen und Beschaffungen jedoch längstens 2 Jahre nach 
Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Gegenstand oder der Bau in seinen wesentlichen Teilen in 
Benutzung genommen werden kann). 

 
Insbesondere bei den Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
können die tatsächlichen Zahlungstermine für die eingegangenen Verpflichtungen häufig nur sehr 
schwer zeitlich eingrenzt werden. Beispielsweise werden Investitionszuschüsse regelmäßig vor 
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Beginn einer Maßnahme bewilligt, aber erst nach Abschluss der Maßnahme - auf deren Zeitpunkt 
der Kreis kaum Einfluss nehmen kann - oder frühestens während der Durchführung der Maß-
nahme entsprechend dem Baufortschritt ausgezahlt. Auch bei eigenen Investitionen wird unab-
hängig von der tatsächlichen Baudurchführung häufig ein langer Zeitraum für die Abwicklung von 
Restzahlungen benötigt. Bei Straßenbaumaßnahmen fallen ebenfalls häufig noch mehrere Jahre 
nach Abschluss der eigentlichen Bauarbeiten Restkosten an (Begrünung, Grunderwerbskosten 
nach Vermessung und dgl.). In Anlage 2 sind die in das Haushaltsjahr 2017 vorgetragenen Aus-
gabeermächtigungen dargestellt. 
 
 

D) Budgets 
 
Die Budgetregelungen wurden mit Wirkung vom 01.01.2016 neu gefasst. 
 
Die Erträge und Aufwendungen der Teilergebnispläne des Haushaltes und die dazuge-
hörigen Ein- und Auszahlungen mit Ausnahme der Verfügungsmittel, der internen Leis-
tungsbeziehungen, der Abschreibungen und der Zuführungen zu Rückstellungen und 
Rücklagen sind nach Maßgabe des § 20 GemHVO-Doppik zu den Budgets verbunden. 
 
Die Budgetergebnisse 2017 wurden durch die Stabsstelle Finanzen ermittelt. Über die 
Bereitstellung der Budgetüberschüsse auf freiwilligen Leistungen entscheidet der Haupt-
ausschuss. Dabei ist der Vorrang des Haushaltsausgleichs zu beachten.  
 
Der Haushalt 2018 wird mit einem Überschuss abschließen und mit einem Ergebnis in 
Höhe von 8,4 Mio € abschließen. Für das Haushaltsjahr 2019 wird ebenfalls ein positives 
Ergebnis erwartet (Stand: Haushalt 2018- Kreistag 18.12.2017). 
 
1. Budgetergebnisse der Schulen  
 
Die Ergebnisse der Budgets der Schulen sind in der Anlage 3 zusammengefasst. Die 
Überschüsse aus dem Bereich der Schulen in Höhe von 7.903 € werden als investive 
Budgetüberschüsse den Planansätzen des Haushaltsjahres 2018 zugeschlagen. 
 
Entwicklung der Budgetüberschüsse bei den Schulen 

Schule 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

BBZ Rendsburg-Eckernförde 0 0 0 0 0 
BBZ am Nord-Ostsee-Kanal 0 0 0 0 0 
Sternschule (SprachheilGS) 1.915 0 1.534 3.626 0 
Förderzentrum am Noor Eckernförde 3.301 195 5.748 1.459 0 
Förderzentrum Hochfeld Rendsburg 1.435 0 2.607 608 0 
Förderzentrum an den Eichen Nortorf 1.252 0 1.721 365 700 

Zusammen  7.903 195 11.610 6.058 700 
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2. Budgetergebnisse der Ausschüsse 
 
Die Budgets der Ausschüsse  - freiwillige Leistungen – schließen mit einem Überschuss 
von 19.656,84 € ab, die sich wie folgt verteilen (siehe auch Anlage 4):  
 
Ausschuss Budgetergeb-

nis 2017 
Davon Fi-
nanzhaus-
halt 

Hauptausschuss 4.499,87€ 0,00 

Ausschuss f.Schule, Sport, Kultur u.Bildung 4.860,18€ 0,00 

Jugendhilfeausschuss 27.300,12€ 0,00 

Sozial- und Gesundheitsausschuss -12.518,38€ 0,00 

Regional- und Entwicklungsausschuss -43.858,88€ 0,00 

Umwelt, Verkehrs- und Bauausschuss 39.373,93€ 0,00 

Summe 19.656,84 € 0,00 

 
Die Budgetüberschüsse 2017 in Höhe von 19.656,84 € können aufgrund der voraus-
sichtlich positiven Jahresergebnisse 2018 und 2019 übertragen werden. Allerdings kann 
lediglich für die Ausschüsse über eine Übertragung der Mittel nach 2018 entschieden 
werden, in denen Budgetüberschüsse erzielt wurden.  
Nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften ist bei Berücksichtigung von der Übertragung 
von Budgetüberschüssen dem Haushaltsausgleich Vorrang zu gewähren. Diese Rege-
lung ist in die Budgetrichtlinien des Kreises ab 2012 aufgenommen worden. 
 
Dem Hauptausschuss werden die Budgetabrechnungen in einer späteren Sitzung vorge-
legt.  
 
3. Personalbudget 
 
Ein Baustein des am 28.Juni 2010 vom Kreistag verabschiedeten Haushaltskonso-
lidierungskonzeptes war der Beschluss zur Einführung eines gedeckelten Budgets für die 
Personalkosten in der Kreisverwaltung für die Jahre 2010 bis 2012. Die Regelungen des 
Personalkostendeckels 2010-2012 haben zu einer spürbaren Begrenzung bei den Per-
sonalaufwendungen in der Kreisverwaltung geführt. Für die Verwaltung bedeutete dieser 
Rahmen jedoch auch Planungssicherheit und eine gewisse Flexibilität bei der Personal-
bewirtschaftung.  Da die Bemessung des Budgets für die Folgejahre ab 2013 nicht mehr 
auskömmlich war, fasste der Kreistag in seiner Sitzung am 18.Juni 2012 einen erneuten 
Beschluss zum Personalbudget für die Jahre 2013 bis 2016. Nach Ablauf des Budget-
zeitraumes wurde in der Kreistags-sitzung am 12. Dezember 2016 eine Neuregelung für 
das Personalbudget ab 2017 beschlossen. Im Rahmen dieses Beschlusses wurden fol-
gende Regeln bezüglich des künftigen Umgangs mit dem Personalbudget gefasst: 
 
1. Der Ausgangswert für das Personalbudget ab 2017 beträgt 31.705.300 €. Zusätzlich 

wird ein flüchtlingsbedingter Mehraufwand in Höhe von 482.000 € berücksichtigt. Auf-
grund des im Rahmen des Abstimmungsgespräches am 15.06.2016 vorgetragenen 
Personalmehraufwandes bedingt durch deutlich gestiegene Fallzahlen erhält der 
Fachbereich Jugend und Familie einen Steigerungsbetrag in Höhe von 132.300 € und 
der Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit einen Steigerungsbetrag in Höhe 
von 156.600 €. Insgesamt beträgt das Personalbudget ab 2017 somit 32.476.200 €. 
Im Rahmen der Beschlussfassung zum Haushalt 2017 wurden durch die Politik ins-
gesamt 1.161.500 € zur Verfügung gestellt, so dass sich das Personalbudget 2017 
auf insgesamt 33.637.700 € beläuft. 
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2. Als jährliche Steigerungsrate werden die tatsächlichen Tarifsteigerungen im Rahmen 
der Tarifabschlüsse bzw. die tatsächlichen Besoldungserhöhungen aufgrund des je-
weiligen Besoldungsanpassungsgesetzes berücksichtigt. 
 

3. Soweit sich aufgrund der Einführung einer neuen Entgeltordnung tarifwirksame Aus-
wirkungen ergeben, ist hierzu eine Vereinbarung zu treffen. 
 

4. Aus dem Personalbudget für die Jahre 2013 – 2016 werden Budgetüberschüsse in 
Höhe von maximal 1 Million € in das neue Personalbudget ab 2017 übertragen. 
 

5. Aus dem Personalbudget sind sämtliche Personalaufwendungen zur Wahrnehmung 
der derzeitigen Aufgaben der Kreisverwaltung zu bestreiten. Innerhalb dieses Budget-
rahmens sind die Personalaufwendungen der Teilergebnispläne untereinander de-
ckungsfähig. 
Erläuterung: Für die Fachbereiche, Stabsstellen und sonstigen Bereiche erfolgt die 
Deckung jeweils innerhalb der zugehörigen Personalaufwendungen. Nur wenn durch 
diese die Deckung nicht sichergestellt werden kann, erfolgt in Absprache der Berei-
che untereinander die Deckung aus einem anderen Bereich innerhalb des vorgege-
benen Gesamt-Personalbudgets.    
 

6. Bei Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene oder aufgrund von Beschlüssen 
des Kreistages oder der Fachausschüsse zur Wahrnehmung von weiteren Aufgaben 
über den heutigen Aufgabenbestand hinaus  oder von bestehenden Aufgaben in grö-
ßerem Maße oder von bestehenden Aufgaben in wesentlich anderer Qualität als bis-
her erfolgt eine Aufstockung des Personalbudgets. Dies gilt insbesondere für Berei-
che, in denen die Gremien des Kreises zu dem Ergebnis kommen, dass durch einen 
erhöhten Personaleinsatz eine bessere Wirtschaftlichkeit erzielt werden kann (z.B. 
Verringerung von Transferaufwendungen). 
 

7. Bei Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene oder aufgrund von Beschlüssen 
des Kreistages oder der Fachausschüsse, durch die bestehende Aufgaben reduziert 
oder abgebaut werden, erfolgt eine Kürzung des Personalbudgets. Ebenso wird das 
Personalbudget bei Maßnahmen der Verwaltung, die zu einer Umwandlung von Per-
sonalkosten in Verwaltungssachausgaben führen, gekürzt. 
 

8.  Überschüsse im Personalbudget ab 2017 dürfen maximal in Höhe von 1 Million € 
übertragen werden, Sollte die Übertragung von Budgetüberschüssen aus haushalts-
rechtlichen Gründen bei unausgeglichenem Haushalt nicht zulässig sein (Vorrang des 
Haushaltsausgleiches), stellt die Verwaltung in geeigneter Weise sicher, dass die er-
sparten Personalaufwendungen zur Verfügung stehen. Die Verwaltung berichtet dem 
Hauptausschuss regelmäßig über das Ergebnis des abgelaufenen Jahres. 

 
Für das Jahr 2017 ergibt sich in dem Budget für Personalkosten folgendes Ergebnis: 
 

Planung 2017 Ergebnis 2017 Überschuss 2017 

33.637.700,00 32.301.440,87 1.336.259,13 

 
 
 
 
 
 
 
 

TOP 12



- 13 - 

Im Rahmen des Personalbudgets 2017 wurden durch die Politik insgesamt 1.161.500 € 
zur Verfügung gestellt. Wie in der Sitzung des Hauptausschusses am 08.03.2018 berich-
tet, wurden hiervon 823.962,52 € in Anspruch genommen, so dass von den bereitgestell-
ten Mitteln 337.537,48 € nicht verbraucht wurden. 
 

Überschuss 2017 1.336.259,13 

Nicht verbrauchte Mittel Politik (Bericht im Hauptausschuss 
am 08.03.2018) 

-337.537,48 

2018 stehen der Verwaltung als Überschuss zur Verfü-
gung 

998.721,65 

 
Es erfolgt keine Übertragung des Überschusses „Personalkosten“. Die Mittel werden im 
Rahmen eines Nachtrages oder über-/außerplanmäßig im Haushaltsjahr 2018 gesondert 
bereitgestellt.  
 
 
E) Darstellung einiger Einzelposten des Ergebnishaushaltes 
 
1. Allgemeine Deckungsmittel (Schlüsselzuweisungen, Kreisumlage) 
 
Während die übrigen Erlöse des Ergebnishaushaltes für bestimmte Zwecke (z.B. Erstat-
tungen von anderen Verwaltungen) oder aus der Verwaltungstätigkeit (z.B. Gebühren-
einnahmen) erzielt werden, stehen die Allgemeinen Deckungsmittel ohne besondere 
Zweckbestimmung zur Verfügung. Im Umkehrschluss bedeutet dies jedoch auch, dass 
sämtliche Aufwendungen, denen keine speziellen Erlöse gegenüberstehen, aus den all-
gemeinen Deckungsmitteln finanziert werden müssen. Hinsichtlich ihrer Größenordnung 
handelt es sich bei den allgemeinen Deckungsmitteln um die wichtigsten Erlöse des 
Kreises. 
 
Die Entwicklung in den letzten Jahren wird in der folgenden Übersicht wiedergegeben: 
 

Entwicklung der Allgemeinen Deckungsmittel 

 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Allgemeine Kreisumlage        *) 86.511.459 81.348.395 78.574.752 76.747.773 69.889.613 
Zusätzliche Kreisumlage       *) 0 0 0 232.406 225.224 
Kreisschlüsselzuweisungen   64.357.296 48.978.276 47.841.156 45.873.170 41.000.040 
Kreisanteil an FAG-Umlage 729.432 1.887.750 629.700 313.806 164.802 

Zusammen  151.598.187 132.214.421 127.045.608 123.167.153 111.279.679 

gegenüber Vorjahr 
 

+19.383.766 +5.168.813 +3.878.455 +11.887.474 +5.914.080 

Steigerungsrate (2013 = 100) 136 119 114 111 100 

      
*) Umlagesätze: seit 1994: 28 v. H. der Umlagegrundlagen; 2005: 30 v. H.; seit 2006: 32 v. H.,  
   seit 2008: 31 v. H. 
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2. SGB XII (Sozialhilfe, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) SGB II 
(Grundsicherung für Arbeitsuchende)  
 
In der Jahresrechnung des Kreises für das Haushaltsjahr 2017 werden folgende Zahlen 
ausgewiesen: 
 

Leistungen nach SGB XII und SGB II im Haushaltsjahr 2017 

 Netto- Finanzierungsanteile 
Bezeichnung der Leistungen aufwand Kreis Gemeinden Land Bund 

 Euro Euro Euro Euro Euro 

SGB XII  100.618.399 18.802.917 0 61.245.689 19.648.252 
SGB II                                   *) 36.950.163 19.604.855 0 0 17.345.308 

SGB XII und SGB II zusammen 137.568.562  38.407.772 0 61.245.689 36.993.560 

      

Ergebnis 2016 133.908.875  41.492.110 0 59.620.875 31.175.740 

Ergebnis 2015 130.546.836  41.029.735 21.269 58.670.776 29.855.883 

Ergebnis 2014 124.312.693 32.070.537 4.785.971 60.652.630 26.758.554 

Ergebnis 2013 124.038.592 39.825.851 4.568.878 57.786.510 21.732.352 

*) ohne Verwaltungskosten für die Arge SGB II  

 
 
3. Pflegewohngeld, Leistungen für Asylbewerber 
 
Das Pflegewohngeld (Teilplan 315102) wird anteilig vom Kreis (61 %) und vom Land (39 
%) finanziert. Die Entwicklung des Kreisanteiles stellt sich wie folgt dar: 
 

Entwicklung des Kreisanteiles am Pflegewohngeld (61 % der Transferaufwendungen) 

 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Kreisanteil am Pflegewohngeld 2.446.543 2.247.560 2.249.606 2.302.728 2.228.020 

      

Steigerungsrate (2013 = 100) 110 101 101 103 100 

 
Auch die Leistungen für die Asylbewerber werden von Land und Kreisen gemeinsam fi-
nanziert. Seit 2005 gilt generell eine Kostenverteilung von 70 % (Land) zu 30 % (Kreis). 
Die Jahresrechnung des Kreises weist folgende Beträge aus (TP 315501 und 313101): 
 

Entwicklung der Leistungen für Asylbewerber  

 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Betriebskosten Asylunterkünfte   172.187 338.341 3.329.578 444.074 253.284 
abzgl. Betriebseinnahmen 126.017 254.836 18.127 -504 -3.329 

Nettobetriebskosten Unterkünfte 46.170 83.505 3.311.451 444.578 256.613 
zzgl. persönliche Leistungen 16.039.123 27.724.330 13.290.539 6.231.491 3.842.004 
zzgl. Personal- und Sachaufwen-
dungen TP 313101 

41.071 40.925 821.227 29.796 28.192 

Gesamtaufwand Asylbewerber 16.126.364 27.848.760 17.423.217 6.705.865 4.126.809 

     abzgl. Landesanteil          15.246.261 21.244.901 14.425.172 4.694.106 2.888.766 

verbleibt Kreisanteil  880.103 6.603.859 2.998.045 2.011.759 1.238.043 

 
      

 
Der Kreis Rendsburg-Eckernförde betreibt eine Gemeinschaftsunterkunft in Rendsburg. 
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4. Jugendhilfe 
 
In der Jahresrechnung des Kreises werden für das Haushaltsjahr 2017 folgende Zahlen  
Ausgewiesen: 
 

Entwicklung der Jugendhilfeaufwendungen (Nettoaufwendungen soziale Leistungen)  

 2017 2016 2015 2014 TP 
 Euro Euro Euro Euro  

Förd. d. Erziehung i.d. Familie 1.290.597 1.244.194 1.091.213 748.654 363201 
Hilfen zur Erziehung 12.347.020 14.193.064 14.371.081 13.560.568 363301 
Hilfen für junge Volljährige 1.367.544 1.983.539 851.936 565.926 363401 
Inobhutnahmen -834.651 1.769.468 2.726.501 742.231 363402 
Eingliederungshilfen nach § 35a 
SGB VIII (ohne Frühförderung 
nach SGB XII) 

91.166 153.228 -91.105 2.165.397 363403 

Eingliederungshilfen f. junge 
Voll-jährige nach §§ 41/35a 
SGB VIII 

842.903 763.778 519.501 497.400 363404 

Sonstiges    -278.710 -340.430 -89.217 295.933   363502 
- 363602 

     Nettoaufwand insgesamt 14.825.870 19.766.841 19.379.909 18.576.109  
 
Ausgewiesen sind die Transferaufwendungen/-erträge und die Erstattungen von/an andere/n Trägern 
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F) Finanzrechnung aus Investitions- und Finanzierungstätigkeit 
 
1. Zusammenfassung der Einzahlungen und Auszahlungen im investiven Bereich  
 
In der investiven Finanzrechnung werden bei den Einzahlungen insbesondere Erlöse aus 
der Veräußerung von Anlagevermögen, Darlehensrückflüsse, Zuweisungen Dritter für 
Investitionen sowie die Kreditaufnahmen veranschlagt. 
 
Auf der Auszahlungsseite enthält die Finanzrechnung im Wesentlichen die Investitionen, 
die Zuweisungen zur Förderung von Investitionen Dritter und die Kredittilgung. 
Obwohl es sich bei den Baumaßnahmen des Kreises und teilweise auch bei der Investi-
tionsförderung um Einzelfallentscheidungen handelt, ist die Finanzrechnung in weiten 
Teilen durch einen stetig vorhandenen Auszahlungsbedarf geprägt. So weisen z.B. die 
Einrichtungen des Kreises (Schulen, Allgemeine Verwaltung usw.) einen kontinuierlichen 
Ersatz- und Ergänzungsbedarf hinsichtlich ihrer Ausstattung auf. Ähnliches gilt für kleine-
re (Um-)Baumaßnahmen und die laufenden Förderprogramme des Kreises. 
 
Abschlussergebnis Finanzhaushalt aus Investitionstätigkeit: 
 
Bezeichnung Plan 2017 

Euro 
Ergebnis 2017 

Euro 
Differenz 

Euro 

Gesamtbetrag der Einzahlungen 4.244.200,00 6.919.950,40 +2.675.750,40 
Gesamtbetrag der Auszahlungen  einschl. 
Übertragungen aus 2016 

12.278.285,05 7.354.044,65 +4.924.240,40 

Vorgesehene Übertragungen in das Haus-
haltsjahr 2018 (investive Maßnahmen) 

  
5.005.219,58  

 

Vorgesehene Übertragungen in das Haushalts-
jahr 2018 (Budgetüberschüsse der Schulen) 

  
19.513 

 

 
Die Finanzrechnung investiv im Einzelnen: 

Kto. 
Lfd. 
Nr. 

Ein- und Auszahlungs-
arten 

Fortgeschrie-
bener Ansatz 

des HH-Jahres 
2017 

Ist-Ergebnis 
des Haus-
haltsjahres 

Vergleich 
Ansatz / Ist 

Übertragene 
 Ermächtigung 

1 2 3 5 6 7 8 

681 18   Einz. aus Zuw./Zusch. 
für Investitionen u. 
Investitionsförderung. 

4.052.900,00 5.761.272,51 +1.708.372,51  

682 19 + Einz. a.d. Veräußerung 
v. Grundst./ Gebäuden 

0,00 4.363,42 +4.363,42   

683 20 + Einz.a.d.Veräußerung 
bew.Anlagevermögens 

1.000,00 3.408,00 +2.408,00   

684 21 + Einzahl. a.d. Veräuße-
rung v. Finanzanlagen 

0,00 0,00 0,00 
 

  

685 22 + Einzahl. a.d. Abwick-
lung v.Baumaßnahmen 

0,00 0,00 0,00   

686 23 + Einz. aus Rückflüssen 
(für Inv. u Inv.-Förde-
rungsmaßn. Dritter) 

190.300,00 1.150.906,47 +960.606,47   

  25 + sonstige Investitions-
einzahlungen 

0,00 0,00 0,00   

  26 = Einzahlungen aus 
Investitionstätigkeit 
(= Zeilen 18 bis 25) 

4.244.200,00 6.919.950,40 +2.675.750,40  
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Kto. 
Lfd. 
Nr. 

Ein- und Auszahlungs-
arten 

Fortgeschrie-
bener Ansatz 

des HH-Jahres 
2017 

Ist-Ergebnis 
des Haus-
haltsjahres 

Vergleich 
Ansatz / Ist 

Übertragene 
 Ermächtigung 

781 27   Auszahlungen v. Zuw. 
und Zuschüssen für In-
vestitionen u. Investi-
tionsförderungsmaßn. 

-7.182.137,25 -4.395.656,58 +2.786.480,67  

782 28 + Ausz. f.d. Erwerb von 
Grundst. u.Gebäuden 

-5.000,00 -42.613,71 -37.613,71  

783 29 + Ausz. f.d. Erwerb von 
bewegl. Anlageverm. 

-2.500.915,50 -949.760,34 +1.551.155,16  

784 30 + Auszahlungen f.d. Er-
werb v. Finanzanlagen 

0,00 0,00 0,00  

785 31 + Auszahlungen für 
Baumaßnahmen 

-2.590.232,30 -1.966.014,02 
 

+624.218,28  

786 32 + Ausz.f.d.Gewährung v. 
Ausleihungen  

0,00 0,00 0,00  

  33 + sonstige Investitions-
auszahlungen 

0,00 0,00 0,00  

  34 = Auszahlungen aus 
Investitionstätigkeit 
(= Zeilen 27 bis 33) 

-12.278.285,05 -7.354.044,65 +4.924.240,40  

  35 = Saldo aus Investiti-
onstätigkeit 
(= Zeilen 26 . /. 34) 

-8.034.085,05 -434.094,25 +7.599.990,80  

 
2.  Die investiven Auszahlungen der Finanzrechnung 
In den nachfolgenden Übersichten werden die Einzelmaßnahmen bzw. Einzelbereiche 
der in der vorangegangenen Tabelle zusammengefassten Auszahlungs-„Blöcke“ darge-
stellt. 
 

Baumaßnahmen einschließlich der Kosten des dazugehörigen Grunderwerbs 

Bezeichnung der 2017 2016 2015 2014 
Baumaßnahme Euro Euro Euro Euro 

Umb. BBZ RD-Eck., Eckernförde 14.694 93.027 86.239 127.225 
Umb. Dachgeschoss BBZ RD-Eck.,RD   197.199  
Anbau BBZ am NOK  14.626 188.551 1.260.899 
Umbauarbeiten Förderzentr. Eck. 58.958 12.987 55.742 111.408 
Umbauarbeiten Förderzentr. RD 56.926    
Erweiterung Förderzentrum Nortorf  2.794 4.990 69.448 
Umbau Musikschule RD, Berliner Str. 27.919 247.608   
Erweiterung Telefonanlage    36.890 
Dachsanierung Löschzug  48.017 10.521 99.933 
Brandschutz BBZ RD-Eck, Eck.  14.170 83.004  
Wechsellader, LZG 173.542    
Spielhaus, Schule Hochfeld  1.093 3.381  
Mannschaftstransportwagen, KatSch 222.595  297.376  
Hubschrauberlandeplatz 4.261    
Umbau Feuerwehrtechnische Zentr. 152.452    
Kreishaus, Rendsburg  14.695   
Einbau Überfallmeldeanlage   6.414  
Kreisstraßenbaumaßnahmen  1) 1.297.281 33.659 108.920 445.113 

 Zusammen  2.008.628 482.676 1.042.337 2.150.916 

1) Kosten der Kreisstraßenbaumaßnahmen einschließlich Grunderwerbskosten (0 €) und 
Kreisanteile an Maßnahmen anderer Straßenbaulastträger (0 €) 
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Kosten des Grunderwerbs (ohne Grunderwerb im Zusammenhang mit Baumaßnah-
men)  

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 
des Grundvermögens     

Rettungswache Lillienstraße   1.256 975 
Leibrente Aschberggrundstück 
Musikschule Rendsburg 

   
9.087 

1.736 
103.631 

Sonstiges     3.640  

 0 0 13.983 106.342 

 

 
Auszahlungen für die Beschaffung von Anlagevermögen  

Bezeichnung der ausgestatteten 2017 2016 2015 2014 
Einrichtung/Dienststelle Euro Euro Euro Euro 

Sternschule 192 4.284 5.810 3.845 
Förderzentrum Eckernförde 20.153 7.504 49.247 6.676 
Förderzentrum Rendsburg 2.418 24.261 18.516 18.998 
Förderzentrum Nortorf 17.477 20.488 11.216 17.835 

Schulen insgesamt  40.240 56.537 84.789 47.354 

     
Brandschutz 278.938 248.282 39.619 112.156 
Katastrophenschutz 166.063 166.947 224.905 155.175 
Rettungsdienstangelegenheiten 137 25 175 1.010 
Asylunterkünfte 0 1.492 1.637 3.579 

Einrichtungen insgesamt  445.138 416.746 266.336 271.920 

Ausstattung IT-Service allgemein 184.864 693.240 285.521 541.664 
Allgemeine Büroausstattung 64.428 116.506 137.282 133.461 
Ausstattung Liegenschaften 175.186 259.914 29.408 35.136 
MACH Web 2.0 36.078 97.709   
Kassenautomat Kreishaus 1.946 63.837   
Koordinierungsstelle Soz.Hilfen    3.524 
Gesundheitsamt 1.880 850 3.982 16.057 

Verwaltung insgesamt     464.382 1.232.056 456.193 729.842 

     

Beschaffungen insgesamt 949.760 1.705.339 807.318 1.049.116 

 

 
Einzelmaßnahmen neben den laufenden Förderprogrammen  

Bezeichnung des 2017 2016 2015 2014 
Förderungsgegenstandes Euro Euro Euro Euro 

San. Gymn.Kronshagen+Gettorf 1
)
 101.488 100.152 98.847 97.572 

Investive Budgetzuweisung BBZ RD-Eck. 185.800 185.800 157.900 315.800 
Investive Budgetzuweisung BBZ am NOK 233.300 233.300 233.300 308.949 
Zuschuss päd. Fachberatung u. Quali-
tätsentwicklung KiTa 

 78.618   

Jugendhaus Ascheffel    260.414 
Einlage Kosoz  2.500   
Zuschuss Familienzentrum    40.193  

 Zusammen 520.588 600.370 530.240 982.735 

 
1) Der Kreis erstattet den Schuldendienst für einen Kreditbetrag von bis zu 1,6 Mio. Euro (Kronshagen) 

 
 

Zuweisungen aus Drittmitteln  

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 
des Förderbereiches Euro Euro Euro Euro 

Feuerlöscheinrichtungen            766.756 1.397.161 999.440 327.803 
Kindertagesstättenausbau (U3) 2.765.892 2.146.717 842.118 1.877.638 
UI/UA Gemeindeverb.straßen     342.421 389.323 545.692 516.728 

 Zusammen 3.875.069 3.933.201 2.387.250 2.722.169 
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3. Die investiven Einzahlungen der Finanzrechnung 
In den folgenden Übersichten werden die Einzelmaßnahmen / Einzelbereiche der in der 
vorangegangenen Tabelle zusammengefassten Einnahme-„Blöcke“ dargestellt. 
 

Zuweisungen/Zuwendungen für Baumaßnahmen 

Bezeichnung der 2017 2016 2015 2014 
Baumaßnahme Euro Euro Euro Euro 

Musikschule Rendsburg 40.000  80.000  
Erw. Förderzentrum Eckernförde    27.500 
Kreisstraßen- und Radwegebau  750.700 272.000 64.317 48.518 

 Zusammen 790.700 272.000 144.317 76.018 

 
Zuweisungen für  Beschaffungen 

Verwendungszweck der  2017 2016 2015 2014 
Zuweisungen Euro Euro Euro Euro 

Brand- und Katastrophenschutz 123.212 172.224 71.625 26.331 
Berufsbildungszentrum am NOK 33.900 33.900 33.900 33.900 
Mitbenutzung IT-Komponenten  50.000   
Büromöbel BGM 2.474    

 Zusammen 159.586 256.124 105.525 60.231 

 

 
Zuweisungen für Förderungen aus Drittmitteln 

Bezeichnung des 2017 2016 2015 2014 
Förderbereiches Euro Euro Euro Euro 

Feuerschutzsteuer                       602.225 943.597 753.559 780.423 
Kindertagesstättenbau (U 3) 3.771.662 1.951.117 862.197 1.613.901 
UI/UA Gemeindeverb.straßen      437.100 437.100 437.100 437.100 

 Zusammen 4.810.987 3.331.814 2.052.856 2.831.424 

 
Darlehensrückflüsse 

Bezeichnung des 2017 2016 2015 2014 
Darlehens/Förderzweckes Euro Euro Euro Euro 

Gemeinde Altenholz / Gymnasium 26.667 26.667 26.667 26.667 
Seniorenheime Imland GmbH 0 101.168 97.669 94.304 
Pockenstation Itzehoe-Edendorf 531 531 531 531 
Wohnungsbaudarlehen 1.123.719 199.484 292.335 303.020 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft    2.110.000 

 Zusammen 1.150.917 327.850 417.202 2.534.522 

 
Erlöse aus der Veräußerung von beweglichem Vermögen 

Bezeichnung der 2017 2016 2015 2014 
veräußernden Dienststelle Euro Euro Euro Euro 

Brand-/Katastrophenschutz 3.303 152 2.587 3.800 
Fuhrpark der Verwaltung  2.000 1.000  
IT-Service    17.969 
Laptop Schule Hochfeld 105    

 Zusammen 3.408 2.152 3.587 21.769 
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Veräußerung von Grundvermögen, Beteiligungen usw. 

Bezeichnung der veräußerten 2017 2016 2015 2014 
Liegenschaft/Beteiligung Euro Euro Euro Euro 

Eck., Seniorenheim  1.510.123   
Nortorf, Seniorenheim  850.000   
Jevenstedt, Seniorenheim  139.877   
Fläche Kreisel Osterrönfeld    420.000 
Büchereizentrale Rendsburg   600.000  
Schullandheim Wyk auf Föhr   1.850.000  
Unbebaute Grundstücke 4.363 3.040 143.721  

 Zusammen 4.363 2.503.040 2.593.721 420.000 

 
Veräußerung von Finanzanlagen 

Bezeichnung der 2017 2016 2015 2014 
veräußernden Dienststelle   Euro Euro 

Rückzahlungsbetrag Wertpapiere    3.000.000 

 Zusammen 0 0 0 3.000.000 
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G) Ausblick 
 
1. Ergebnisentwicklung 
 
Das Haushaltsjahr 2017 hat sich besser entwickelt, als dies ursprünglich zu erwarten 
war: 
    Ursprungshaushalt 2017   Geplanter Jahresfehlbetrag       373.356,74 € 
    Jahresabschluss 2017   Jahresüberschuss 12.449.567,53€ 
 
Der vorgetragene Jahresfehlbetrag in der Schlussbilanz zum 31.12.2017 wird somit voll-
ständig abgetragen und wandelt sich in einen vorgetragenen Jahresüberschuss in Höhe 
von 6.188.247,13 €.  
 
In den nächsten beiden Jahren 2018 und 2019 wird sich der vorgetragene Jahresüber-
schuss aufgrund erfolgreich durchgeführter Haushaltskonsolidierung auf rund 21 Millio-
nen € erhöhen. (Stand: Haushaltsplan 2018) Dieser wird allerdings entsprechend in den 
Folgejahren der allgemeinen bzw. der Ergebnisrücklage zugeführt.  
 
Nach derzeitigem Planungstand ist bis ins Jahr 2020 mit positiven Jahresabschlüssen zu 
rechnen. Erst im Jahr 2021 wird ein Jahresfehlbetrag in Höhe von 1,2 Mio € erwartet. 
Trotz der positiven Planung sind weiterhin Anstrengungen zur Haushaltskonsolidierung 
erforderlich, um die gute Entwicklung des Kreises sicherstellen zu können und zu halten.  
 
2. Liquiditätsentwicklung 
 
Das erwartete Positivsaldo aus der laufenden Verwaltungstätigkeit im Haushaltsjahr 
2017 von 4,161 Mio. EUR (Stand: Ursprungshaushalt 2017 einschl. übertragene Auszah-
lungen) wurde übertroffen. Das Rechnungsjahr 2017 schließt mit einem positiven Saldo 
in Höhe von 23,939 Mio. EUR ab (+19,778 Mio. EUR). Die Verbesserung ergibt sich im 
Wesentlichen aus den unter dem Punkt 2 aufgeführten planerischen Abweichungen. 
 
Der negative Saldo aus Finanzierungs- und Investitionstätigkeit beträgt 434.094 EUR 
und weicht damit erheblich vom negativen Planwert in Höhe von 8,03 Mio. EUR  
(+ 7,599 Mio. €)  ab. 
 
Die liquiden Mittel weisen zum 31.12.2017 einen Bestand in Höhe von 40.712.606,85 € 
aus. Das sind gegenüber dem geplanten Bestand (18,99 Mio. EUR - Stand: Ursprungs-
haushalt 2017, Vorbericht S.77) rd. 21,72 Mio. EUR mehr als geplant. 
 
Die liquiden Mittel werden sich im Jahr 2018 verringern. Nach dem heutigen Stand wird 
am Jahresende 2018 ein Bestand in Höhe von 23,22 Millionen EUR erwartet. (Stand 
Haushalt 2018)  
 
Am Jahresende 2018 wird ein Finanzmittelüberschuss in Höhe von 3.570.500 Euro er-
wartet. In den Jahren 2019 und 2020 werden die liquiden Mittel weiterhin steigen. (Stand 
Haushalt 2018) Nach dem Stand des Haushalts für das Haushaltsjahr 2018 werden am 
Jahresende 2021 liquide Mittel in Höhe von rd. 33,49 Millionen Euro erwartet. 
 
Dies zeigt, dass die unternommenen Anstrengungen,  die notwendigen Auszahlungen 
aus eigenen Mitteln zu leisten und damit die Aufnahme von Kassenkrediten zu vermei-
den bisher gut gefruchtet haben. 
Die Bemühungen sollten dennoch weiter fortgeführt werden, um die Liquidität des Krei-
ses auf diesem Niveau halten zu können.  
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Die Entwicklung der Liquidität im Rechnungsjahr 2017: 
 

Kto. 
Lfd 
Nr. 

Ein- und Auszahlungsar-
ten 

Fortgeschrie-
bener Ansatz 
d. Haushalts-
jahres 2017 

Ist-Ergebnis des 
Haushaltsjahres 

Vergleich 
Ansatz / Ist 

  36 = Finanzmittelüber-
schuss /-fehlbetrag 

-3.872.841,79 +23.505.500,94 + 27.378.342,73 

692 37   Aufnahme v. Krediten für 
Investitionen u. Investiti-
onsförderungsmaßn. 

0,00 0,00 0,00 

  38 + Einz. aus Rückflüssen 
von Darlehen  

0,00 0,00 0,00 

  39 + Aufn. v. Kassenkrediten 0,00 0,00 0,00 

792 40 - Tilgung von Krediten für 
Investitionen und Investi-
tionsförderung 

4.009.700,00 7.445.285,00 -3.435.585,00 

  41 - Ausz. aus der Gewäh-
rung von Darlehen  

0,00 0,00 0,00 

  42 - Tilgung v.Kassenkrediten 0,00 0,00 0,00 

  43 = Saldo aus Finanzie-
rungstätigkeit 
(= Zeilen 37 + 38 . /. 39 . 
/. 40) 

- 4.009.700,00 -7.445.285,00 -3.435.585,00  

  44 = Änderung des Bestan-
des an eigenen Fi-
nanzmitteln 
(= Zeilen 36 + 42) 

-7.882.541,79 +16.060.215,94 +23.942.757,73 

  45 + Anfangsbestand an Fi-
nanzmitteln 

24.652.390,91 24.652.390,91   

  46 = Liquide Mittel  
(= Zeilen 43 + 44) 

16.769.849,12 40.712.606,85 + 23.942.757,73 
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3. Risiken und Chancen der zukünftigen Entwicklung 
 
Die Prognosen für die Folgejahre beinhalten unter anderem die finanziellen Auswirkun-
gen aus den eingeleiteten Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung. Die mittel- und 
langfristig angelegten Konsolidierungsanstrengungen sollen die Leistungsfähigkeit der 
Kreises Rendsburg-Eckernförde erhalten.  
 
Eine wesentliche Stellschraube im Katalog der Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen auf 
der Einnahmenseite ist die Kreisumlage.  
 
Aus den heute zur Verfügung stehenden Zahlen unter Berücksichtigung der neuen bun-
desgesetzlichen Rahmenbedingungen ergibt sich, dass bis zum Jahresende 2018 auch 
ohne eine Kreisumlageerhöhung eine nennenswerte Reduzierung der Verschuldung des 
Kreises auf einen Betrag in einer Größenordnung von rund 1,43 Millionen Euro als mög-
lich erscheint (Stand: Haushalt 2018). Der Stand der Verschuldung am 31.12.2017 be-
trägt 4,45 Mio. Euro. 
 
Im Ergebnis werden die folgenden Ziele des Kreistagbeschluss vom 26.09.2011 erreicht 
bzw. sogar übertroffen: 
 

 Ausgehend von einer finanzpolitischen Zielsetzung, die Gesamtverschuldung des 
Kreises bis zum Ende des Jahres 2015 auf 26 Millionen Euro zu reduzieren, ist ei-
ne Umlagenerhöhung derzeit nicht notwendig. 

 Allerdings besteht auch kein Spielraum für eine Senkung der Kreisumlage. 

 Als angemessen wird nach Abwägung der beiderseitigen Interessen von Kreis und 
kreisangehörigen Kommunen die Beibehaltung der derzeitigen Umlagesätze von 
31 von Hundert angesehen. 

 
Folgende Themen belasten kurz- bzw. mittelfristig den Kreishaushalt: 
 

 Die kreiseigenen Liegenschaften sind nicht flächendeckend auf dem neuesten 
technischen Standard und es ist ein Sanierungsstau entstanden.  

 Bezüglich der Personalaufwendungen ist mit der Politik gemeinschaftliche ein 
Budgetrahmen ab dem Jahr 2017 erarbeitet worden, der für 2018 rd. 35,2 Mio. € 
beträgt. 
 

Die Verwaltung und der Kreistag müssen die Konsolidierungsanstrengungen daher kon-
sequent fortsetzen, um die oben aufgeführte Zielsetzung (Reduzierung der Verschuldung 
und Abbau der aufgelaufenen Defizite) zu erreichen und gleichzeitig die Themen zu be-
werkstelligen, die den Kreishaushalt kurz- bzw. mittelfristig belasten. 
 
Die gesamte wirtschaftliche Situation zeigt den Kreis Rendsburg-Eckernförde zum Jah-
resabschluss 2017 in finanziell geordneten Verhältnissen. 
 
Rendsburg, 17.12.2018  
 
Kreis Rendsburg-Eckernförde 
 
 
 
Landrat 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Gesamtbilanz zum 31.12.2017 11.12.2018

Verweis 

auf

Anhang

(lfd. Nr.)

Verweis 

auf

Anhang

(lfd. Nr.)

Bezeichnung 31.12.2016 31.12.2017 Bezeichnung 31.12.2016 31.12.2017

in € in € in € in €

1 Anlagevermögen 1 Eigenkapital

11 Immaterielle Vermögensgegenstände 495.970,00 471.213,01 11 Allgemeine Rücklage 45.739.212,38 45.739.212,38

12 Sachanlagen 12 Sonderrücklagen 0,00 0,00

121 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 

Rechte

13 Ergebnisrücklage 0,00 0,00

1.211 Grünflächen 107.822,84 107.822,84 14 vorgetragener Jahresfehlbetrag 0,00 0,00

1.212 Ackerland 87.729,84 87.729,84 15 Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag -6.261.320,40 6.188.247,13

1.213 Wald, Forsten 15.310,08 15.310,08 Summe Eigenkapital 39.477.891,98 51.927.459,51

1.214 Sonstige unbebaute Grundstücke 183.230,50 183.230,50

122 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 2 Sonderposten

1.221 Kinder- und Jugendeinrichtungen 477.392,36 465.636,36 21 für aufzulösende Zuschüsse 584.379,65 607.544,00

1.222 Schulen 17.590.581,39 17.448.901,15 22 für aufzulösende Zuweisungen 69.742.144,74 70.854.448,16

1.223 Wohnbauten 0,00 0,00 24 für Gebührenausgleich 3.249.260,57 3.546.984,64

1.224 Sonstige Dienst-, Geschäfts- und Betriebsgebäude 36.287.708,54 35.127.967,23

Summe Sonderposten
73.575.784,96 75.008.976,80

123 Infrastrukturvermögen

1.231 Grund und Boden des Infrastrukturvermögens 4.131.600,02 4.131.480,67 3 Rückstellungen

1.232 Brücken und Tunnel 2.532.873,00 2.459.387,00 31 Pensionsrückstellungen 54.456.048,66 55.660.269,14

1.235 Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 

Verkehrslenkungsanlagen

32.641.357,00 30.218.237,00 32 Altersteilzeitrückstellungen 018.816,89 0,00

125 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler 3,00 3,00 33 Rückstellung für später entstehende Kosten 14.046.871,61 19.521.014,00

126 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 3.153.295,85 3.345.265,08 36 Verfahrensrückstellung 546.363,12 427.289,60

127 Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.346.851,50 1.138.707,84 37 Finanzausgleichsrückstellung 0,00 0,00

128 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 1.312.714,22 2.525.381,79 38 Instandhaltungsrückstellung 0,00 0,00

13 Finanzanlagen 39 Sonstige andere Rückstellungen 0,00 0,00

131 Anteile an verbundenen Unternehmen 32.007.812,89 32.007.812,89 Summe Rückstellungen 69.068.100,28 75.608.572,74

132 Beteiligungen 128.093,78 128.093,78

134 Ausleihungen 4 Verbindlichkeiten

1.341 an verbundene Unternehmen, Beteiligungen, 

Sondervermögen

2.949.313,83 2.949.313,83 42 Verbindlichkeiten aus Krediten für 

Investitionen

1.342 Sonstige Ausleihungen 3.914.894,11 2.763.987,56 421 von verbundenen Unternehmen, 

Beteiligungen, Sondervermögen

6.799.939,20 1.550.786,38

135 Wertpapiere des Anlagevermögens 0,00 0,00 422 vom öffentlichen Bereich 122.020,02 0,00

Summe Anlagevermögen 139.364.554,75 135.575.481,45 423 vom privaten Kreditmarkt 4.987.563,43 2.899.431,27

43 Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten 0,00 0,00

Aktiva Passiva
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Gesamtbilanz zum 31.12.2017 11.12.2018

Verweis 

auf

Anhang

(lfd. Nr.)

Verweis 

auf

Anhang

(lfd. Nr.)

Bezeichnung 31.12.2016 31.12.2017 Bezeichnung 31.12.2016 31.12.2017

Aktiva Passiva

2 Umlaufvermögen 44 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die 

Kreditaufnahmen wirtschaftlich 

gleichkommen

0,00 0,00

21 Vorräte 45 Verbindlichkeiten aus Lieferungen u. 

Leistungen

2.666.875,81 2.494.325,46

211 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 81.623,51 56.589,56 46 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 4.469.125,14 8.776.062,91

212 Geleistete Anzahlungen und sonstige Vorräte 3.407,47 4.585,23 47 Sonstige Verbindlichkeiten 11.741.028,93 20.717.084,08

22 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Summe Verbindlichkeiten
30.786.552,53 36.437.690,10

221 Öffentllich-rechtliche Forderungen aus 

Dienstleistungen

1.442.986,91 1.413.975,70

222 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 10.479.780,15 17.072.384,11 5 Passive Rechnungsabgrenzung 4.465.244,03 393.834,58

223 Privatrechtliche Forderungen aus Dienstleistungen 89.707,35 102.531,51

224 Sonstige privatrechtliche Forderungen 1.082.922,70 3.625,80

225 Sonstige Vermögensgegenstände 735,74 985,58

24 Liquide Mittel 24.650.589,89 43.267.473,85

Summe Umlaufvermögen 37.831.753,72 61.922.151,34

3 Aktive Rechnungsabgrenzung 40.177.265,31 41.878.900,94

Gesamtbilanzsumme 217.373.573,78 239.376.533,73 Gesamtbilanzsumme 217.373.573,78 239.376.533,73

Nachrichtlich: Kreis Rendsburg-Eckernförde

1. Summe der übertragenen Ermächtigungen für Aufwendungen nach § 23 Abs. GemHVO-Doppik:    24 T€

2. Summe der übertragenen Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen und Investitions-

förderungsmaßnahmen nach § 23 Abs. 2 GemHVO-Doppik: 5.005 T€

3. Summe der vom Kreis übernommenen Bürgschaften (Wert zum Bilanzstichtag): 2.909 T€                  Landrat
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Vorbemerkung 
 

Die Schlussbilanz beinhaltet alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, 
Verpflichtungen, Rückstellungen, Wagnisse und periodengerechten Abgrenzungen. 
Der Anhang enthält alle erforderlichen Angaben.  
Zu berücksichtigende Ereignisse nach dem Bilanzstichtag sind in der Schlussbilanz 
enthalten.  
Umstände, die der Vermittlung eines den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechenden Bildes des Vermögens, der Schulden und der Ertrags- und 
Finanzlage entgegenstehen, bestehen nicht.  
 
Von den bisherigen Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden wurde im Grundsatz 
nicht abgewichen. Die Anlagegüter werden mit dem Anschaffungswert einzeln 
bilanziert und linear abgeschrieben.  
 
Rückgabeverpflichtungen für in der Schlussbilanz ausgewiesene 
Vermögensgegenstände sowie Rücknahmeverpflichtungen für nicht ausgewiesene 
Vermögensgegenstände bestanden am Bilanzstichtag nicht.  
 
Derivative Finanzinstrumente (z. B. fremdwährungs-, zins-, wertpapier- und 
indexbezogene Optionsgeschäfte und Terminkontrakte, Zins- und Währungsswaps, 
Forward Rate Agreements und Forward Forward Deposits) bestanden am 
Schlussbilanzstichtag nicht. 
  
Verträge, die für die Beurteilung der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 
Finanzlage des Kreises von Bedeutung sind oder werden können (z. B. wegen ihres 
Gegenstands, ihrer Laufzeit, möglicher Verpflichtungen oder aus anderen Gründen), 
bestanden am Abschlusstag nicht. 
 
Haftungsverhältnisse von Bedeutung gem. § 251 HGB (Verbindlichkeiten aus der 
Begebung und Übertragung von Wechseln, aus Bürgschaften, Wechsel- und 
Scheckbürgschaften und aus Gewährleistungsverträgen sowie aus der Bestellung 
von Sicherheiten für fremde Verbindlichkeiten)  bestanden am Abschlusstag nicht. 
  
Rechtsstreitigkeiten und sonstige Auseinandersetzungen, die für die Beurteilung der 
Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage von Bedeutung sind, sind unter 
Ziffer B.3 aufgeführt.  
 
Störungen oder wesentliche Mängel des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems lagen am Stichtag und liegen auch zurzeit nicht vor.  
 
 
Rendsburg, 17.12.2018 
 
 
 
Landrat
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A) Entwicklung des Anlage- und Umlaufvermögens 
 
1. Sachanlagen 
 
Ausweislich der Bilanz als Bestandteil der Jahresrechnung hat sich der Bestand der 
Sachanlagen im Jahr 2017 wie folgt entwickelt: 
 

Entwicklung des Bestandes an Sachanlagen 

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

    Bestand am 1.1.   99.868.467 109.767.037 113.817.106 115.942.081 121.251.737 

+ Beschaffungen lt. 
Haushaltsrechnung 

2.940.827 2.127.177 3.638.864 3.315.200 2.154.079 

+ sonstige Zuführung *1)   1.239.573   
- Verkauf der Seniorenheime 
Nortorf, Jevenstedt und 
Eckernförde 

 6.027.619    

- Verkauf Kreishaus Eckernförde      
- Verkauf ehem. Jugendaufbau-
werk Hanerau-Hademarschen 

     

- Verkauf Fl.3, Flst. 99     286 
- Grundstücksverkauf Schule am 
Noor 70 m

2
 

    4.000 

- Verkauf ehem. Kreiskinderheim     2.068.084 
- Verkauf Fläche Osterrönfeld    42.566  
- Verkauf Fläche Kreishafen Süd   1.121   
- Verkauf Schullandheim Wyk auf 
Föhr 

  1.661.449   

- Verkauf der Büchereizentrale   599.262   
- Verkauf Straßengrundstück K 
77, Lütte Hede 

  33.472   

- Abschreibungen, sonstige 
Wertveränderungen 

5.936.773 5.998.128 6.633.202 5.377.459 5.391.398 

- Wertänderung Eröffnungsbilanz 
*2) 

     

= Bestand am 31.12.   96.872.521 99.868.467 109.767.037 113.817.106 115.942.081 

      

      

*1)        2015: a) Korrektur aus dem Verkauf des Kreiskinderheimes in Eckernförde (1.239.573,07€) 

 
Die wesentlichen Veränderungen des Sachvermögens erfolgte durch die 
Einarbeitung der Daten aus der Inventur 2017 und die damit verbundene 
Aussonderung etlicher Vermögensgegenstände.  
 
2. Finanzanlagen (Beteiligungen, Ausleihungen, Wertpapiere) 
 
Neben den Sachvermögen verfügt der Kreis über weiteres Finanzvermögen in Form 
von Beteiligungen an verschiedenen Unternehmen und Darlehensforderungen. 
Bei den Unternehmensbeteiligungen handelt es sich um sehr unterschiedliche 
Fallgestaltungen in einer Spannbreite von 100 % Anteil am Unternehmen (Imland 
GmbH –Kreiskrankenhäuser und Kreissenioreneinrichtungen) bis hin zu eher 
symbolischen Beteiligungen. 
 
Die Beteiligungen des Kreises an der E.ON Hanse AG und an der AWR sind an die 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft abgetreten bzw. an diese verkauft.  
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Die Darlehensforderungen des Kreises beruhen überwiegend auf den in früheren 
Jahren zu verschiedenen Zwecken gewährten Förderdarlehen (z.B. 
Arbeitgeberdarlehen, Altenheimbau, sozialer Wohnungsbau) sowie auf den 
Darlehensforderungen gegen die WFG in Zusammenhang mit der Übertragung von 
Kreishafen, AWR-Anteilen. In der Bilanz 2017 sind folgende Bestandsbewegungen 
nachgewiesen:  
 

Darlehensforderungen und Beteiligungen des Kreises im Haushaltsjahr 2017 

Bezeichnung Zugänge Abgänge Bestand am 
 lt. JRechn. sonstige lt. JRechn. sonstige 31.12.2017 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Darlehensforderungen:      
Arbeitgeberdarlehen   1.883  3.438 
Wohnungsbaudarlehen   1.121.554  2.079.532 
Darlehen an die WFG                 0,00  1.703.535 
Imland GmbH   0,00  1.245.779 
nordkolleg GmbH     2 
Gemeinde Altenholz   26.667  213.333 
sonstige Darlehen   531  26.530 

Zwischensumme Darlehen  0,00 0,00 1.150.635 0 5.272.149 

 
Beteiligungen: 

     

Landestheater u. Sinfonieorch.     431.212 
nordkolleg rendsburg GmbH     70.958 
Wirtschaftsförderungsgesellsch.     13.065.746 
GOES     9.345 
Imland GmbH     18.942.067 
Verkehrsservice-GmbH     868 
Familienhorizonte gGmbH     52.134 
RKiSH 
ITVSH 

    1 
2.500 

KOSOZ 0,00    2.500 

Zwischensumme Beteiligungen 0,00 0,00 0,00 0,00 32.577.332 

Beteiligungen und Darlehen insg. 0,00 0,00 1.150.635 0,00 37.849.481 

      

  
Bei den ausgewiesenen Veränderungen handelt es sich um folgende Einzelposten: 

  
Zu-/Abgänge lt. Haushaltsrechnung  

 Planmäßige Tilgungsraten für die vom Kreis gewährten Darlehen (diverse HHst.) 1.150.635 

  Abgang wg. Eines Vergleichs bei einem Verkauf in einem Insolvenzverfahren 0,00 

 Zugang wg. Überzahlung eines abbezahlten Darlehens i.H.v. 0,00 € 0,00 
_________ 
1.150.635 

 
Die Entwicklung der Finanzanlagen in den letzten Jahren stellt sich wie folgt dar: 
 

Darlehensforderungen und Beteiligungen am 31.12. eines Haushaltsjahres 

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Arbeitgeberdarlehen 3.438 5.321 8.553 12.697 19.598 
Wohnungsbaudarlehen 2.079.532 3.201.086 3.379.738 3.747.506 4.043.632 
Darlehen an die RKiSH 0 0 0 0 0 
Darlehen an die WFG 1.703.535 1.703.535 1.703.535 1.703.535 3.813.535 
Darl. an Imland GmbH 1.245.779 1.245.779 1.346.947 1.444.615 1.538.919 
Darl. an nordkolleg GmbH 2 2 2 2 2 
sonstige Darlehen 239.863 267.061 294.258 321.455 348.653 
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Darlehensforderungen und Beteiligungen am 31.12. eines Haushaltsjahres 

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Zwischensumme Darlehen  5.272.149 6.422.784 6.733.033 7.229.811 9.764.339 
Beteiligungen 32.577.332 32.577.332 32.574.832 32.574.832 32.572.332 

Zusammen  37.849.481 39.000.116 39.307.865 39.804.643 42.336.671 

 
 
Wertpapiere des Anlagevermögens 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde verfügt über keine Wertpapiere des Anlagevermögens. 

 
3. Umlaufvermögen 
Neben dem Anlagevermögen wird in der Bilanz das Umlaufvermögen des Kreises 
dargestellt. Genannt seien hier Vorräte, Forderungen und die liquiden Mittel. 
 

Umlaufvermögen am 31.12. eines Haushaltsjahres 

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 56.590 81.624 100.064 94.660 86.000 
Sonstige Vorräte 4.585 3.407 5.080 3.664 7.769 
Öffentlich-rechtl. Forderungen aus 
Dienstleistungen 

1.413.976 1.442.987 1.485.815 685.418 446.118 

Sonst. öffentl.-rechtl. Forderungen 17.072.384 10.479.780 7.538.654 7.487.451 5.089.985 
Privatrechtl. Ford. aus Dienstl. 102.532 89.707 110.775 33.524 34.044 
Sonst. privat-rechtl. Forderungen 3.626 1.082.923 2.746.606 1.119.534 515.007 
Sonstige Vermögensgegenstände 986 736 876 727 516 

Zwischensumme. Vorräte, 
Forderungen  

 
18.654.679 

 
13.181.164 

 
11.987.870 

 
9.424.978 

 
6.179.439 

Liquide Mittel 43.267.474 24.650.590 26.934.208 28.001.998 14.275.042 

Zusammen  61.922.151 37.831.754 38.912.078 37.426.976 20.454.481 

      
 

 
Die sonstigen öffentlich-rechtl. Forderungen beinhalten unter anderem Forderungen  
 

 gegenüber Kommunen aus der Abrechnung der Schulkostenbeiträge für die 
Förderzentren und der Schülerbeförderung und  

 gegenüber dem Land aus der Abrechnung der SGB XII. 
 
Daneben sind die Forderungen des Kreises aus den nicht in der Finanzbuchhaltung 
gebuchten Fachverfahren (Sozial- und Jugendhilfe – 4.525.496 € -  und ab 2012 der 
Bußgeldstelle – 856.283 €) erfasst. 
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B) Entwicklung des Eigenkapitals, der Sonderposten, der Rückstellungen und 
der Verbindlichkeiten 
 
1. Eigenkapital 
 
Das Eigenkapital des Kreises ergibt sich aus der Summe der Allgemeinen Rücklage, 
der Sonderrücklage, der Ergebnisrücklage, eines vorgetragenen Jahresfehlbetrag 
und des Jahresüberschusses oder des Jahresfehlbetrages. Die Jahresfehlbeträge 
werden im Minus dargestellt und mindern das Eigenkapital. 
 
Im Laufe des Haushaltsjahres 2017 wurden die nachfolgenden Veränderungen im 
Eigenkapital vorgenommen: 
 

Entwicklung des Eigenkapitals des Kreises im Haushaltsjahr 2017 

Bezeichnung                         darunter 
 des Kreises 

insgesamt 
Allgemeine 
Rücklage 

Ergebnis-
rücklage 

Jahresüberschuss/-
fehlbeträge 

 Euro Euro Euro Euro 

Eigenkapital am 01.01.2017 39.477.892 45.739.212 0 -6.261.320 

Jahresüberschuss 2017 + 12.449.568   +12.449.568 
sonstige Veränderungen 0  0  
        

Eigenkapital am 31.12.2017 51.927.460 45.739.212 0 6.188.242 

 
 

2. Sonderposten 
 
Sonderposten sind für zweckgebundene Zuwendungen (Zuschüsse und 
Zuweisungen) und Kostenüberdeckungen in den Gebührenhaushalten. 
 

Entwicklung der Sonderposten des Kreises im Haushaltsjahr 2017 

Bezeichnung                         darunter 
 Sonderposten 

des Kreises 
insgesamt 

für 
aufzulösende 
Zuschüsse 

für aufzulösende 
Zuweisungen 

für Gebühren-
ausgleich 

 Euro Euro Euro Euro 

Sonderposten am 01.01.2017 73.575.785 584.380 69.742.145 3.249.261 

+ Zugänge neue 
Zuwendungen (abzüglich 
Erstattungen) 

+ 6.743.612 +50.000 + 6.395.888 +297.724 

+ Zugänge aus 
Verbindlichkeiten *) 

 
 

  
 

 

+ sonstige Zugänge **)     
- Abgänge Auflösung -5.310.421 - 26.836 - 5.283.585  
- Wertveränderungen     

Sonderposten am 31.12.2017 75.008.976 607.544 70.854.448 3.546.985 

*) aus Landesmitteln für die Koordinierungsstelle (Verbindlichkeiten aus Vorjahren) 
**) Zuführung an Gebührenausgleichsrücklage Abfallbeseitigung = 0,00 €) 
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3. Rückstellungen  
 
Rückstellungen werden gebildet, wenn eine Verpflichtung dem Grunde nach vorliegt, 
die Höhe und der Zeitpunkt jedoch ungewiss sind. Rückstellungen sind insbesondere 
zu bilden für am Bilanzstichtag bestehende ungewisse Verbindlichkeiten und für 
drohende Verluste aus schwebenden Geschäften und darüber hinaus für bestimmte 
im abgelaufenen Geschäftsjahr unterlassene Instandhaltungen.  
 
Folgende Rückstellungen werden in der Bilanz dargestellt: 
 

 Pensionsrück
stellung 

Altersteilzeit-
rückstellung 

Rückstellung für 
später ent-

stehende Kosten 

Verfahrens-
rückstellung 

Instandhalt.-
rückstellung 

Sonst. Rück-
stellungen 

Bestand am 01.01.2017 54.456.049 18.816 14.046.872 546.363 0 0 

+ Zuführungen  3.439.355  555.706 199.194   
+ sonstige Zugänge *)   5.376.640    
- Verbrauch 2017  18.816 458.204 46.019   
- Auflösungen  2.235.134   272.249   
- sonstige Abgänge       

Bestand am 31.12.2017 55.660.270 0 19.521.014 427.289 0 0 

*) Aufwendungen aus Korrektur  der Rückstellung für die Nachsorge der Abfalldeponie Alt Duvenstedt 
 

4. Verbindlichkeiten 
 
Der Bilanzausweis der Verbindlichkeiten orientiert sich im Wesentlichen an den Arten 
der Verbindlichkeiten. Dabei wird unterschieden zwischen 
 
a) aus Krediten für Investitionen 
 

Verbindlichkeiten aus Krediten 
für Investi-
tionen und 

Kassenkredit 

darunter 
Kredite von 

verbundenen 
Unternehmen 

Kredite vom 
öffentlichen 

Bereich 

Kredite vom 
privaten 

Kreditmarkt 

Kredite zur 
Liquiditäts-
sicherung 

Bestand am 01.01.2017 11.909.523 6.799.940 122.020 4.987.564 0 

+ Kreditaufnahmen 0 0  0  
- Tilgungen 7.459.305 5.249.153 122.020 2.088.132  
Bestand am 31.12.2017 4.450.218 1.550.787 0 2.899.431 0 

Nachrichtl.: innere Darlehen 0     
Gesamt am 31.12.2017 4.450.218     

 
Die Entwicklung der Verbindlichkeiten aus Krediten in den letzten Jahren stellt sich 
wie folgt dar: 
 

Entwicklung der Kreditschulden des Kreises einschließlich innerer Darlehen 

Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 
 Euro Euro Euro Euro Euro 

Schuldenstand am 1.1.  12.409.523 16.541.220 19.771.639 22.185.403 26.601.647 

+ Kreditaufnahmen 0 0 0 0 0 
- nicht in Anspruch genommene 
Restkreditermächtigung 

0 0 0 0 0 

- Tilgung 7.959.296 4.131.697 3.230.419 2.413.764 4.416.244 

Schuldenstand am 31.12. 4.450.218 12.409.523 16.541.220 19.771.639 22.185.403 

mithin Neuverschuldung (+) 
/Schuldenabbau (-) 

-7.959.296 -4.131.697 -3.230.419 -2.413.764 -4.416.244 
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b) aus Lieferungen und Leistungen 
 
Bestand am 01.01.2017 2.666.876 

+ Zuführungen (offene Rechnungen) 988.867 
+ Verbindlichkeiten für Aufträge des Liegenschaftsmanagements im Rahmen 
der baulichen Unterhaltung 
+ Verbindlichkeiten f. die Wartung der Software des Umweltamtes                                                                                                                   

 
998.207 

16.590 
+ Verbindlichkeit für die Bewertung von Altstandorten 
 

127.408 

- Auflösungen durch Auszahlung - 2.300.889 
- Auflösungen durch Bestandveränderung              -2.734 

Bestand am 31.12.2017 2.494.325 

 
c) aus Transferleistungen 
 
Bestand am 01.01.2017 4.469.125 

+ Zuführungen (offene Leistungen) 4.339.970 
+ Verbindlichkeit ggü.den Berufl. Bildungszentren (Budgetzuweisungen 2017) 310.000 
+ Verbindlichkeiten Wirtschaftliche Jugendhilfe außerhalb u. in Einrichtungen 1.762.635 
+ Verbindlichkeit gegenüber dem Land aus der Zuwendung für Schutz- und 
Entwicklungsmaßnahmen in Naturschutzgebieten 

 
4.000 

+ Verbindlichkeiten Abrechnung SGB V 1.200.000 
+ Zuschüsse an Träger von Naturparken 1.847 
- Auflösungen durch Auszahlung -3.185.560 
- Auflösung durch Bestandsveränderung  -125.954 

Bestand am 31.12.2017 8.776.063 

 
d) sonstige Verbindlichkeiten 
 

Sonstige Verbindlichkeiten am 31.12. eines Haushaltsjahres 
Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 

 Euro Euro Euro Euro Euro 

Überschüsse der Koordinierungsstelle für 
soziale Hilfen 
(3791400200) 

0 0 765.278 902.449 698 

Schulkostenbeiträge (SKB)  an eigene 
Berufliche Bildungszentren 

0 0 0 0 0 

Personalkostenabr. Handwerkskammer 
(3791005455) 

0 0 1.276 1.276 0 

Abr. Personal- und Verwaltungskosten 
Jobcenter SGB II mit der BA 
(3791031210) 

0 0 133.219 0 0 

Sozialhilfe mit dem überörtlichen Träger 
(3791540200) 

898.230 0 95.196 30.976 75.831 

Förderzentren – Erstattung an das Land 
gem. § 113 SchulG  
(3791005451) 

24.963 24.963 98.914 110.200 770.370 

Kostenerstattung gem. § 33 SGB VIII 
(Hilfen zur Erziehung) (3791005452) 

0 0 128.216 0 0 

Erstattungsanspruch der/s Pflegekassen/ 
Landes für Zuw. f. Pflegestützpunkte 
(3791054519) 

8.540 30.747 46.199 150.789 33.000 

Zuw. f. Leistungen zur Verbesserung u. 
Sicherstellung d. Badewasserqualität 
(3791005611) 

0 0 0 0 0 

Asylaufwendungen m.d. überörtl. Träger 
(3791540900) 

0 0 766.496 0 0 

Verbindlichkeiten aus Überzahlungen 
Miete (3791000160) 

4.715 4.715 0 0 0 

Sicherheitsleistungen in 
Baugenehmigungsverfahren (379133) 

1.048 -871 -913 18.242 48.779 
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Sonstige Verbindlichkeiten am 31.12. eines Haushaltsjahres 
Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 

 Euro Euro Euro Euro Euro 

Ausgleichsleist. für Eingriffe in die Natur 
(3791161) 

3.050.375 3.468.424 4.558.644 162.315 0 

Sicherheitseinbehalte bei investiven 
Vorhaben und baulicher Unterhaltung 
(3791181/82/83) 

0 2.100 2.100 2.100 2.100 

Zuwendung des Landes für GIK-Mittel 
(379188) 

0 0 0 0 0 

Weiterzuleitende Abfallentgelte 
(3791005371) 

0 0 0 0 0 

Personalkosten (Lohnsteuer) (3791922) 0 0 0 0 0 

Kreisbesoldung – Ausz. an Mitarbeiter 
(37915) 

0 0 0 -324.296 0 

Kreisbesoldung – Steuern (37919222) 0 0 0 0 0 

Überstundenabgeltung (3791950999) 0 0 0 0 0 

Fortbildungsmaßnahmen (3791052622) 12.131 3.803 22.479 19.467 12.823 

Verbindlichkeit Einrichtung Repair-Cafe 
(379105458) 

20.000 20.000 0 0 0 

Allgemeines Innerer Dienst (3791922100) 0 0 -110 0 0 

Projektkosten der Gleichstellungsstelle 
(3791000025) 

6.000 6.000 6.000 0 0 

Führerschein-/Zulassungsgebühren des 
Kraftfahrtbundesamtes (1691231/2/3) 

-15.637 5.822 3.392 1.510 9.575 

Personalkosten KOSOZ an Dataport 
(3791005458) 

0 0 25.000 0 0 

Landesmittel Katastrophenschutz 
(3791001281) 

0 0 13.938 13.938 13.938 

Unterhaltsleistungen (1691321) 12.464 12.464 12.464 12.464 12.464 

Beistandschaften (1691329) 46.192 32.498 42.291 34.827 35.602 

Fachkraft WFBM (3791004002) 0 2.511 2.511 2.920 0 

Gutachten Optimierung ÖPNV 
(3791543181) 

0 0 110.055 0 0 

Schulkostenbeiträge verschiedene Gem. 
(3791005452) 

-458 1.347 1.674.414 1.036.483 2.317.000 

Schulkostenbeiträge an div. 
(3791221104/221105/233108/233202/243
101 ab 2016 vorher 3791005458) 

789.340 1.697.113 683.639 794.272 0 

Verbindlichkeiten für Klimaschutz 
(3791511101) 

75.703 26.898 5.198 5.198 0 

Betriebs-/Pers.-Kosten FS Landwirtschaft 
(3791254000) 

0 0 0 0 6.177 

Abr. für Schülerbeförderung (3791000290) 135.990 135.990 146.000 89.000 421.353 

Abrechnungen ÖPNV (3791005471) 1.182.874 881.216 687.286 725.959 316.852 

Nationaler Integrationsplan 0 0 0 35.000 0 

Abrechnung KUBUS Stabsstelle Finanzen 
(3791543181) 

0 0 8.080 8.080 0 

Studie zum Nationalsozialismus 
(3791543181)  

-653 0 9.193 24.394 0 

Sachkosten für Kulturbeauftragten 
(3791281101) 

25.952 19.148 26.367 26.367 0 

Kosten für QR-Code und Web-Portal 
(3791543181) 

-79 0 0 0 0 

Sozialstaffel 2014 0 0 0 21.126 0 

Restzahlungen Nachsorge an AWR 2015 
(3791005455) 

0 386.837 173.289 0 0 

Supervision Schule an den Eichen 2015 
(3791543181) 

133 133 7.400 0 0 

Abfallentsorgung Kreis Plön 2015 
(3791005452) 

0 0 22.609 0 0 

Bewertung Altstandorte (3791543181) 90.899 66.349 0 0 0 
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Sonstige Verbindlichkeiten am 31.12. eines Haushaltsjahres 
Bezeichnung 2017 2016 2015 2014 2013 

 Euro Euro Euro Euro Euro 

Auswahl Führungspersonen (3791543181) 45.000 0 0 0 0 

Erstattung an Land wg. 
Qualitätsentwicklung in KiTas 
(3791054519) 

41.711 41.711 0 0 0 

Erstattung an Land zusätzliche Schäden 
an K82 (3791054519) 

0 253.000 0 0 0 

Noch nicht verwendete Spenden 
(379150100) 

0 0 0 0 0 

Landeszuschuss Erstbewertung 
Bodenschutz (3791054519) 

0 550 0 0 0 

Radwegsanierungsmaßnahmen 
(3791054519) 

906.800 0 0 0 0 

Deckenerneuerungsprogramm 
(3791054519) 

3.038.000 0 0 0 0 

Komplemäntärmittel KatSchutz 
(3791054519) 

11.452 0 0 0 0 

Integrationspauschale (3791005452) 1.277.750 0 0 0 0 

Umzugskosten Akten FD 2.3 
(3791054299) 

32.000 0 0 0 0 

Prozeßbegleitung FD 5.1 1.400 0 0 0 0 

Kassenüberschüsse (37917) 1.648 675 349 359 126 

Durchlaufende Gelder Verwahr (37919) 59.636 147.975 22.180 123.613 124.250 

Sonstige Verbindlichkeiten (offene Re.) 
(3791) 

8.932.965 4.468.911 3.375.297 3.687.997 1.521.831 

Summe: 20.717.084 11.741.029 13.673.946 7.717.025 5.722.768 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde

Ergebnisrechnung des Haushaltsjahres 2017 in €

Kto.
Lfd.

Nr.

Ergebnis des 

Vorjahres  

2016

Fort-

geschriebener 

Ansatz des 

Haushaltsjahres

2017

Ist-Ergebnis des 

Haushaltsjahres

Vergleich

Ansatz / Ist

übertragene 

Ermächtigung

1 2 4 5 6 7 8

40 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0,00 0,00 0,00 0,00

41 2 + Zuwendungen und allgemeine 

Umlagen

172.460.172,52 187.383.500,00 199.783.723,68 12.400.223,68

42 3 + sonstige Transfererträge 7.951.957,73 7.322.800,00 9.859.646,13 2.536.846,13

43 4 + öffentlich-rechtliche 

Leistungsentgelte

6.637.229,83 6.017.700,00 6.704.305,12 686.605,12

441 18.041.069,67 17.519.800,00 17.836.707,02

442

446

448 6 + Kostenerstattungen und 

Kostenumlagen

138.619.991,35 135.770.600,00 144.651.072,00 8.880.472,00

45 7 + sonstige ordentliche Erträge 13.233.166,52 4.323.700,00 6.976.589,80 2.652.889,80

471 8 + aktivierte Eigenleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00

472 9 +/- Bestandsveränderungen 2.062.504,63 0,00 3.855.603,79 3.855.603,79

10 = ordentliche Erträge

(= Zeilen 1 bis 9)

359.006.092,25 358.338.100,00 389.667.647,54 31.329.547,54 0,00

50 11 Personalaufwendungen 37.002.777,66 38.357.700,00 39.029.172,14 -671.472,14 0,00

51 12 + Versorgungsaufwendungen 140.399,19 162.700,00 159.452,06 3.247,94

52 13 + Aufwendungen für Sach- u. 

Dienstleistungen

5.372.794,45 4.632.100,00 5.206.377,70 -574.277,70 0,00

57 14 + bilanzielle Abschreibungen 8.966.189,19 8.965.700,00 8.994.483,81 -28.783,81

53 15 + Transferaufwendungen 214.782.757,03 206.258.256,74 210.267.022,38 -4.008.765,64 0,00

54 16 + sonstige ordentliche 

Aufwendungen

98.828.959,56 102.166.900,00 115.153.435,78 -12.986.535,78 0,00

17 = ordentliche Aufwendungen

(= Zeilen 11 bis 16)

365.093.877,08 360.543.356,74 378.809.943,87 -18.266.587,13 0,00

18 = Ergebnis der laufenden 

Verwaltungstätigkeit 

(= Zeilen 10 . /. 17)

6.087.784,83 -2.205.256,74 10.857.703,67 13.062.960,41 0,00

46 19 + Finanzerträge 2.004.557,76 2.317.700,00 1.527.125,72 -790.574,28

55 20 - Zinsen und sonstige 

Finanzaufwendungen

669.633,19 485.800,00 804.458,06 -318.658,06

21 = Finanzergebnis

(= Zeilen 19 . /. 20)

1.334.924,57 1.831.900,00 722.667,66 -1.109.232,34 0,00

22 = ordentliches Ergebnis

(= Zeilen 18 + 21)

4.752.860,26 -373.356,74 11.580.371,33 11.953.728,07 0,00

49 23 + außerordentliche Erträge 0,00 0,00 869.196,20 869.196,20

59 24 - außerordentliche 

Aufwendungen

0,00 0,00 0,00 0,00

25 = außerordentliches Ergebnis

(= Zeilen 23 . /. 24)

0,00 0,00 869.196,20 869.196,20 0,00

26 = Jahresergebnis

(= Zeilen 22 + 25)

4.752.860,26 -373.356,74 12.449.567,53 12.822.924,27 0,00

Erträge aus internen 

Leistungsbeziehungen 3.235.367,49 3.259.900,00 3.623.871,28 363.971,28

-

Aufwendungen aus internen 

Leistungsbeziehungen 3.235.367,49 3.259.900,00 3.623.871,28 -363.971,28

=

Ergebnis aus internen 

Leistungsbeziehungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

privatrechtliche 

Leistungsentgelte

316.907,02

Ertrags- und Aufwandsarten

+

48

58

Nachrichtlich:

Erträge und Aufwendungen aus internen 

5

3
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Kreis Rendsburg-Eckernförde

Finanzrechnung des Haushaltsjahres 2017 in €

Kto.
Lfd.

Nr.

Ergebnis 

des 

Vorjahres

2016

Fort-

geschriebener 

Ansatz des 

Haushaltsjahres

2017

Ist-Ergebnis 

des 

Haushaltsjahre

s

Vergleich

Ansatz / Ist

übertragene 

Ermächtigung

1 2 4 5 6 7 8

60 1 Steuern und ähnliche Abgaben 0,00 0,00 0,00 0,00

61 2 + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 165.297.451,96 182.292.300,00 195.835.538,54 13.543.238,54

62 3 + sonstige Transfereinzahlungen 12.922.176,14 7.322.800,00 15.444.177,66 8.121.377,66

63 4 + öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 6.255.752,46 6.001.000,00 6.411.163,22 410.163,22

641

642

646

648 6 + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 142.652.151,70 135.764.400,00 141.335.416,99 5.571.016,99

65 7 + sonstige Einzahlungen 3.595.927,86 3.107.100,00 3.682.239,76 575.139,76

66 8 + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 1.999.906,93 2.317.700,00 2.158.056,57 -159.643,43

9 = Einzahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 1 bis 8)

350.965.327,23 354.213.500,00 382.922.400,33 28.708.900,33 0,00

70 10 Personalauszahlungen 34.689.054,16 37.168.700,00 35.456.567,30 1.712.132,70

71 11 + Versorgungsauszahlungen 140.399,19 162.700,00 159.452,06 3.247,94

72 12 + Auszahlungen für Sach- u. 

Dienstleistungen

5.537.087,83 4.632.100,00 4.718.274,27 -86.174,27

75 13 + Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 646.503,17 485.800,00 811.010,99 -325.210,99

73 14 + Transferauszahlungen 217.886.406,58 206.146.656,74 214.285.554,41 -8.138.897,67

74 15 + sonstige Auszahlungen 91.130.392,50 101.456.300,00 103.551.946,11 -2.095.646,11 0,00

16 = Auszahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 10 bis 15)

350.029.843,43 350.052.256,74 358.982.805,14 -8.930.548,40 0,00

17 = Saldo aus laufender 

Verwaltungstätigkeit

(= Zeilen 9 . /. 16)

935.483,80 4.161.243,26 23.939.595,19 19.778.351,93 0,00

681 18 Einzahlungen aus Zuweisungen und 

Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßn.

3.859.938,78 4.052.900,00 5.761.272,51 1.708.372,51

682 19 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 

Gründstücken und Gebäuden

2.503.040,00 0,00 4.363,42 4.363,42

683 20 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 

beweglichem Anlagevermögen

2.152,00 1.000,00 3.408,00 2.408,00

684 21 + Einzahlungen aus der Veräußerung von 

Finanzanlagen

0,00 0,00 0,00 0,00

685 22 + Einzahlungen aus der Abwicklung von 

Baumaßnahmen

0,00 0,00 0,00 0,00

686 23 + Einzahlungen aus Rückflüssen (für 

Investitionen und Investitions-

förderungsmaßnahmen Dritter)

327.849,11 190.300,00 1.150.906,47 960.606,47

688 24 + Einzahlungen aus Beiträgen u. ä. 

Entgelten

0,00 0,00 0,00 0,00

25 + sonstige Investitionseinzahlungen 0,00 0,00 0,00 0,00

26 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 18 bis 25)

6.692.979,89 4.244.200,00 6.919.950,40 2.675.750,40 0,00

781 27 Auszahlungen von Zuweisungen und 

Zuschüssen für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßn.

4.571.070,86 7.182.137,25 4.395.656,58 2.786.480,67

782 28 + Auszahlungen für den Erwerb von 

Grundstücken und Gebäuden

374.068,64 5.000,00 42.613,71 -37.613,71

783 29 + Auszahlungen für den Erwerb von 

beweglichem Anlagevermögen

1.705.338,75 2.500.915,50 949.760,34 1.551.155,16

784 30 + Auszahlungen für den Erwerb von 

Finanzanlagen

2.500,00 0,00 0,00 0,00

785 31 + Auszahlungen für Baumaßnahmen 63.680,75 2.590.232,30 1.966.014,02 624.218,28

786 32 + Auszahlungen f.d.die Gewährung v. 

Ausleihungen (für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßn. Dritter)

184,07 0,00 0,00 0,00

33 + sonstige Investitionsauszahlungen 0,00 0,00 0,00 0,00

34 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 27 bis 33)

6.716.843,07 12.278.285,05 7.354.044,65 4.924.240,40 0,00

35 = Saldo aus Investitionstätigkeit

(= Zeilen 26 . /. 34)

-23.863,18 -8.034.085,05 -434.094,25 7.599.990,80

36 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag

(= Zeilen 17 + 35)

911.620,62 -3.872.841,79 23.505.500,94 27.378.342,73

692 37 Aufnahme von Krediten für Investi-tionen 

und Investitionsförderungsmaßn.

0,00 0,00 0,00 0,00

38 + Einzahlungen aus Rückflüssen von 

Darlehen aus der Anlage liquider Mittel

0,00 0,00 0,00 0,00

18.055.807,5917.408.200,00privatrechtliche Leistungsentgelte 18.241.960,18

Ein- und Auszahlungsarten

+5 647.607,59

3
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Kreis Rendsburg-Eckernförde

Finanzrechnung des Haushaltsjahres 2017 in €

Kto.
Lfd.

Nr.

Ergebnis 

des 

Vorjahres

2016

Fort-

geschriebener 

Ansatz des 

Haushaltsjahres

2017

Ist-Ergebnis 

des 

Haushaltsjahre

s

Vergleich

Ansatz / Ist

übertragene 

Ermächtigung
Ein- und Auszahlungsarten

339 + Aufnahme von Kassenkrediten 0,00 0,00 0,00 0,00

792 40 - Tilgung von Krediten für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen

3.617.378,08 4.009.700,00 7.445.285,00 -3.435.585,00

41 - Auszahlungen aus der Gewährung von 

Darlehen zur Anlage liquider Mittel

0,00 0,00 0,00 0,00

42 - Tilgung von Kassenkrediten 0,00 0,00 0,00 0,00

43 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit

(= Zeilen 37 + 38 + 39 . /. 40 . / . 41 . / . 

42)

-3.617.378,08 -4.009.700,00 -7.445.285,00 -3.435.585,00 0,00

44 = Änderung des Bestandes an eigenen 

Finanzmitteln

(= Zeilen 36 + 43)

-2.705.757,46 -7.882.541,79 16.060.215,94 23.942.757,73 0,00

45 + Anfangsbestand an Finanzmitteln = 0,00 24.652.390,91 24.652.390,91

46 = Liquide Mittel 

(= Zeilen 44 + 45)

24.652.390,91 -7.882.541,79 40.712.606,85 48.595.148,64 0,00

Bestand Vorjahr

+ Einzahlungen

- Auszahlungen

Bestand Haushaltsjahr

abzuführender Beitrag nach § 21 Abs. 2 

AG-KHG 3.951.962,70 4.513.000,00 4.458.646,23

Einzahlungen aus dem Erwerb von 

Finanzanlagen

Finanzanlagen

Börsennotierte Aktien

Nicht börsennotierte Aktien

Sonstige Anteilsrechte

Investmentzertifikate

Kapitalmarktpapiere

Geldmarktpapiere

Finanzderivate

Auszahlungen aus dem Erwerb von 

Finanzanlagen

Finanzanlagen

Börsennotierte Aktien

Nicht börsennotierte Aktien

Sonstige Anteilsrechte

Investmentzertifikate

Kapitalmarktpapiere

Geldmarktpapiere

Finanzderivate

Umschuldung

Ordentliche Tilgung
Außerordentliche Tilgung

Nachrichtlich:  Fremde Finanzmittel

784

Nachrichtlich: 

An das Land abzuführender Beitrag nach § 21 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (AG-KHG) und Tilgung

von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen

7311..

6843

684

6841

6842

2.625.041,62

66.936,71

195.399.803,63

192.841.698,72

6844

7848

6847

7842

7841

6845

6846

6848

792..4

792..5

7843

7844

7845

7847

7846

792..5
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/801-001

13.02.2019

Groeper, Sabine

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

S 05 Stabsstelle Finanzen

Bearbeiter/in: Brück, Mira

Beschlussfassung über den Jahresabschluss des Kreises Rendsburg-
Eckernförde für das Haushaltsjahr 2017; Niederschrift über die Sitzung 
des Unterausschusses Rechnungsprüfung am 11.02.2019
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Beratung
25.03.2019 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Unterausschuss Rechnungsprüfung hat am 11.02.2019 über den 
Jahresabschluss des Kreises Rendsburg-Eckernförde für das Haushaltsjahr 2017 
beraten.

Die Niederschrift über diese Sitzung befindet sich in der Anlage.

Finanzielle Auswirkungen: 
keine

Anlage/n: 
Niederschrift über die Sitzung des Unterausschusses Rechnungsprüfung am 
11.02.2019
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 21.01.2019

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2018/401-001
öffentlich
18.01.2019
Petersen, Jörn

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 2.3 Zuwanderung Bearbeiter/in: Petersen, Jörn

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Integrations- und Aufnahmepauschale für Flüchtlinge - Auszahlung 
nicht verausgabter Mittel 2018 für 2019
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss beschließt, die Restmittel der Integrations- und 
Aufnahmepauschale 2018 in Höhe von 723.591,00 Euro an die Städte, Ämter und 
amtsfreien Gemeinden nach den Mittelwerten auszuzahlen, die sich aus der 
Berechnung nach der Anzahl der tatsächlich zugewiesenen Flüchtlinge der Jahre 
2015-2018 und der Berechnung nach der Einwohnerquote ergeben.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

entfällt

2. Sachverhalt: 
Die Vereinbarung zwischen Land und Kommunen vom 7. November 2016 (Kommunalpaket 
III) sieht vor, dass Ende des Jahres 2018 nicht verausgabte Mittel aus der Integrations- und 
Aufnahmepauschale den Kommunen für das Jahr 2019 noch im Jahr 2018 zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
Das Land hat deshalb bereits im Dezember 2018 den Kreisen Sonderzahlungen in einer 
Summe zur zeitnahen und vollständigen Weiterleitung an die Städte, Ämter und amtsfreien 
Gemeinden überwiesen. 
 
Landesweit standen Restmittel in Höhe von rd. 7,49 Mio. Euro zur Verfügung. Die Verteilung 
durch das Land erfolgte entsprechend der Ausländer- und Aufnahmeverordnung, nach der 
sich 2018 die Verteilung der aufzunehmenden Personen gerichtet hat. Auf den Kreis 
Rendsburg-Eckernförde entfallen 723.591,00 Euro. Seitens des Landes wurden keine 
Vorgaben zum weiteren Verteilungsschlüssel gemacht.
 
Es bieten sich grundsätzlich zwei Möglichkeiten zur Aufteilung der Mittel auf Städte, Ämter 
und amtsfreie Gemeinden an – zum einen nach der tatsächlichen Verteilung der 
zugewiesenen Flüchtlinge in den Jahren 2015-2018 und zum anderen nach der 
Einwohnerquote.
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Im vergangenen Jahr wurden die Restmittel aus 2017 nach folgendem Verteilungsschlüssel 
verteilt:
 
Die Verteilung der Restmittel erfolgte nach den Mittelwerten der beiden 
Berechnungsgrundlagen. Folglich zur Hälfte nach der tatsächlichen Verteilung in den Jahren 
2015 – 2017 und zur Hälfte nach der Einwohnerquote. 
Hierdurch wird einerseits der bereits tatsächlich erfolgten flüchtlingsbedingten Belastung der 
Kommunen, andererseits aber auch der zunehmenden Angleichung an die Einwohnerquote 
bei der Aufnahme von neu zugewiesenen Flüchtlingen Rechnung getragen. 
 
Die sich so je Stadt, Amt und amtsfreie Gemeinde ergebenden Beträge und Unterschiede 
der Berechnungsvarianten, auf Grundlage der Restmittel aus 2018, können der Anlage 
entnommen werden.
 
Dieses Vorgehen würde bei 11 der 19 Städte, Ämter und amtsfreien Gemeinden, im 
Vergleich zur reinen Verteilung nach Einwohnerquote, zu Mehreinnahmen führen. Bis auf 
Rendsburg (6.259,65 Euro) läge der hierdurch entstehende Mindereinnahmen bei den 
übrigen sieben Städte/Ämter/Gemeinden bei maximal 736,79 Euro. 

Eine abschließende Abstimmung mit dem Kreisverbandes des Schleswig-Holsteinischen 
Gemeindetages und des Städtetages konnte bisher in der Kürze der Zeit nicht vorgenommen 
werden. Bis zur Sitzung am 07.02.2019 wird diese erfolgt sein, sodass über dessen Ergebnis 
mündlich berichtet wird. 
 
Da die Verteilung im letzten Jahr nach dem beschriebenen Verfahren von allen Beteiligten 
akzeptiert wurde, schlägt die Verwaltung für eine zügige Auszahlung der Mittel vor, die 
Verteilung der Restmittel 2018 in gleicher Form vorzunehmen.
 
Da es sich bei der Integrations- und Aufnahmepauschale um zugangszahlabhängige 
Beträge handelt, ist kein Eigenbehalt des Kreises möglich..

Finanzielle Auswirkungen: 
keine

Anlage/n: 
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Anlage

Stadt, Amt, Gemeinde

Stadt Büdelsdorf 185 25.610,17 €      3,74 27.083,75 €     12.805,08 €   13.541,88 €   26.346,96 €     736,79 €-        

Stadt Eckernförde 436 60.356,93 €      8,07 58.373,27 €     30.178,47 €   29.186,63 €   59.365,10 €     991,83 €        

Stadt Rendsburg 448 62.018,13 €      10,30 74.537,44 €     31.009,07 €   37.268,72 €   68.277,78 €     6.259,65 €-     

Amt Achterwehr 229 31.701,23 €      4,18 30.242,72 €     15.850,62 €   15.121,36 €   30.971,98 €     729,25 €        

Amt Bordesholm 294 40.699,40 €      5,25 37.995,36 €     20.349,70 €   18.997,68 €   39.347,38 €     1.352,02 €     

Amt Dänischenhagen 177 24.502,70 €      3,35 24.275,48 €     12.251,35 €   12.137,74 €   24.389,09 €     113,61 €        

Amt Dänischer Wohld 332 45.959,86 €      6,17 44.653,38 €     22.979,93 €   22.326,69 €   45.306,62 €     653,24 €        

Amt Eiderkanal 240 33.224,00 €      4,72 34.172,18 €     16.612,00 €   17.086,09 €   33.698,09 €     474,09 €-        

Amt Flintbek 159 22.010,90 €      2,98 21.538,94 €     11.005,45 €   10.769,47 €   21.774,92 €     235,98 €        

Amt Fockbek - Hohner Harde 382 52.881,53 €      7,11 51.449,56 €     26.440,77 €   25.724,78 €   52.165,55 €     715,98 €        

Amt Hüttener Berge 273 37.792,30 €      5,34 38.622,37 €     18.896,15 €   19.311,19 €   38.207,34 €     415,04 €-        

Amt Jevenstedt 218 30.178,47 €      4,25 30.768,78 €     15.089,23 €   15.384,39 €   30.473,62 €     295,16 €-        

Amt Mittelholstein 490 67.832,33 €      8,84 63.992,47 €     33.916,17 €   31.996,23 €   65.912,40 €     1.919,93 €     

Amt Molfsee 165 22.841,50 €      3,22 23.279,17 €     11.420,75 €   11.639,58 €   23.060,33 €     218,83 €-        

Amt Nortorfer Land 351 48.590,10 €      6,73 48.707,71 €     24.295,05 €   24.353,86 €   48.648,90 €     58,81 €-          

Amt Schlei - Ostsee 367 50.805,03 €      6,91 49.996,27 €     25.402,52 €   24.998,14 €   50.400,65 €     404,38 €        

Gemeinde Altenholz 203 28.101,97 €      3,65 26.400,94 €     14.050,98 €   13.200,47 €   27.251,46 €     850,51 €        

Gemeinde Kronshagen 235 32.531,83 €      4,33 31.302,80 €     16.265,92 €   15.651,40 €   31.917,32 €     614,52 €        

Gemeinde Wasbek 43 5.952,63 €        0,86 6.198,39 €       2.976,32 €     3.099,20 €     6.075,51 €       122,88 €-        

Anteil Restmittel IAP 2018 723.591,00 €   

Differenz zur 

Verteilung nach 

Einwohnerquote

723.591,00 €                 

Überweisungs-

betrag 

(Mittelwert)

50 % Alt. 1

Alt. 2:

Nach Einwohnerquote in 

% 2018 (Stand 30.09.16)

50 % Alt. 2
Nach Anteil tatsächlich 

aufgenommener 

Flüchtlinge 2015-2018

Alt. 1:

723.591,00 €                   
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/835

13.02.2019

Petersen, Jörn

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

FD 2.3 Zuwanderung

Bearbeiter/in: Petersen, Jörn

Einbürgerungskampagne des Landes Schleswig-Holstein
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss beschließt, dass der Kreis Rendsburg-Eckernförde beim Land 
Schleswig-Holstein Zuwendungen als freiwillige Leistung zur Vorbereitung und 
Durchführung einer Einbürgerungskampagne beantragt.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
In dem Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode (2017 bis 2022) des Schleswig-
Holsteinischen Landtages haben die regierungstragenden Parteien vereinbart, „die 
Schritte zur Nutzung der rechtlichen Spielräume zur Erleichterung der Einbürgerung“ 
fortzusetzen und „die Ermessenseinbürgerung weiter zu stärken“. Dazu sollen 
insbesondere bestimmte Zielgruppen in den Blick genommen werden: Kinder und 
Jugendliche, die hier zur Schule gegangen oder aufgewachsen sind und Personen 
mit besonders schneller oder guter Integration. Durch die Rechtsprechung 
aufgezeigte Ermessenspielräume sollen genutzt werden. Die 
Einbürgerungskampagne des Landes soll gestärkt werden. Das Ministerium für 
Inneres, ländliche Räume und Integration des Landes Schleswig-Holstein (MILI) hat 
gemeinsam mit dem Städtetag und dem Landkreistag erstmals am 12.09.2018 
ausgewählte Staatsangehörigkeitsbehörden / Ausländerbehörden in einem 
Praktikerworkshop“ über die ersten Vorstellungen zu einer Einbürgerungskampagne 
informiert und erforderliche Bedarfe ermittelt. Am 23.10.2018 wurde das Thema in 
einer Landrätekonferenz näher erläutert.

Ziel der Einbürgerungskampagne ist es, die Anzahl an Einbürgerungen im Land 
Schleswig-Holstein zu erhöhen und das sogenannte Einbürgerungspotential besser 
auszuschöpfen. Das Einbürgerungspotential beschreibt die Anzahl an ausländischen 
Personen, die die wesentliche Einbürgerungsvoraussetzung von acht Jahren 
rechtmäßigem Aufenthalt im Bundesgebiet erfüllen. 
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Für eine tatsächliche Einbürgerung sind daneben die weiteren gesetzlichen 
Voraussetzungen zu erfüllen; dies sind regelmäßig u.a. Straffreiheit, Sicherung des 
Lebensunterhaltes durch eigenes Einkommen und erbrachte Integrationsleistungen 
in Form von deutschen Sprachkenntnissen auf dem Sprachniveau B1 sowie 
Kenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung (Einbürgerungstest). 
Diese Voraussetzungen sind  jedoch erst im Rahmen der operativen 
Einbürgerungsvorgänge zu überprüfen.

Die Einbürgerungskampagne ist vor dem Hintergrund der leicht rückläufigen Zahl der 
Einbürgerungen im Land Schleswig Holstein zu sehen:

Jahr Einbürgerungen
2017 2714
2016 2864
2015 2934

Der Zahl der Einbürgerungen im Kreis Rendsburg-Eckernförde ist schwankend:

Jahr Einbürgerungen
2018 122
2017 173
2016 126
2015 140

Auch beim Kreis Rendsburg-Eckernförde ist ein zurzeit noch nicht näher zu 
bezifferndes Einbürgerungspotenzial, das bislang nicht durch gezielte Maßnahmen 
aktiv angesprochen und aktiviert wird. 
Nach der vorliegenden Richtlinie soll sich die Einbürgerungskampagne über einen 
Zeitraum von drei Jahren erstrecken (vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2021). Im 
Rahmen der Kampagne werden je Landkreis bzw. kreisfreier Stadt 1,5 Stellen bis zur 
Entgeltgruppe 10 in Anlehnung an den TVÖD sowie 0,5 Stellen bis zur Entgeltgruppe 
6 in Anlehnung an den TVÖD durch das Land finanziell gefördert. 
Gemäß Ziffer 1 des Förderrichtlinienentwurfs ist Ziel der Förderung die aktive 
Ansprache und Information von Ausländerinnen und Ausländern über ihre 
Einbürgerungsmöglichkeiten und damit verbundene Teilhabechancen sowie die 
Erhöhung der Zahl der jährlichen Einbürgerungen. 

Um dieses Ziel zu erreichen sollen im Rahmen der Einbürgerungskampagne diverse 
Maßnahmen ergriffen werden. Hier sind insbesondere zu erwähnen:

- Erarbeitung eines regionalen Arbeitskonzepts, einschließlich einer 
standardisierten Bestandsaufnahme zur Ermittlung des aktuell vorhandenen 
und des prognostizierten Einbürgerungspotenzials sowie der Ermittlung von 
Zielgruppen und der geeigneten Vorgehensweise bei der Ansprache dieser 
Zielgruppen.

- Umsetzung des regionalen Arbeitskonzepts, u. a. durch 
o direkte (z. B. durch Anschreiben, Informationsveranstaltungen an 

Schulen, Aktivierung von Multiplikatoren) oder 
o indirekte (z. B. Werbekampagnen, Plakate, Flyer) Ansprache von 

Ausländerinnen und Ausländern
o Unterstützung der Einbürgerungsbehörde bei der Durchführung der 

operativen Einbürgerungsvorgänge.
o Ermittlung von Anpassungsbedarfen im Rahmen der gesetzlichen 

Regelungen sowie Ausschöpfen von positiven Ermessensfaktoren in 
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Abstimmung mit dem MILI und den anderen Einbürgerungsbehörden 
im Land.

Das regionale Arbeitskonzept ist innerhalb von sechs Monaten nach Förderbeginn 
in enger Abstimmung mit dem MILI zu erarbeiten. Hierfür ist qualifiziertes Personal 
für den Gesamtprozess aus Kampagnenbegleitung und Einbürgerungsprozess zu 
gewinnen. Die Einbindung in bestehende operative Strukturen ist seitens des Landes 
ausdrücklich erwünscht. Das Förderangebot des Landes ist ausdrücklich nicht mit 
der Erwartung verknüpft, dass die Kreise, die eine Förderung in Anspruch nehmen, 
ihr Engagement nach Auslaufen der Förderung in gleichem Maße fortsetzen.

Die Aufgaben der Einbürgerungsbehörde sind aufgrund der besonderen Nähe zum 
Ausländerrecht beim Kreis Rendsburg-Eckernförde im Bereich der 
Zuwanderungsbehörde angesiedelt. Das aus der Einbürgerungskampagne 
geförderte Personal wird daher im Bereich der Zuwanderungsbehörde eingeplant.

Das politische Ziel, die Anzahl der Einbürgerungen zu steigern, ist grundsätzlich 
positiv zu werten. Die Einbürgerung stellt aus integrationspolitischer Sicht die 
Endstufe erfolgreicher Integration dar. Eine Stärkung dieses Sektors kann demnach 
ein wichtiger Bestandteil einer positiv besetzten Asyl- und Integrationspolitik sein.
Für den Kreis Rendsburg-Eckernförde ist es ein gutes Zeichen, wenn mehr 
Menschen sich durch die Einbürgerung neu für unser Land entscheiden. Das ist ein 
schönes Zeichen dafür, dass sie sich hier wohlfühlen und dass sie hier eine Zukunft 
sehen für sich und Ihre Familien.
Dem Kreis Rendsburg-Eckernförde entstehen durch die Einbürgerungskampagne 
keine zusätzlichen Personalkosten. Die Einbürgerungskampagne sollte demnach 
auch im Kreis Rendsburg-Eckernförde umgesetzt und gemeinsam mit dem Land und 
den anderen Kreisen und kreisfreien Städten entwickelt werden.

Für eine erfolgreiche Einbürgerungskampagne ist von der konzeptionellen 
Entwicklung und der Umsetzung der Konzeption bis hin zur verwaltungsmäßigen 
Umsetzung mit einem erhöhten Antrags- und Beratungsaufkommens mit einem 
entsprechenden personellen Mehraufwand zu rechnen. Hierfür sind die vom Land 
finanzierten Stellen in Anspruch zu nehmen. Diese werden im Falle einer finanziellen 
Förderung durch das Land im Rahmen der Haushaltsbeschlüsse für die Stellenpläne 
2020 und 2021, sowie im entsprechenden Personalbudget, berücksichtigt.

Damit das Projekt möglichst zeitnah begonnen werden kann, sollen die Stellen, im 
Falle einer Förderzusage durch das Land, dieses Jahr im Vorgriff auf die Ausweisung 
im Stellenplan ausgeschrieben und besetzt werden. Die entstehenden 
Personalaufwendungen 2019 werden im Rahmen des Personalbudgets 2019 
abgedeckt.

Finanzielle Auswirkungen: 
Für die 1,5 Stellen EG 10 fallen rd. 94.500 Euro und für die 0,5 Stelle EG 6 fallen rd. 
25.200 Euro, folglich insgesamt rd. 119.700 Euro Personalkosten (inkl. 
Personalnebenkosten) an.

Das Land fördert in der Kampagne insgesamt Personalkosten in Höhe von max. 
124.900 Euro + max. 20% (24.980 Euro) für Verwaltungs- und Sachausgaben.

Folglich beträgt die Höhe der max. Gesamtzuwendung 149.880 Euro pro Jahr und 
deckt damit den entstandenen Aufwand.
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Sotev, Dimitar 
IV 2110 

 
 2852 

 
Kiel, 20.12.2018 

 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
einer Einbürgerungskampagne in Schleswig-Holstein 
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1. Förderziel und Zuwendungszweck 

Das Land Schleswig-Holstein gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Ver-
waltungsvorschriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendungen als frei-
willige Leistung zur Vorbereitung und Durchführung einer Einbürgerungskampagne in 
Schleswig-Holstein.  

Ziel der Förderung ist die aktive Ansprache und Information von Ausländerinnen und 
Ausländern über ihre Einbürgerungsmöglichkeiten und damit verbundene Teilha-
bechancen sowie die Erhöhung der Zahl jährlicher Einbürgerungen. 

Ein Rechtsanspruch auf eine Förderung besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde ent-
scheidet auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

2. Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Personal-, Verwaltungs- und projektbezogene Sachausgaben zur 
Vorbereitung und Durchführung einer auf drei Jahren angelegten Einbürgerungs-
kampagne. 

Die Aufgaben des geförderten Personals umfassen insbesondere: 

a) Die Erarbeitung eines regionalen Arbeitskonzepts innerhalb von sechs Mona-
ten nach Förderbeginn und die anschließende Umsetzung des Arbeitskon-
zepts. Dazu gehören 

o die Durchführung einer standardisierten Bestandsaufnahme, um sowohl 
das aktuell vorhandene als auch das prognostizierte Einbürgerungspo-
tential zu identifizieren; 

o die Identifikation von Zielgruppen sowie Entwicklung einer geeigneten 
Vorgehensweise zur Ansprache dieser Zielgruppen; 

o die Ansprache von Ausländerinnen und Ausländern im Einklang mit 
dem Arbeitskonzept;  

o die Mitarbeit bei der Durchführung der operativen Einbürgerungsvor-
gänge; 

o die Zusammenarbeit mit den relevanten Akteuren vor Ort, die potentiell 
als Multiplikatoren dienen können. 

b) Die Erfolgskontrolle der Umsetzung des Arbeitskonzeptes. 

c) Zusammenarbeit und Austausch mit der Bewilligungsbehörde. Dazu gehören 
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o die Erarbeitung von geeigneten Standards zur Durchführung der vorge-
sehenen Bestandsaufnahme und Evaluierung, von Musterprozessen 
und Musterschreiben und Ähnlichem; 

o die regelmäßige Teilnahme und aktive Mitwirkung an Quartalsgesprä-
chen, zu denen die Bewilligungsbehörde einlädt. 

3. Zuwendungsempfängerinnen bzw. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfängerinnen bzw. Zuwendungsempfänger und damit antragsberech-
tigt sind die Kreise und kreisfeien Städte. Eine Weiterleitung an Dritte ist ausge-
schlossen. 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung: 

a) Das Vorliegen eines Antrags gemäß einer von der Bewilligungsbehörde zur 
Verfügung gestellten Vorlage. Im Antrag muss  

o eine Darstellung der Ausgangslage im Hinblick auf die organisatorische 
und personelle Ausgestaltung der jeweiligen Einbürgerungsbehörde 
enthalten sein; 

o eine Darstellung des beantragten Personals und dessen organisatori-
sche Einbindung enthalten sein; 

o nachvollziehbar dargelegt werden, wie gewährleistet wird, dass die Zie-
le innerhalb des veranschlagten Zeitraums erreicht werden können.  

b) Als formales Qualifikationskriterium für die Aufgabenwahrnehmung gilt:  

o die Laufbahnbefähigung für die Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt (zu-
vor: gehobener allgemeiner Verwaltungsdienst), eine vergleichbare 
Qualifikation (z. B. ein erfolgreicher Abschluss des Qualifizierungslehr-
ganges II) oder ein abgeschlossenes Studium im Bereich der Sozial- 
oder Kulturwissenschaften. 

o Ergänzend kann zur Aufgabenerledigung eine Assistenzkraft mit der 
Laufbahnbefähigung für die Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt der 
Fachrichtung Allgemeine Dienste oder eine abgeschlossene Ausbil-
dung als Verwaltungsfachangestellte/r oder als Kaufmann/-frau für Bü-
romanagement oder in einem inhaltlich vergleichbaren Ausbildungsbe-
ruf gefördert werden. 

o interkulturelle Kompetenz. 
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c) Die Verpflichtung zur Erstellung eines jährlichen Evaluationsberichts zum 
Stichtag 31.12. gemäß der standardisierten Vorgabe der Bewilligungsbehörde. 
Im Zuge der Berichterstattung ist in begründenden Fällen und im Einverneh-
men mit der Bewilligungsbehörde eine Anpassung des Arbeitskonzepts mög-
lich. 

d) Die Verpflichtung zur regelmäßigen Teilnahme an und aktiven Mitgestaltung 
von Quartalsgesprächen, zu denen die Bewilligungsbehörde einlädt. 

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

Die Zuwendungen erfolgen im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer 
Zuschuss in Form einer Festbetragsfinanzierung. Gefördert werden maximal 1,5 Stel-
len bis zur Entgeltgruppe 10 in Anlehnung an den TVÖD je Kreis bzw. kreisfreier 
Stadt. Die Zuwendung pro Vollzeitstelle beträgt maximal 66.000 Euro pro Jahr; dies 
gilt unabhängig davon, ob die Wahrnehmung der Stellen im Beschäftigten- oder Be-
amtenverhältnis erfolgt.  

Für die Assistenzarbeitsplätze werden 0,5 Stellen bis zur Entgeltgruppe 6 in Anleh-
nung an den TVÖD anerkannt. Die Zuwendung beträgt maximal 25.900 Euro pro 
Jahr; dies gilt unabhängig davon, ob die Wahrnehmung der Stelle im Beschäftigten- 
oder Beamtenverhältnis erfolgt.  

Pro Vollzeitstelle werden maximal 20 % für Verwaltungsausgaben sowie projektbe-
zogene Sachausgaben gemäß der Aufstellung in der Anlage als zuwendungsfähige 
Ausgaben anerkannt. Die Zuwendung pro Teilzeitstelle wird anteilig von dem Festbe-
trag berechnet.  

Personalstellen sind nur förderfähig, wenn ihr Umfang mindestens 0,5 Stellenanteile 
einer Vollzeitstelle beträgt. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Förderfähig sind ausschließlich Maßnahmen, die vollständig innerhalb des Landes 
Schleswig-Holstein durchgeführt werden.  

Der jährliche Evaluationsbericht muss der Bewilligungsbehörde jeweils spätestens 
zum 31. Januar des Folgejahres vorliegen.  

Es gelten die vereinbarten Erleichterungen bei der Gewährung von Zuwendungen an 
Kommunen bis zu einer Höhe von 500.000 € nach VV-K Nr. 13 zu § 44 LHO (Stand 
November 2017). 
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7. Verfahren 

a) Antragsverfahren 

Die Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind in schriftlicher Form (mit rechts-
verbindlicher Unterschrift) und zusätzlich per Email gemäß der jeweiligen Vorlage 
(ggf. mit Anlagen) zu richten an das 

Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration 
des Landes Schleswig-Holstein 
Referat IV 21 
Düsternbrooker Weg 92 
24105 Kiel 

Grundsätzlich sind die Anträge auf Gewährung einer Zuwendung zwei Monate vor 
geplantem Projektbeginn bzw. bei Folgeanträgen bis zum 1. Dezember des Vorjah-
res zu stellen. In Ausnahmefällen kann ein Antrag auch später, jedoch vor Beginn 
der Maßnahme, gestellt werden.  

b) Bewilligungs- und Auszahlungsverfahren 

Die jeweilige Bewilligung wird nur befristet für das Kalenderjahr erteilt. Bei Folgean-
trägen ist ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn zulässig. Dies nimmt nicht die Bewilli-
gung des Folgeantrags vorweg. 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung, die ggf. erforderliche Aufhebung des 
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die VV/VV-K zu § 44 LHO i. V. m. der entsprechenden Regelung des Landesverwal-
tungsgesetzes (§§ 116, 117, 117a LVwG), soweit nicht in den Förderrichtlinien Ab-
weichungen zugelassen worden sind. 

c) Verwendungsnachweisverfahren 

Die Verwendungsnachweise müssen der Bewilligungsbehörde jeweils spätestens 
zum 31. März des Folgejahres vorliegen. Der jährliche Evaluationsbericht kann als 
Sachbericht Teil des Verwendungsnachweises sein. 

8. Geltungsdauer 

Diese Richtlinie tritt zum 1. Januar 2019 in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2021 
befristet. 

 

 

Anlage 

Übersicht zu Personal-, Verwaltungs- und Sachausgaben 

TOP 15



Anlage zur Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung einer 

Einbürgerungskampagne in Schleswig-Holstein zu Personal- und Sachausgaben 

 

Ausgaben für Personal, das zur Durchführung des Projektes zusätzlich eingestellt 
werden muss sowie die sächlichen Verwaltungsausgaben, die im Zusammenhang 
mit dem Projekt zusätzlich entstehen 
 
 
Personalausgaben 
nach TVöD; diese beinhalten 
• Bezüge/Entgelt 
• Sozialabgaben (dazu zählen auch Berufsgenossenschaftsbeiträge) 
• Familienzuschlag 
• Sonderzuwendung 
• vermögenswirksame Leistungen 
 
 
Verwaltungsausgaben 
beinhalten 
• Büroarbeitsplatz (Büromaterial, Porto, Telefon, Internet, Heizung, Strom, Reini-

gung) 
• Informationstechnik (Hardware, Software, Systembetreuung, Betriebskosten, 

Schulung) 
• Miete/anteilige Miete für Büroräume, die extra angemietet werden 
• Reisekosten nach Bundesreisekostengesetz (beinhaltet auch Eintrittsgelder für 

Teilnahme an projektbezogenen Veranstaltungen) 
• Aus- und Fortbildungskosten 
 
 
Projektbezogene Sachausgaben 
Beispiele 
• Miete für Veranstaltungsräume/Seminarräume/Tagungsräume 
• Förderung von Veranstaltungen (Miete von Bühnen/Ständen/Buden, Bühnenauf-

bau/-technik, Strom, GEMA-Gebühren, Miete für technische Geräte, Speisen) 
• projektbezogene Öffentlichkeitsarbeit 
• Preise 
• Honorare (z.B. Dolmetscher, Bands); beinhaltet Reisekosten nach BRKG, Unter-

kunft 
• Aufwendungen für ehrenamtlich Tätige 
• Fachliteratur/Zeitschriften 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/843

18.02.2019

Dr. Kruse, Martin

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

FB 2 Umwelt, Kommunal- und 
Ordnungswesen

Bearbeiter/in: Kruse, Martin

Bewilligung einer überplanmäßigen Ausgabe für Rechtsanwalts- und 
Gerichtskosten bezüglich der Aussetzung von Tiertransporten
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss bewilligt eine überplanmäßige Ausgabe für mögliche 
Aufwendungen einer gerichtlichen Auseinandersetzung im Hinblick auf die 
Aussetzung der Genehmigung von Tiertransporten in Höhe von 60.000 €.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Am 14.02.19 hat der Landrat entschieden, zunächst für zwei Wochen keine 
Tiertransporte von Nutz- und Zuchttieren in die Staaten: Türkei, Jemen, Libanon, 
Marokko, Algerien, Ägypten, Aserbaidschan, Syrien, Jordanien, Kasachstan, 
Kirgisistan, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan zu genehmigen. 
Tiertransporte innerhalb Deutschlands oder der EU bleiben von dieser Entscheidung 
unberührt. 

Hintergrund für diese Entscheidung sind maßgeblich zwei Gründe. So sind zum 
einen die Versorgung der Tiere auf den langen Transportwegen als auch zum 
anderen die tierschutzgerechte Schlachtung in den Ankunftsstaaten offensichtlich 
nicht durchgängig gewährleistet. 

Es kann nach aktuellen, einschlägigen Aufsätzen von Fachzeitschriften nicht 
ausgeschlossen werden, dass sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Veterinärbehörden strafbar machen, wenn sie in Kenntnis der Transport-, Haltungs- 
und Schlachtbedingungen Genehmigungen zum Tiertransport erteilen.

Nach EU-Tierschutzrecht dürfen Tiertransporte nur durchgeführt oder veranlasst 
werden, wenn den Tieren dabei keine Verletzungen und unnötige Leiden zugefügt 
werden. 

TOP 16



                                                           Seite: 2/3

Die EU-Tiertransportverordnung regelt überdies, welche Tiere wie lange transportiert 
werden dürfen. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschied 2015, dass diese 
Bestimmungen auch für Transporte in Drittländer gelten und ihre Einhaltung bis zum 
Zielort sicherzustellen sei.

Die Aufgabe der Veterinäre des Kreises ist es, die Viehtransporte über Europas 
Grenzen hinweg zu genehmigen. Sie prüfen Fahrer, LKW und deren Ausstattung, 
begutachten die Tiere und müssen über die Genehmigung der beantragten 
Transportrouten auch unter Berücksichtigung der klimatischen Verhältnisse 
entscheiden.

Eine seriöse Einschätzung der Ruheplätze, Tränk- und Futtervorrichtungen in den 
Transit- und Zielländern außerhalb Europas ist kaum möglich. Auch besteht für die 
Veterinäre des Kreises keine Möglichkeit, die Einhaltung der Transportpläne mit den 
Fress- und Ruhepausen außerhalb der EU zu überprüfen.

Zudem ist bei der Abfertigung dieser Transporte von den Veterinären des Kreises zu 
beachten, dass eine staatliche Überwachung oder auch eine neutrale Kontrolle durch 
zertifizierte Überwachungseinrichtungen der Einhaltung von Tierschutzvorschriften in 
den genannten Drittländern in der Regel nicht stattfindet.

Die Verwaltung wird in der Sitzung des Hauptausschusses ergänzend zu den 
Hintergründen vortragen. Auf die beigefügte Presseberichterstattung wird verwiesen. 

Parallel hat die Verwaltung den Sachverhalt und die entsprechenden Umstände dem 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des 
Landes Schleswig-Holstein zur Prüfung und einer abschließenden Entscheidung 
vorgelegt.  

Die Verwaltung ist sich sicher, eine rechtlich nachvollziehbare Entscheidung 
getroffen zu haben. Allerdings ist die rechtliche Gesamtsituation mangels klarer 
rechtlichen Regelungen unsicher. 

Da sich aber die maßgebliche Verladestelle für Nutz- und Zuchttiere innerhalb 
Schleswig-Holsteins im Kreisgebiet befindet, ist die Entscheidung des Landrates von 
erheblicher Bedeutung für die Transportfirmen. 

Mithin ist nicht auszuschließen, dass die Entscheidung, Genehmigungen von 
Tiertransporte in dem genannten Umfang auszusetzen, einer gerichtlichen 
Überprüfung zugeführt wird. 

Ob überhaupt und in welchem Umfang gerichtliche Verfahren gegen den Kreis 
anhängig gemacht werden, ist derzeit nicht zu sagen. Rein vorsorglich braucht es 
aber aus Sicht der Verwaltung einer haushaltären Abbildung von 60.000 € in Form 
einer überplanmäßigen Ausgabe.

Eine Deckung dieser Aufwendungen wird aus Budgetmitteln des Veterinäramtes 
2019 nicht möglich sein, daher ist die Bewilligung überplanmäßiger Aufwendungen 
erforderlich. Zur Deckung können die zusätzlichen Erträge aus der endgültigen 
Festsetzung des Finanzausgleiches 2019 in Höhe von rd. 61.900 € (hierüber wurde 
in der Sitzung des Hauptausschusses am 07.02.2019 berichtet) herangezogen 
werden. 
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Die Verwaltung wird in der kommenden Sitzung des Hauptausschusses über den 
Fortgang dieses Sachverhaltes berichten.

Finanzielle Auswirkungen: 
Im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung fallen Rechtsanwalts- und 
Gerichtskosten an, deren Höhe derzeit noch nicht beziffert werden kann. 

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/829

12.02.2019

Groeper, Sabine

Mitteilungsvorlage

- öffentlich - 

S 05 Stabsstelle Finanzen

Bearbeiter/in: Groeper, Sabine

Personalbudget 2019;
Stand der Besetzung der zusätzlich bewilligten Stellen
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt: 
Im Zuge der Beschlussfassung über den Haushalt 2019 wurden im Rahmen des 
Personalbudgets 2019 folgende Stellen bewilligt:

Fachbereich Maßnahme
Zentrale Dienste 5 Stellen zur Betreuung der Projekte im Rahmen  der 

Digitalisierung (HA 06.12.2018/KT 17.12.2018)
Zentrale Dienste 4 Stellen zur Umsetzung der Digitalisierung durch den 

Fachdienst IT-Management (HA 06.12.2018/KT 17.12.2018)
Soziales, Arbeit und 
Gesundheit

5 Stellen S 12 für die Hilfeplanung im Rahmen des 
Bundesteilhabegesetzes (HA 06.12.2018/KT 17.12.2018)

Regionalentwicklung, 
Bauen und Schule

Entfristung der Demographie-Managementstelle und 
Anhebung der Entgeltgruppe  (HA 06.12.2018/KT 
17.12.2018)

Büro des Landrats Aufstockung des Personalbudget um 2 % (HA 06.12.2018/KT 
17.12.2018) – 750.000 €

Mit der beigefügten Tabelle erhalten Sie eine Übersicht über den Stand der 
Besetzung der im Rahmen des Personalbudgets 2019 bewilligten Stellen.

Finanzielle Auswirkungen: entfällt

Anlage/n: Übersicht über den Stand der Besetzung der im Rahmen des 
Personalbudgets 2019 bewilligten Stellen
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Übersicht über den Stand der Besetzung der im Rahmen des Personalbudgets 2019 bewilligten Stellen Stand: 12.02.2019

Aufstockung des Personalbudgets um 2 % = 750.000 € 

FB/FD Stelle

Entgelt-

/Besoldungsgruppe Betrag Besetzung ab

FB 1 Gremienbetreuung A11/EG 10 80.000,00      01.01.2019

FD 1.1 Personal A11/EG 10 80.000,00      01.03.2019

FD 3.1 Eingliederungshilfe S 12 (2Stellen) 120.000,00    

Auswahlgespräche sind erfolgt und Auswahl wurde 

getroffen. Weiteres Verfahren ist abzuwarten. Antrittstermin steht noch nicht  fest.

FD 2.1 Waffenaufbewahrungskontrolle EG 5 46.000,00      01.01.2019

FB 4 Widerspruchsstelle, BThG A 13 120.000,00    

Auswahlgespräche sind erfolgt und Auswahl wurde 

getroffen. Mitbestimmungsverfahren steht noch aus. Antrittstermin vorr. 01.04.2019

FD 5.1 Ingenieur Liegenschaften A11/EG 11 80.000,00      01.01.2019

FD 2.2 Ingenieur Abfall/Bodenschutz EG 11 75.000,00      

Ausschreibung ist erfolgt, Bewerbungsfrist 09.02.2019; Auswahlgespräche 12. 

Kalenderwoche 2019 

FD 2.2 Ingenieur untere Wasserbehörde EG 11 75.000,00      

Ausschreibung ist erfolgt, Bewerbungsfrist 09.02.2019; Auswahlgespräche 12. 

Kalenderwoche 2019 

FD 2.2

0,25 Ingenieur 

untere Wasserbehörde EG 11 20.000,00      

Ausschreibung ist erfolgt, Bewerbungsfrist 09.02.2019; Auswahlgespräche 12. 

Kalenderwoche 2019 

FD 2.2

0,5 Techniker 

Untere Wasserbehörde EG 9b 35.000,00      

Ausschreibung ist erfolgt, Bewerbungsfrist 09.02.2019; Auswahlgespräche 12. 

Kalenderwoche 2019 

9,75 Stellen 731.000,00    

Weitere im Rahmen des Personalbudgets 2019 bewilligte Stellen

FB/FD Stelle

Entgelt-

/Besoldungsgruppe Betrag Besetzung ab

FB 1 5 Stellen Digitalisierung 350.000,00    

1 Stelle ab 01.01.2019, 1 Stelle ab 01.03.2019

Ausschreibung für 3 Stellen ist erfolgt; Auswahlgespräche 19.03.2019

FB 1

4 Stellen Umsetzung 

Digitalisierung

IT-Management 287.000,00    

Ausschreibung für 1 Stelle (Projektassistenz) ist erfolgt Bewerbungsfrist 25.01.2019, 

Auswahlgespräche 21.02.2019; Ausschreibung für 1 Stelle (Systemadministrator) ist 

erfolgt, Bewerbungsfrist  04.02.2019; Auswahlgespäche 07.03.2019

FB 4 Umsetzung BThG 305.000,00    

Ausschreibung für 2 Stellen läuft, Bewerbungsfrist 

endet am  02.02.2019; Auswahlgespräche 11.03.2019

FB 5 Demographiebeauftragter EG 13 Zusätzliche Mittel 20.000,00      

Ausschreibung läuft; Bewerbungsfrist endet am 

16.02.2019

190212_Liste Besetzung der zusätzlich bewilligten Stellen Personalbudget 2019
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/814

29.01.2019

Weide, Gitta

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

FB 1 Zentrale Dienste

Bearbeiter/in: Weide, Gitta

Zukünftiger Umgang mit Partnerschaftsbesuchen des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

21.02.2019 Ältestenrat Beratung
07.03.2019 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Ältestenrat nimmt Kenntnis.

Der Hauptausschuss beschließt die vorliegende Richtlinie zum Umgang mit 
Partnerschaftsbesuchen des Kreises Rendsburg-Eckernförde.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
Es bestehen zwar  freundschaftliche Beziehungen zum Kreis Gerdauen, Kreis 
Köslin-Bublitz, Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf  sowie zum Kreis Marburg-Biedenkopf, 
allerdings stellen sie keine klassischen Kreispartnerschaften dar. Wie in der 
Vergangenheit wird sich auch zukünftig die Partnerschaftspflege auf Besuche der 
Kreispräsidentin bzw. des Landrats in unregelmäßigen Abständen beschränken.

Seit den 1990er Jahren pflegt  der Kreis mit dem Havellandkreis in Brandenburg und 
dem Kreis Güstrow (vorher Bützow) in Mecklenburg-Vorpommern intensive 
partnerschaftliche Verbindungen. Ziele dieser Partnerschaftsbeziehungen sind neben 
einem Erfahrungsaustausch auf Verwaltungsebene, auch die Stärkung der 
Partnerschaftsbeziehungen zwischen Gemeinden, Vereinen und Verbänden, 
Organisationen sowie privaten Kontakten unter den Bürgerinnen und Bürgern.
Seit 2004 haben regelmäßig  jährliche Besuche im Wechsel ausschließlich mit dem 
Partnerkreis im Havelland stattgefunden.
Allerdings ist bei den Vorbereitungen zur Festveranstaltung 30 Jahre Deutsche 
Einheit im Havellandkreis aufgefallen, dass keine eindeutige Festlegung über die 
Anzahl des Teilnehmerkreises aus Verwaltung, Politik, Vereinen und Verbänden 
sowie anderer Personengruppen besteht. Ferner findet sich auch  keine Regelung 
über eine Kostenbeteiligung von teilnehmenden Privatpersonen. Ziel der anliegenden 
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Richtlinie ist, das Verfahren transparent und nachvollziehbar zu gestalten.

Finanzielle Auswirkungen: 

Anlage/n: 
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Richtlinie zum Umgang bei Veranstaltungen mit Partnerschaftskreisen des 

Kreises Rendsburg Eckernförde 

Die Gremienbetreuung bereitet, sobald der Termin für eine Partnerschafts-

veranstaltung mit der Kreispräsidentin/dem Kreispräsident abgestimmt ist, eine 

Mitteilungsvorlage für den Hauptausschuss vor. Die Fraktionen melden an die 

Gremienbetreuung bis zu einem bestimmten Stichtag die Teilnehmer der jeweiligen 

Fraktion sowie private Teilnehmer. 

 

1. Teilnehmerkreis 

 die Kreispräsidentin/der Kreispräsident  und ihre /seine Stellvertreter  

 die Landrätin/der Landrat  

 eine Person pro Kreistagsfraktion  

 eine Person aus der Kreisverwaltung (Organisation der Veranstaltung) 

 bei Bedarf bis zu drei Personen aus Vereinen und Verbänden 
 
Ob bis zu drei Personen aus Vereinen und Verbänden zu der Veranstaltung 

eingeladen werden und wenn ja welche Personen, entscheidet nach einem 

Vorschlag durch die Gremienbetreuung die Kreispräsidentin/der Kreispräsident. 

 
Sofern sowohl die Kreispräsidentin/der Kreispräsident  als auch ihre/seine 

Stellvertreter und die Landrätin/der Landrat an der Teilnahme einer Veranstaltung 

verhindert sind, können sie einvernehmlich eine Person bestimmen, die die 

Vertretung für die entsprechende Veranstaltung übernimmt.  

 
 

2. Kosten 
 

Der unter 1.) aufgeführte Teilnehmerkreis wird auf Kosten des Kreises eingeladen. 

 

Sofern die Kreispräsidentin/der Kreispräsident die Entscheidung trifft weitere Gäste, 

wie z. B. Referenten, Künstler oder andere Gruppen für ein Rahmenprogramm 

einzuladen, kommt der Kreis auch für die dafür anfallenden Kosten auf. 

 

Entstehende Kosten werden dem Vertreter/der Vertreterin vom Kreis erstattet, sofern 

diese /dieser vorher schriftlich mit der Vertretung beauftragt worden ist.  

 

3. Private Teilnehmer 

Das Angebot richtet sich insbesondere an weitere und ehemalige Kreistags-

abgeordnete sowie Partner der Teilnehmer, die bereits in der Vergangenheit die 

Partnerschaften durch aktive Teilnahme mitgeprägt haben. Die vorgesehenen 10 

Plätze werden nach dem Zugriffsrecht vergeben.  
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Für die private Teilnahme sind die angefallenen Kosten an den Kreis zu erstatten. 

Hierzu zählt eine angemessene Beteiligung am Bus-Transfer und an der 

Verpflegung, sofern der Gastgeber hierfür nicht aufkommt. Für die 

Unterbringungskosten kommen private Teilnehmer selbst auf. Sofern es sich dabei 

um Partner handelt, die in einem Doppelzimmer untergebracht sind, ist die Hälfte der 

entstandenen Übernachtungskosten an den Kreis zu entrichten. 

 
 

4. Inkrafttreten 

Die Richtlinie zum Umgang bei Veranstaltungen mit Partnerschaftskreisen des 

Kreises Rendsburg-Eckernförde tritt mit Wirkung vom …………….in Kraft. 

 

Rendsburg,  01.02.2019 

Gez. 

Dr. Rolf-Oliver Schwemer 

Landrat 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 13.02.2019

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:

VO/2019/819
öffentlich
30.01.2019
Fiedler, Nina

Mitteilungsvorlage

Federführend:
FB 1 Zentrale Dienste Bearbeiter/in: Fiedler, Nina

Mitwirkend: öffentliche Mitteilungsvorlage

Bericht zum Frauenförderplan für die Jahre 2015 bis 2019
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Für den Zeitraum vom 23.03.2015 bis zum 23.03.2019 hat der Kreis Rendsburg-
Eckernförde einen Frauenförderplan aufgestellt. Gemäß Punkt 4 des 
Frauenförderplanes und § 24 des Gleichstellungsgesetztes wird der Berichtspflicht 
nachgekommen.

Der statistische Überblick der in Punkt 4 vereinbarten  geschlechtsspezifischen 
Daten findet sich im Anhang.

Die Ziele des Frauenförderplanes waren wie folgt festgelegt:
 Eine gerechter Beteiligung von Frauen an allen Entgelt- und 

Besoldungsgruppen zu verwirklichen,
 Den Anteil von Frauen in Führungspositionen zu erhöhen,
 Nachteile für Frauen im Arbeitsleben abzubauen,
 Telearbeit auch in gehobenen und leitenden Funktionen zu realisieren,
 Arbeitsbedingungen zu schaffen, die Männern und Frauen eine Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf ermöglichen.


Für die Themenfelder
1. Stellenausschreibungen,
2. Auswahlverfahren,
3. Beförderung, Übertragung von höherwertigen Tätigkeiten und 

Höhergruppierungen,
4. Fort- und Weiterbildung, Qualifizierung,
5. Arbeitszeiten,
6. Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
7. Ausbildungsverhältnisse
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wurden Maßnahmen vereinbart. Im Folgenden sollen die Ergebnisse für die o. a. 
Themenfelder betrachtet und bewertet werden.

Zu 1 und 2: 
In Ausschreibungen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, wurde der vereinbarte 
Standardtext aufgenommen. Der Frauenanteil in den einzelnen Führungsebenen 
beträgt auf Ebene der Fachbereichsleitungen 33 %, auf Ebene der 
Fachdienstleitungen 37 % und auf Ebene der Fachgruppenleitungen 58 %. 
Insgesamt beträgt der Anteil der weiblichen Führungskräfte 47 % und hat sich damit 
im Vergleich zum Zeitraum des letzten Frauenförderplanes um 10 % erhöht.

Zu 3: Alle Fortbildungen fanden grundsätzlich während der Arbeitszeit statt. Es 
wurden verstärkt Inhouse-Seminare angeboten, um Frauen die Teilnahme zu 
erleichtern. Bei halbtägigen Fortbildungen wurden sowohl Vormittags- als auch 
Nachmittagstermine zur Auswahl gestellt. 

Zu 5: Den Maßnahmen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit wurde in fast allen 
Bereichen nachgekommen. So konnten die Beschäftigten den Umfang der 
Arbeitszeit besser mit den familiären Anforderungen vereinbaren.

Zu 6: Auch um insgesamt unsere Attraktivität als Arbeitgeber zu steigern, wurde vor  
3 Jahren mit bei dem Projekt berufundfamilie begonnen.
Am 15.12.2016 erhielt der Kreis für die Weiterentwicklung familien- und lebens-
phasenbewusster Personalpolitik das Zertifikat zum „familienfreundlichen 
Arbeitgeber“. Es gab folgende Aktionen:

 Notfallbetreuung für Kinder und pflegebedürftige Angehörige ab dem 1. 
Februar 2018 

 Kindermitbringtag am Freitag nach Himmelfahrt, 11.05.2018, mit Besuch beim 
Landrat, Kreishausralley, Bobbycarrennen, Basteln, Kinderschminken und 
Pusten von Riesenseifenblasen 

 Externe Informationsveranstaltungen (z.B. Einladung der Barmer „Erste Hilfe 
am Kind“) 

 Kochwerkstatt am 27.08.2018 in Zusammenarbeit mit dem Gesundheitlichen 
Betriebsmanagement  

 Weihnachtsbasteln (Kinder bastelten den Schmuck für den Tannenbaum im 
Foyer)

 Kostenlose Kinderbetreuung der Diakonie Altholstein am 2. Advents-
sonnabend im Mehrgenerationenhaus in Rendsburg

Besondere Auszeichnung war die Nominierung des Kreises für den Otto Heinemann 
Preis – einen Preis, der Unternehmen auszeichnet, die sich in besonderer Weise um 
die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege kümmern. Bei diesem bundesweiten 
Wettbewerb hat es der Kreis Rendsburg-Eckernförde bis zur Nominierung und damit 
unter die besten 3 geschafft.

Zu 7: In dem Bereich Ausbildung sind Frauen deutlich überrepräsentiert. 

Insgesamt lässt sich zusammenfassend sagen, dass die vereinbarten Maßnahmen 
des Frauenförderplanes die gewünschten positiven Auswirkungen aufweisen.

Finanzielle Auswirkungen: 

TOP 19



                                                           Seite: 3/3

Anlage/n: 
Statistischer Überblick der geschlechtsspezifischen Daten
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Statistischer Überblick der geschlechtsspezifischen Daten 
 

 
 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

B8 1 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B7 2 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B6 3 1 0 0,00 0 1 1 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B5 4 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B4 5 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B3 6 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B2 7 1 0 0,00 0 1 1 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B1 8 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A16+A16"Z" 9 0 1 0,80 0 0 1 0 1 0,80 0 0,80 1 0,00 100,00 

A15 10 4 1 0,72 0 4 5 0 1 0,72 0 0,72 1 18,00 20,00 

A14 11 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A13hD 12 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Höherer 

Dienst 

insgesamt 

13 6 2 0 0 6 8 0 2,00 1,52 0 1,52 2 25,33 25,00 

A13 14 9 2 1,63 0 10 11 4 2 1,63 0 5,63 6 56,30 54,55 

A12 15 9 1 0,50 0 9 10 4 1 0,50 0 4,50 5 50,00 50,00 

A11 16 11 8 5,20 0 16 19 1 8 5,20 0 6,20 9 38,75 47,37 

A10 17 8 7 5,26 3 13 18 6 7 5,26 3 11,26 16 86,62 88,89 

A9 18 5 0 0,00 0 5 5 3 0 0,00 0 3,00 3 60,00 60,00 

Gehobener 

Dienst 

insgesamt 

19 42 18 11 3 53 63 18 18,00 12,59 3 30,59 39 57,72 61,90 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

A9mD 20 7 3 1,72 0 8 10 2 3 1,72 0 3,72 5 46,50 50,00 

A8 21 2 4 2,35 0 4 6 0 4 2,35 0 2,35 4 58,75 66,67 

A7 22 2 0 0,00 0 2 2 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A6 23 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A5 24 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Mittlerer 

Dienst 

insgesamt 

25 11 7 3 0 14 18 2 7,00 4,07 0 6,07 9 43,36 50,00 

A4 26 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A3 27 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A2 28 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Einfacher 

Dienst 

insgesamt 

29 0 0 0 0 0 0 0 0,00 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Beamten- 

anwärter 

30 11 0 0,00 0 11 11 8 0 0,00 0 8,00 8 72,73 72,73 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

15Ü 31 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

15 32 4 2 0,76 0 4 6 2 1 0,50 0 2,50 3 62,50 50,00 

14 33 6 10 6,48 0 12 16 3 9 5,95 0 8,95 12 74,58 75,00 

13 34 4 1 0,50 0 4 5 2 1 0,50 0 2,50 3 62,50 60,00 

12 35 3 3 2,00 0 5 6 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11 36 35 16 10,99 0 45 51 17 9 6,09 0 23,09 26 51,31 50,98 

10 37 7 6 4,45 1 11 14 2 5 3,53 1 5,53 8 50,27 57,14 

09a 38 58 24 16,78 1 74 83 34 23 16,01 0 50,01 57 67,58 68,67 

09b 39 21 8 4,14 1 25 30 9 7 3,64 1 12,64 17 50,56 56,67 

09c 40 18 18 11,72 0 29 36 9 14 9,11 0 18,11 23 62,45 63,89 

08 41 18 24 14,95 2 32 44 14 23 14,31 2 28,31 39 88,47 88,64 

07 42 0 1 0,90 0 0 1 0 1 0,90 0 0,90 1 0,00 100,00 

06 43 39 28 18,22 3 57 70 23 28 18,22 3 41,22 54 72,32 77,14 

05 44 37 43 25,40 0 62 80 23 41 24,21 0 47,21 64 76,15 80,00 

04 45 5 0 0,00 0 5 5 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

03 46 1 16 8,97 0 9 17 0 16 8,97 0 8,97 16 99,67 94,12 

02Ü 47 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

02 48 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

01 49 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

N 50 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Auszu- 

bildende 

Verwaltung 

51 13 0 0,00 0 13 13 8 0 0,00 0 8,00 8 61,54 61,54 

TOP 19



 
 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

P16 52 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P15 53 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P14 54 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P13 55 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P12 56 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P11 57 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P10 58 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P9 59 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P8 60 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P7 61 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P6 62 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P5 63 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Auszu- 

bildende 

Gesundheits- 

wesen 

64 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

TOP 19



 
 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

1 65 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

2 66 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

3 67 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

4 68 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

TOP 19



 
 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

S02 69 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S03 70 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S04 71 0 28 18,57 0 18 28 0 27 17,57 0 17,57 27 97,61 96,43 

S05 72 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S06 73 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S07 74 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S08a 75 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S08b 76 0 7 4,00 0 4 7 0 6 3,26 0 3,26 6 81,50 85,71 

S09 77 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S10 78 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S11a 79 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S11b 80 1 1 0,64 0 1 2 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S12 81 15 28 17,42 0 32 43 9 22 14,43 0 23,43 31 73,22 72,09 

S13 82 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S13a 83 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S14 84 27 34 19,92 4 46 65 18 28 18,08 4 36,08 50 78,43 76,92 

S15 85 1 0 0,00 0 1 1 1 0 0,00 0 1,00 1 100,00 100,00 

S16 86 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S16a 87 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S17 88 5 1 0,50 0 5 6 4 1 0,50 0 4,50 5 90,00 83,33 

S18 89 2 0 0,00 0 2 2 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

TOP 19



 
 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

01 90 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

02 91 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

02a 92 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

03 93 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

04 94 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

05 95 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

06 96 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

07 97 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

08 98 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09 99 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

10 100 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11 101 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

12 102 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

13 103 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

13a 104 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

14 105 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

15 106 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

15a 107 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

TOP 19



 
 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

03a 108 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

04a 109 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

07a 110 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

08a 111 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09a 112 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09b 113 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09c 114 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09d 115 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

10a 116 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11a 117 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11b 118 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

12a 119 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

TOP 19



 
 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

am 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

A1 120 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A2 121 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A3 122 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A4 123 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

B8 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B7 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B6 3 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 

B5 4 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B4 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B3 6 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B2 7 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 

B1 8 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A16+A16"Z" 9 0 0 0 0 1 0 0 0 0 1 

A15 10 0 0 1 3 1 0 0 0 1 0 

A14 11 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A13hD 12 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Höherer Dienst 

insgesamt 

13 0 0 2 4 2 0 0 0 1 1 

A13 14 0 1 1 5 4 0 1 1 2 2 

A12 15 0 0 4 4 2 0 0 1 3 1 

A11 16 0 3 2 8 6 0 1 2 4 2 

A10 17 0 6 2 7 3 0 5 2 6 3 

A9 18 2 3 0 0 0 1 2 0 0 0 

Gehobener Dienst 

insgesamt 

19 2 13 9 24 15 1 9 6 15 8 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

A9mD 20 0 0 0 4 6 0 0 0 2 3 

A8 21 0 0 1 2 3 0 0 0 2 2 

A7 22 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A6 23 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A5 24 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Mittlerer Dienst 

insgesamt 

25 2 0 1 6 9 0 0 0 4 5 

A4 26 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A3 27 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A2 28 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Einfacher Dienst 

insgesamt 

29 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Beamtenanwärter 30 8 3 0 0 0 6 2 0 0 0 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

15Ü 31 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

15 32 0 0 0 2 4 0 0 0 0 3 

14 33 0 2 4 3 7 0 2 4 2 4 

13 34 0 2 1 1 1 0 2 1 0 0 

12 35 0 0 0 3 3 0 0 0 0 0 

11 36 0 7 11 20 12 0 4 4 11 7 

10 37 0 4 2 5 3 0 2 0 4 2 

09a 38 5 17 19 28 14 2 15 14 18 8 

09b 39 0 5 6 11 8 0 3 5 6 3 

09c 40 0 3 13 14 6 0 2 11 7 3 

08 41 2 8 10 17 7 2 8 9 16 4 

07 42 0 1 0 0 0 0 1 0 0 0 

06 43 6 8 15 20 21 5 7 9 16 17 

05 44 1 5 14 26 34 1 5 10 20 28 

04 45 0 0 1 3 1 0 0 0 0 0 

03 46 0 0 0 8 9 0 0 0 8 8 

02Ü 47 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

02 48 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

01 49 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

N 50 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Auszubildende 

Verwaltung 

51 11 2 0 0 0 6 2 0 0 0 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

P16 52 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P15 53 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P14 54 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P13 55 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P12 56 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P11 57 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P10 58 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P9 59 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P8 60 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P7 61 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P6 62 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P5 63 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Auszubildende 

Gesundheitswesen 

64 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

1 65 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

2 66 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

3 67 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

4 68 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

S02 69 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S03 70 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S04 71 1 3 8 9 7 1 3 8 9 6 

S05 72 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S06 73 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S07 74 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S08a 75 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S08b 76 0 0 0 4 3 0 0 0 3 3 

S09 77 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S10 78 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S11a 79 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S11b 80 0 0 0 0 2 0 0 0 0 0 

S12 81 0 7 6 16 14 0 6 5 11 9 

S13 82 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S13a 83 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S14 84 0 14 16 21 14 0 12 15 13 10 

S15 85 0 1 0 0 0 0 1 0 0 0 

S16 86 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S16a 87 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S17 88 0 1 0 1 4 0 1 0 1 3 

S18 89 0 0 0 0 2 0 0 0 0 0 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

01 90 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

02 91 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

02a 92 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

03 93 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

04 94 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

05 95 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

06 96 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

07 97 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

08 98 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09 99 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

10 100 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

11 101 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

12 102 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

13 103 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

13a 104 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

14 105 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

15 106 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

15a 107 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

TOP 19



 
 

  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

03a 108 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

04a 109 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

07a 110 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

08a 111 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09a 112 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09b 113 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09c 114 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09d 115 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

10a 116 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

11a 117 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

11b 118 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

12a 119 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

A1 120 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A2 121 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A3 122 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A4 123 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
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Präambel 

 

Gemäß § 11 des Gesetztes zur Gleichstellung der Frauen im öffentlichen Dienst 
(Gleichstellungsgesetzes Schleswig-Holstein - GstG) vom 13.12.1994 und aufgrund 
der Verpflichtung aus § 2 Abs. 2 Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein (MBG 
SH) vom 11.12.1990 stellt der Kreis Rendsburg-Eckernförde nach Beschluss des 
Kreistages vom xxxxx den folgenden Gleichstellungsplan auf.  

Grundlage des Gleichstellungsplans sind eine Bestandsaufnahme und eine Analyse 
der Beschäftigtenstruktur sowie eine Schätzung der im Geltungsbereich des Gleich-
stellungsplans zu besetzenden Personalstellen, möglichen Beförderungen und durch 
Abbau wegfallenden Stellen. Gemäß § 24 GstG wird der Gleichstellungsplan für vier 
Jahre aufgestellt.  

Der gesetzliche und politische Auftrag, Frauen und Männer innerhalb des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde beruflich gleichzustellen, richtet sich besonders an die Füh-
rungskräfte. Alle anderen Mitarbeitenden sind ebenfalls aufgefordert, aktiv daran mit-
zuwirken, das Gleichstellungsgesetz und den Gleichstellungsplan umzusetzen. 

Dieser wurde vom Fachbereich Zentrale Dienste in Abstimmung mit der Gleichstel-
lungsbeauftragten erstellt. Der Gleichstellungsplan nimmt bereits bewährte Maß-
nahmen auf, die dazu dienen, Frauen zu fördern und den Gleichstellungsgedanken 
umzusetzen und entwickelt Maßnahmen weiter. 

 

 

1 Allgemeine Ziele 

Der Gleichstellungsplan zielt darauf ab, die Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern im Berufsleben zu verbessern. Er legt fest, mit welchen personellen, organisato-
rischen und fortbildenden Maßnahmen Frauen gefördert werden sollen, um Benach-
teiligung zu vermeiden oder abzubauen. 

Schwerpunktmäßig sollen diese Maßnahmen  

 dafür sorgen, dass Frauen und Männer an allen Entgelt- und Besoldungs-
gruppen gerecht beteiligt werden, 

 den Anteil von Frauen in Führungspositionen erhöhen, 

 gezielt Ungerechtigkeiten bei Beförderung und beruflichem Aufstieg von 
Frauen abbauen, 

 Teilzeitarbeit auch in gehobenen und leitenden Funktionen etablieren und 

 Arbeitsbedingungen schaffen, die es Männern wie Frauen ermöglichen, 
Familie und Beruf zu vereinbaren. 
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2 Ist-Zustand und Perspektive 

Ein Blick in die Statistik zeigt, dass im Bereich Gleichstellung von Frau und Mann in 
der Kreisverwaltung schon viel erreicht wurde.  Auf Fachgruppenleitungsebene gibt 
es mehr weibliche als männliche Führungskräfte und auf Fachdienstleitungsebene ist 
die Parität erreicht. Auf Ebene der Fachbereichsleitungen und Stabsstellen besteht 
allerdings einen deutlicher Männerüberhang, hier gibt es aktuell 5 männliche und 2 
weibliche Führungskräfte.  

 

Frauen sind zwar in fast allen Besoldungs- und Entgeltgruppen zu finden, schwer-
punktmäßig jedoch in den mittleren Entgeltgruppen. Perspektivisch muss der hohe 
Anteil an weiblichen Beschäftigten (69% am Gesamtpersonalbestand) sich auf der 
Führungsebene und in den oberen Einkommensgruppen widerspiegeln. 

 

Es wird deutlich, dass Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie haupt-
sächlich von Frauen genutzt werden. So werden Teleheimarbeitsplätze von 13 Be-
schäftigten genutzt, hiervon 10 Frauen und 3 Männer. Familienbedingte Freistellung 
nutzen z. Zt. 17 Beschäftigte, davon 14 Frauen und 3 Männer. In Teilzeit arbeiten  
44% aller Beschäftigten, davon 89% Frauen, 11% Männer. 

 

Die Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie können alle Mitarbeitende 
nutzen. Hier gilt es, den männlichen Beschäftigten klar zu signalisieren, dass die 
Übernahme von Familienverantwortung von Seiten des Arbeitgebers geschätzt wird 
und zu keinerlei Benachteiligungen hinsichtlich Beurteilungen und Aufstiegsmöglich-
keiten führt. Elternzeit und Teilzeitmöglichkeiten können ausdrücklich auch von Män-
nern in Anspruch genommen werden. Im Rahmen der Digitalisierung der Arbeitspro-
zesse erschließen sich zukünftig neue Möglichkeiten, Vereinbarkeitsmaßnahmen 
umzusetzen, insbesondere im Bereich Teleheimarbeitsplätze und mobilem Arbeiten.  

 

Auf Führungsebene Teilzeitangebote nachhaltig zu etablieren, gehört nicht nur in den 
Bereich Vereinbarkeit von Beruf und Familie, sondern stellt generell eine Möglichkeit 
für Beschäftigte dar, motiviert und gesund bis zur Rente/Pension berufstätig zu sein. 
Dies ist im Sinne des Arbeitgebers und hiervon können alle Geschlechter profitieren. 

 

Ebenso ist eine strukturierte, gendersensible, interkulturelle Öffnung der Verwaltung 
gewinnbringend. Eine vielfältig zusammengesetzte Verwaltungsbelegschaft kann 
nach außen viel zielgerichteter auf die Bedürfnisse und Anliegen der Bürgerinnen 
und Bürger eingehen und ist nach innen kreativer, effizienter und kooperativer.  
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3 Handlungsfelder und Maßnahmen zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern 

3.1 Handlungsfeld A: Führung 

3.1.1 Genderkompetenz 

Ziele: Zu den Schlüsselqualifikationen für Leitungs- und Führungsaufgaben gehört 
es, kenntnisreich, sensibel und engagiert hinsichtlich der beruflichen Chancengleich-
heit von Frauen und Männern zu sein. Führungskräfte müssen sich über Ge-
schlechtsspezifik und Rollenzuweisungen in ihrer Führungsaufgabe bewusst sein.  

Maßnahmen:  

 Die Führungskräfte eignen sich Genderkompetenz an. Dies kann über Schu-
lungen oder in Einzelfällen, unter Rücksprache mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten geschehen. 

 Die Führungskräfte sind mit den Angeboten zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie vertraut und unterstützen, dass diese angenommen werden. 

 Teilzeitbeschäftigte werden nicht diskriminiert. Bei Dienstbesprechungen und 
anderen Terminen wird grundsätzlich sichergestellt, dass die Teilzeitkräfte vor 
Ort teilnehmen können. Auch Gemeinschaftsveranstaltungen sind grundsätz-
lich zeitlich so zu legen, dass möglichst viele Teilzeitbeschäftigte innerhalb ih-
rer Arbeitszeit teilnehmen können.  

 

3.1.2 Kommunikative Kompetenz 

Ziele: Eine offene, wertschätzende und gewaltfreie Kommunikation zwischen Füh-
rungskräften und Mitarbeitenden ist etabliert.  

Alle Beschäftigten, und besonders Führungskräfte, achten in ihrer Kommunikation 
auf eine geschlechtergerechte Sprache. Die Gleichstellungsbeauftragte bietet hier 
Hilfestellung an. 

Maßnahmen: 

 Führungskräfte motivieren und ermutigen qualifizierte Frauen, sich bei abseh-
baren Vakanzen bzw. Wechseln auf eine Führungsposition zu bewerben. Sie 
übertragen Frauen gezielt die Leitung von Projekten, Arbeitskreisen und ande-
ren qualifizierenden Aufgaben. 

 Die Führungskräfte sind aufgefordert, bei den Jahresgesprächen die Beschäf-
tigten auf individuelle Weiterentwicklungsmöglichkeiten hinzuweisen. 

 In Beurteilungsgesprächen werden die individuellen Leistungen, nicht die An-
wesenheit beurteilt. Teilzeitbeschäftigte oder Beschäftigte mit Teleheimar-
beitsplatz werden nicht benachteiligt, weil sie weniger vor Ort präsent sind. 

 Die Führungskräfte und Beschäftigten können über Fortbildungen ihre kom-
munikativen Kompetenzen steigern. 
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3.2 Handlungsfeld B: Personalentwicklung 

3.2.1 Gendersensible Personalentwicklung 

Ziele: Personalentwicklung geschieht vorurteilsfrei. Arbeitsaufgaben, Positionen und 
Tätigkeiten werden ohne geschlechtliche Zuschreibungen (Stereotype) betrachtet. 
Frauen sind als besondere Zielgruppe von Personalentwicklung zu sehen, vor allem 
in Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind. 

Maßnahmen: 

 Die Gleichstellungsbeauftragte entwickelt in Absprache mit dem FD Personal, 
Organisation und allgemeine Dienste Seminare für weibliche Beschäftigte, um 
die Kompetenzen im Bereich Selbstbehauptung, Selbstdarstellung und Durch-
setzungsvermögen zu stärken und die Frauen somit zu motivieren, sich auf 
freiwerdende Stellen zu bewerben bzw. die Übernahme von besonderen Auf-
gaben (Leitung von internen Projekten und Arbeitsgruppen, Projektmanage-
ment u.ä.) zu übernehmen.  

3.2.2 Fort- und Weiterbildung 

Ziele: Die berufliche Fort- und Weiterbildung muss weiblichen und männlichen Be-
schäftigten gleichermaßen zugutekommen. Qualifikationen werden über die gesamte 
Arbeitsbiografie ausgebaut (Lebensphasenorientierung).  

 

Maßnahmen: 

 

 Fortbildungen finden grundsätzlich während der Arbeitszeit statt. Wenn Teil-
zeitbeschäftigte an Ganztagsfortbildungen teilnehmen, gilt bezüglich der Ar-
beitszeit die Protokollnotiz zu § 5 der Dienstvereinbarung über die Arbeitszeit 
bei der Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernförde. 

 Verwaltungsinterne Fort- und Weiterbildungen sind so zu gestalten, dass auch 
Eltern mit betreuungspflichtigen Kindern und Teilzeitbeschäftigte teilnehmen 
können. 

 Zu internen wie externen Weiterbildungen werden Frauen und Männer zu glei-
chen Anteilen, zumindest jedoch analog ihrem Anteil an den Bewerbungen, 
zugelassen. 

 Beurlaubte Beschäftigte in Familienverantwortung können an internen Fortbil-
dungen teilnehmen. 

 Führungskräfte motivieren Frauen, Führungspositionen zu übernehmen. Hier-
für wird die Teilnahme an geeigneten Fortbildungen ermöglicht. 

 Bei Bedarf kann innerhalb des Fortbildungsprogramms eine Fortbildung mit 
gleichstellungsrelevanten Themen angeboten werden. Hier steht die Gleich-
stellungsbeauftragte beratend zur Seite. 
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3.3 Handlungsfeld C: Personalauswahl 

3.3.1 Stellenausschreibungen 

Ziele: Die Stellenausschreibungen sind geschlechtergerecht bzw. neutral formuliert. 
In Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, werden sie durch die Aus-
schreibung gezielt angesprochen.  

Maßnahmen: 

 Führungspositionen werden grundsätzlich ausgeschrieben. 

 Anforderungsprofile werden ohne Rollenklischees erstellt. Sie enthalten keine 
geschlechterdiskriminierenden Anforderungen. 

 Bei Ausschreibungen in Bereichen, in denen Frauen unterrepräsentiert sind, 
ist folgender Standardtext aufzunehmen: „Der Kreis Rendsburg-Eckernförde 
ist bestrebt, den Anteil der Frauen zu erhöhen. Entsprechend qualifizierte 
Frauen werden daher in besonderem Maße aufgefordert, sich zu bewerben.“  

 Um Frauen über eine Ausschreibung anzusprechen, ist es erforderlich, im An-
forderungsprofil, neben der fachlichen Qualifikation, auch soziale und metho-
dische Kompetenzen wie „Kreativität“, „Teamfähigkeit“, „Kommunikationsfä-
higkeit“, „Selbstständigkeit“ und eine „hohe Auffassungsgabe“ aufzunehmen. 

 Teilzeitarbeit ist auf allen Arbeitsplätzen möglich. Vor der Ausschreibung ist zu 
prüfen, ob sich die Stellen hinsichtlich Aufgaben und Zeitanteilen für Teilzeit 
eignen, insbesondere auch bei Führungspositionen. Die erforderlichen organi-
satorischen Voraussetzungen sind zu schaffen. 

 In der Ausschreibung wird darauf hingewiesen, dass der Kreis die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf fördert. 
 

3.3.2 Auswahlverfahren 

Ziele: Die Auswahlkommission ist geschult im geschlechtergerechten und diskrimi-
nierungsfreien Denken und Handeln. Bei der Auswahl von Führungspositionen gilt, 
dass Führungseigenschaften nicht eine Frage des Geschlechts, sondern der Persön-
lichkeit sind.  Männer sowie Frauen sind gleichermaßen für eine Führungsposition 
geeignet. 

Bei der Personalentscheidung dürfen nicht berücksichtigt werden: 

 Schwangerschaft/Elternschaft, 

 Zeiten der Kinderbetreuung, 

 Unterbrechung der Berufstätigkeit aus familiären Gründen, 

 Wunsch nach Teilzeitbeschäftigung. 

Die paritätische Besetzung der Auswahlkommission wird stets angestrebt. 
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3.3.3 Ausbildung 

Ziele: Alle Ausbildungsberufe sind für Frauen und Männer offen. Die zukünftigen 
Verwaltungsfachangestellten sind damit vertraut, dass der Staat sich für die Umset-
zung der Gleichstellung gemäß Grundgesetz verpflichtet. 

Maßnahmen: 

 Alle Ausbildungsverhältnisse können auch in Teilzeit besetzt werden.  

 Das Thema Gleichstellung von Mann und Frau ist fester Bestandteil des haus-
internen Lehrprogramms für Auszubildende. Die Gleichstellungsbeauftragte 
leitet die Seminare. 

 

3.4 Handlungsfeld D: Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

Ziele: Um die Gleichstellung von weiblichen und männlichen Beschäftigten zu för-
dern, unterstützt der Kreis Rendsburg-Eckernförde seine Beschäftigten, Angebote 
wahrzunehmen, die die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ermöglichen. Dies ist 
nicht nur Frauensache. Die Beantragung von Elternzeit/Pflegezeit, Teleheimarbeit 
u.v.m. ist akzeptiert und wird für Männer wie für Frauen ermöglicht. Das berufliche 
Fortkommen wird davon nicht beeinträchtigt.  

Maßnahmen: 

 Die diversen Möglichkeiten und Angebote zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie sind im Haus bekannt. 

 Qualifizierungsmöglichkeiten während dieser Zeiten werden sichergestellt. 

 Der Kreis Rendsburg-Eckernförde entwickelt sowohl vorhandene Maßnahmen 
bedarfsgerecht weiter und leitet auch neue Maßnahmen ein. Hierfür wurde ei-
ne Projektgruppe (buf) eingerichtet. 

 

3.4.1 Arbeitszeit / Gleitzeit 

Unter Berücksichtigung der dienstlichen Belange sollen Beschäftigte im Rahmen der 
geltenden Dienstvereinbarungen, ihre Arbeitszeit flexibel gestalten können. Der Kreis 
steht dem, im Rahmen der gesetzlichen und tariflichen Regelungen, positiv gegen-
über. 

3.4.2 Reduzierung der Arbeitszeit, Beurlaubung und Sonderurlaub 

Alle Beschäftigten mit familiären Verpflichtungen (Kinderbetreuung und/oder Pflege-
verantwortung) haben grundsätzlich Anspruch auf die (befristete) Reduzierung der 
wöchentlichen Arbeitszeit sowie Beurlaubung aus familiären Gründen und Sonderur-
laub. Der FD Personal, Organisation und allgemeine Dienste informiert hierzu und 
erläutert, wie sich die Inanspruchnahme auf das Arbeitsverhältnis auswirkt (u.a. auf 
den Urlaubsanspruch, Sonderzahlungen etc.).  
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Die Aufstockung der Arbeitszeit nach Teilzeitarbeit wird im Rahmen des Stellenplans 
ermöglicht. Die regelmäßige Arbeitszeit soll grundsätzlich die Hälfte der tariflich ver-
einbarten bzw. beamtenrechtlich festgelegten maßgeblichen Regelarbeitszeit betra-
gen und diese nur im Ausnahmefall unterschreiten. 

Teilzeitbeschäftigte sind in die gleichen beruflichen Entwicklungs- und Fortbildungs-
chancen sowie sozialen Leistungen eingebunden wie Vollzeitkräfte.  

Beurlaubte sind auf eigenen Wunsch  in den Informations- und Kommunikationsfluss 
der Dienststelle einzubeziehen. Dies kann z. B. durch Übersendung von Hausmittei-
lungen, Stellenausschreibungen oder Einladungen zu dienstlichen Veranstaltungen 
erfolgen. Beurlaubte Beschäftigte können an Fortbildungsveranstaltungen teilneh-
men.  

Kurzzeitige Vertretungen sowie sonstige zulässige, befristete Beschäftigungen sollen 
vorrangig beurlaubten Eltern angeboten werden. Ziel ist, dass diese die Verbindung 
zu ihrem Beruf aufrechterhalten können. 

Bei Wiedereinstieg in das Berufsleben ist eine Einarbeitungszeit zu gewähren. Die 
Anleitung muss gesichert sein. 

3.4.3 Teleheimarbeit 

Für alle Beschäftigten mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens 19,5 Stun-
den besteht grundsätzlich die Möglichkeit, über einen formlosen Antrag einen Tele-
heimarbeitsplatz zu beantragen. Nähere Einzelheiten ergeben sich aus der 
Dienstvereinbarung zur alternierenden Telearbeit.  

3.4.4 Elternzeit/Mutterschutz 

Die Inanspruchnahme von Mutterschutz und Elternzeit sind gesetzlich geregelt. Der 
FD 1.1 steht den Beschäftigten beratend zur Seite. 

3.4.5 Notfallbetreuung für Kinder und pflegebedürftige Angehörige 

Die Kindernotfallbetreuung ist ein ergänzendes Angebot zur Regelbetreuung. Sie 
greift, wenn die Regelbetreuung ungeplant ausfällt, es einen Engpass in der Betreu-
ung gibt oder das Kind keine Regelbetreuung besuchen kann.  

Die Notfallbetreuung für pflegebedürftige Angehörige springt ein, wenn ungeplant 
eine Betreuung erforderlich wird, z. B. weil die Tagespflege nicht besucht werden 
kann oder eine Betreuungsperson ausfällt. Alle Beschäftigten können dieses Ange-
bot nutzen, es ist eine Anmeldung erforderlich. Die Betreuung findet durch einen ex-
ternen Anbieter statt.  

Nähere Einzelheiten stehen im Intranet: http://intranet/informationen-wissen/beruf-
und-familie.html. 
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3.5 Handlungsfeld E: Modernisierung der Verwaltung 

3.5.1 Digitalisierung 

Ziele: Alle Aktivitäten im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung und Digitalisierung 
müssen ein diskriminierungsfreies und chancengerechtes Arbeiten für alle Ge-
schlechter gewährleisten. Ziel ist ein flexibler, individualisierbarer und gesunder  Ar-
beitsplatz, der es ermöglicht, innerhalb und außerhalb der Kreisverwaltung digital zu 
kommunizieren und zusammenzuarbeiten. 

Maßnahmen: 

 Tätigkeiten, Arbeitsbereiche und Prozesse, die für mobile Arbeit geeignet sind, 
werden geschlechterneutral analysiert.  

 Ein ganzheitliches Konzept für alternierende Telearbeit, mobiles Arbeiten und 
festen Arbeitsplatz wird entwickelt. 

 Ein zentrales Mitarbeiterportal wird eingeführt. Es wird geprüft, ob hierüber 
Kontakthaltemöglichkeiten mit Beschäftigten in familiärer Beurlaubung möglich 
werden. Ziel ist ein digitaler Informationsfluss, der u. a. den Wiedereinstieg er-
leichtern kann. 
 

3.6 Handlungsfeld F: Interkulturelle Öffnung 

Ziele: Im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung wird die interkulturelle Öffnung 
einbezogen.  

Maßnahmen: 

 Es werden Fortbildungen und Informationsveranstaltungen angeboten, um für 
kulturelle Unterschiede und Geschlechterrollen innerhalb der Verwaltung zu 
sensibilisieren. 

 Die aktive Ansprache von Frauen mit Migrationshintergrund ist zu gewährleis-
ten.  

 

4 Umsetzung des Gleichstellungsplanes 

Der Gleichstellungsplan wird von der Dienststellenleitung in den Fachbereichen 

bekannt gemacht. Die Führungskräfte sorgen dafür, dass die aufgelisteten Maß-
nahmen qualitativ und quantitativ umgesetzt werden.  

4.1 Berichtspflicht 

Zum Ende der vierjährigen Geltungsdauer dieses Gleichstellungsplanes wird ein Be-
richt nach Maßgabe des § 24 GstG angefertigt. Er bewertet die durchgeführten Maß-
nahmen zur Förderung der Gleichstellung. 

Dazu werden folgende geschlechtsspezifisch aufgeschlüsselten Daten zusammen-
gestellt: 

 die aktuelle Gesamtzahl der Beschäftigten, 
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 der Frauenanteil an den Besoldungs- und Entgeltgruppen, 

 der Frauenanteil an Führungs- und Leitungsfunktionen, 

 Anzahl der Verkürzungen bzw. Verlängerungen der Stufenlaufzeit gemäß  
§ 17 Abs. 2 TVöD. 

 Anzahl der Verkürzungen der Probezeit von Beamtinnen und Beamten, 

 Zahl der Beurlaubten zwecks Familienarbeit,  

 Anzahl der Teleheimarbeitenden, 

 Zahl der internen und externen Ausschreibungen, Anzahl der Bewerbun-
gen und die tatsächliche Besetzung, 

 Zahl der Auszubildenden und Anwärter und Anwärterinnen sowie die Zahl 
der übernommenen Auszubildenden, 

 Gesamtzahl der Teilzeitbeschäftigten, 

 die Beurteilungsstatistik. 
 

Gemäß § 11 (4) GstG wird alle zwei Jahre eine Bestandsaufnahme und Analyse ge-
mäß der o.g. Daten durch den Fachbereich Zentrale Dienste durchgeführt und der 
Gleichstellungsstelle zur Auswertung vorgelegt. Hierfür leiten die Fachbereiche dem 
Fachdienst Personal, Organisation und allgemeine Dienste alle Informationen zu, die 
die Umsetzung der Maßnahmen in den Kompetenzbereichen erläutern. 

 

5 Schlussbemerkung  

Dieser Gleichstellungsplan tritt mit Wirkung vom XXXXX in Kraft. Er gilt für vier Jahre. 

Die Führungskräfte unterrichten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Dienstbe-
sprechungen zu seinem Inhalt. 

 

 

Rendsburg, < Datum > 

 

 

 

 

Dr. Rolf-Oliver Schwemer 
Landrat 
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6 Anhang (Statistik) 
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Prozentuale Verteilung der Geschlechter auf den Einkommensebenen 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

B8 1 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B7 2 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B6 3 1 0 0,00 0 1 1 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B5 4 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B4 5 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B3 6 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B2 7 1 0 0,00 0 1 1 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

B1 8 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A16+A16"Z" 9 0 1 0,80 0 0 1 0 1 0,80 0 0,80 1 0,00 100,00 

A15 10 4 1 0,72 0 4 5 0 1 0,72 0 0,72 1 18,00 20,00 

A14 11 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A13hD 12 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Höherer 

Dienst 

insgesamt 

13 6 2 0 0 6 8 0 2,00 1,52 0 1,52 2 25,33 25,00 

A13 14 9 2 1,63 0 10 11 4 2 1,63 0 5,63 6 56,30 54,55 

A12 15 9 1 0,50 0 9 10 4 1 0,50 0 4,50 5 50,00 50,00 

A11 16 11 8 5,20 0 16 19 1 8 5,20 0 6,20 9 38,75 47,37 

A10 17 8 7 5,26 3 13 18 6 7 5,26 3 11,26 16 86,62 88,89 

A9 18 5 0 0,00 0 5 5 3 0 0,00 0 3,00 3 60,00 60,00 

Gehobener 

Dienst 

insgesamt 

19 42 18 11 3 53 63 18 18,00 12,59 3 30,59 39 57,72 61,90 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

A9mD 20 7 3 1,72 0 8 10 2 3 1,72 0 3,72 5 46,50 50,00 

A8 21 2 4 2,35 0 4 6 0 4 2,35 0 2,35 4 58,75 66,67 

A7 22 2 0 0,00 0 2 2 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A6 23 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A5 24 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Mittlerer 

Dienst 

insgesamt 

25 11 7 3 0 14 18 2 7,00 4,07 0 6,07 9 43,36 50,00 

A4 26 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A3 27 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A2 28 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Einfacher 

Dienst 

insgesamt 

29 0 0 0 0 0 0 0 0,00 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Beamten- 

anwärter 

30 11 0 0,00 0 11 11 8 0 0,00 0 8,00 8 72,73 72,73 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

15Ü 31 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

15 32 4 2 0,76 0 4 6 2 1 0,50 0 2,50 3 62,50 50,00 

14 33 6 10 6,48 0 12 16 3 9 5,95 0 8,95 12 74,58 75,00 

13 34 4 1 0,50 0 4 5 2 1 0,50 0 2,50 3 62,50 60,00 

12 35 3 3 2,00 0 5 6 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11 36 35 16 10,99 0 45 51 17 9 6,09 0 23,09 26 51,31 50,98 

10 37 7 6 4,45 1 11 14 2 5 3,53 1 5,53 8 50,27 57,14 

09a 38 58 24 16,78 1 74 83 34 23 16,01 0 50,01 57 67,58 68,67 

09b 39 21 8 4,14 1 25 30 9 7 3,64 1 12,64 17 50,56 56,67 

09c 40 18 18 11,72 0 29 36 9 14 9,11 0 18,11 23 62,45 63,89 

08 41 18 24 14,95 2 32 44 14 23 14,31 2 28,31 39 88,47 88,64 

07 42 0 1 0,90 0 0 1 0 1 0,90 0 0,90 1 0,00 100,00 

06 43 39 28 18,22 3 57 70 23 28 18,22 3 41,22 54 72,32 77,14 

05 44 37 43 25,40 0 62 80 23 41 24,21 0 47,21 64 76,15 80,00 

04 45 5 0 0,00 0 5 5 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

03 46 1 16 8,97 0 9 17 0 16 8,97 0 8,97 16 99,67 94,12 

02Ü 47 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

02 48 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

01 49 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

N 50 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Auszu- 

bildende 

Verwaltung 

51 13 0 0,00 0 13 13 8 0 0,00 0 8,00 8 61,54 61,54 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

P16 52 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P15 53 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P14 54 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P13 55 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P12 56 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P11 57 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P10 58 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P9 59 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P8 60 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P7 61 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P6 62 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

P5 63 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

Auszu- 

bildende 

Gesundheits- 

wesen 

64 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

1 65 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

2 66 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

3 67 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

4 68 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

S02 69 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S03 70 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S04 71 0 28 18,57 0 18 28 0 27 17,57 0 17,57 27 97,61 96,43 

S05 72 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S06 73 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S07 74 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S08a 75 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S08b 76 0 7 4,00 0 4 7 0 6 3,26 0 3,26 6 81,50 85,71 

S09 77 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S10 78 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S11a 79 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S11b 80 1 1 0,64 0 1 2 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S12 81 15 28 17,42 0 32 43 9 22 14,43 0 23,43 31 73,22 72,09 

S13 82 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S13a 83 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S14 84 27 34 19,92 4 46 65 18 28 18,08 4 36,08 50 78,43 76,92 

S15 85 1 0 0,00 0 1 1 1 0 0,00 0 1,00 1 100,00 100,00 

S16 86 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S16a 87 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

S17 88 5 1 0,50 0 5 6 4 1 0,50 0 4,50 5 90,00 83,33 

S18 89 2 0 0,00 0 2 2 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

01 90 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

02 91 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

02a 92 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

03 93 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

04 94 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

05 95 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

06 96 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

07 97 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

08 98 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09 99 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

10 100 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11 101 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

12 102 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

13 103 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

13a 104 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

14 105 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

15 106 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

15a 107 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

TOP 20



 

Kreis Rendsburg-Eckernförde 

Der Landrat  

 

 

 

 

 Gleichstellungsplan  Seite 24 von34 

 

 

 

  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

03a 108 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

04a 109 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

07a 110 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

08a 111 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09a 112 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09b 113 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09c 114 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

09d 115 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

10a 116 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11a 117 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

11b 118 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

12a 119 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 
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  Beschäftigte insgesamt davon Frauen Anteil der 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. Ganz- 

tags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Ganztags- 

kräfte 

Teilzeit- 

kräfte 

Perso- 

nen 

Teilzeit- 

kräfte 

Beschäf- 

tigungs- 

volumen 

Beur- 

laubte 

Personal- 

kapazität 

Anzahl 

der Bes-

chäf- 

tigten 

Frauen 

am Be-

schäf- 

tigungs- 

volumen 

Beschäf- 

tigten 

Frauen 

in V.H. 

A  B C D E F=B+D G=B+C+E H I J K L=H+J M=H+I+K N= 

L.100/F 

O= 

M.100/G 

A1 120 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A2 121 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A3 122 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 

A4 123 0 0 0,00 0 0 0 0 0 0,00 0 0,00 0 0,00 0,00 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

B8 1 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B7 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B6 3 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 

B5 4 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B4 5 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B3 6 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

B2 7 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0 

B1 8 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A16+A16"Z" 9 0 0 0 0 1 0 0 0 0 1 

A15 10 0 0 1 3 1 0 0 0 1 0 

A14 11 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A13hD 12 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Höherer Dienst 

insgesamt 

13 0 0 2 4 2 0 0 0 1 1 

A13 14 0 1 1 5 4 0 1 1 2 2 

A12 15 0 0 4 4 2 0 0 1 3 1 

A11 16 0 3 2 8 6 0 1 2 4 2 

A10 17 0 6 2 7 3 0 5 2 6 3 

A9 18 2 3 0 0 0 1 2 0 0 0 

Gehobener Dienst 

insgesamt 

19 2 13 9 24 15 1 9 6 15 8 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

A9mD 20 0 0 0 4 6 0 0 0 2 3 

A8 21 0 0 1 2 3 0 0 0 2 2 

A7 22 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A6 23 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A5 24 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Mittlerer Dienst 

insgesamt 

25 2 0 1 6 9 0 0 0 4 5 

A4 26 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A3 27 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A2 28 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Einfacher Dienst 

insgesamt 

29 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Beamtenanwärter 30 8 3 0 0 0 6 2 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

15Ü 31 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

15 32 0 0 0 2 4 0 0 0 0 3 

14 33 0 2 4 3 7 0 2 4 2 4 

13 34 0 2 1 1 1 0 2 1 0 0 

12 35 0 0 0 3 3 0 0 0 0 0 

11 36 0 7 11 20 12 0 4 4 11 7 

10 37 0 4 2 5 3 0 2 0 4 2 

09a 38 5 17 19 28 14 2 15 14 18 8 

09b 39 0 5 6 11 8 0 3 5 6 3 

09c 40 0 3 13 14 6 0 2 11 7 3 

08 41 2 8 10 17 7 2 8 9 16 4 

07 42 0 1 0 0 0 0 1 0 0 0 

06 43 6 8 15 20 21 5 7 9 16 17 

05 44 1 5 14 26 34 1 5 10 20 28 

04 45 0 0 1 3 1 0 0 0 0 0 

03 46 0 0 0 8 9 0 0 0 8 8 

02Ü 47 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

02 48 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

01 49 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

N 50 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Auszubildende 

Verwaltung 

51 11 2 0 0 0 6 2 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

P16 52 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P15 53 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P14 54 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P13 55 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P12 56 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P11 57 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P10 58 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P9 59 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P8 60 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P7 61 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P6 62 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

P5 63 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

Auszubildende 

Gesundheitswesen 

64 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

1 65 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

2 66 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

3 67 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

4 68 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

S02 69 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S03 70 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S04 71 1 3 8 9 7 1 3 8 9 6 

S05 72 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S06 73 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S07 74 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S08a 75 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S08b 76 0 0 0 4 3 0 0 0 3 3 

S09 77 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S10 78 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S11a 79 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S11b 80 0 0 0 0 2 0 0 0 0 0 

S12 81 0 7 6 16 14 0 6 5 11 9 

S13 82 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S13a 83 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S14 84 0 14 16 21 14 0 12 15 13 10 

S15 85 0 1 0 0 0 0 1 0 0 0 

S16 86 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S16a 87 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

S17 88 0 1 0 1 4 0 1 0 1 3 

S18 89 0 0 0 0 2 0 0 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

01 90 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

02 91 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

02a 92 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

03 93 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

04 94 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

05 95 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

06 96 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

07 97 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

08 98 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09 99 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

10 100 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

11 101 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

12 102 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

13 103 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

13a 104 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

14 105 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

15 106 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

15a 107 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

03a 108 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

04a 109 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

07a 110 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

08a 111 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09a 112 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09b 113 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09c 114 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

09d 115 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

10a 116 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

11a 117 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

11b 118 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

12a 119 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
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  Altersstruktur der Beschäftigten insgesamt Altersstruktur - davon Frauen 

Besoldungs.- 

Entgelt- 

Gruppe 

Nr. 16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

16 - 25 

Jahre 

26 - 35 

Jahre 

36 - 45 

Jahre 

46 - 55 

Jahre 

56 - 67 

Jahre 

P  Q R S T U V W X Y Z 

A1 120 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A2 121 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A3 122 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 

A4 123 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/831

12.02.2019

Dr. Fahlbusch, Jonathan

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

FB 4 Soziales, Arbeit und Gesundheit

Bearbeiter/in: Schliszio, Katrin

Antrag pro familia zur Förderung der sexualpädagogischen Arbeit im 
Kreis Rendsburg-Eckernförde 2019
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschließt, der Empfehlung des Sozial- und 
Gesundheitsausschusses, die sozialpädagogische Arbeit im Kreis durch pro familia 
vorbehaltlich der Finanzierbarkeit durch eine überplanmäßige Ausgabe im Jahr 2019 
mit einem Betrag in Höhe von 17.300,-- Euro zu fördern, nicht zu folgen.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: Entfällt

2. Sachverhalt:

pro familia hat den als Anlage beigefügten Antrag vom 2.11.2018 gestellt. Der Antrag 
ist zunächst im Jugendhilfeausschuss eingereicht worden und auf der 
Haushaltssitzung am 14.11.2018 an den Sozial- und Gesundheitsausschuss 
verwiesen worden. In der Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am 
21.11.2018 konnten Rückfragen der Ausschussmitglieder zu der bisherigen 
Finanzierung nicht beantwortet werden, so dass die Befassung des Antrages auf die 
Januarsitzung vertagt wurde. In seiner Sitzung am 24.1.2019 hat der Sozial- und 
Gesundheitsausschuss beschlossen, dem Hauptausschuss vorbehaltlich der 
Finanzierbarkeit durch eine überplanmäßige Ausgabe die Arbeit von pro familia mit 
einem Zuschuss zu fördern.

Überplanmäßige Aufwendungen setzen voraus, dass ein Mehraufwand gegeben ist, 
der unabweisbar ist. Unabweisbar ist ein Mehraufwand, wenn eine gesetzliche oder 
vertragliche Bindung gegeben ist oder ein Aufschub der Ausgabe unwirtschaftlich 
wäre. Diese Voraussetzungen erfüllt der Förderantrag der pro familia nicht.
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Für die Zukunft wäre zu überlegen, ob durch die Bildung eines Ausschussbudgets 
eine Möglichkeit geschaffen werden kann, um in vergleichbaren Fällen flexibel 
entscheiden zu können.

Weiter könnte überlegt werden, ob ggf. ein Teil der Überschüsse der Fördesparkasse 
für die Realisierung des Antrages verwendet werden könnte.

Finanzielle Auswirkungen: 17.300,-- Euro

Anlage: Antrag pro familia vom 2.11.2018
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Vorlage-Nr:

Datum:

Ansprechpartner/in:

VO/2019/842

15.02.2019

Rix, Svend

Beschlussvorlage öffentlich

- öffentlich - 

FD 1.2 IT- Management

Bearbeiter/in: Rix, Svend

Zukünftige Zusammenarbeit mit dem IT-Zweckverband Kommunit
vorgesehene Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

07.03.2019 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss beauftragt die Verwaltung bis Jahresende einen möglichen 
Beitritt zum IT-Zweckverband Kommunit zu prüfen. 

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
Entfällt

2. Sachverhalt: 
Die Anforderungen an IT-Sicherheit und Datenschutz steigen stetig an. Darüber 
hinaus zeigt sich in der IT-Branche und für die öffentliche Verwaltung zunehmend ein 
Fachkräftemangel ab, der die Aufgabenerledigung im operativen Betrieb der lokalen 
Informationstechnik zunehmend erschwert. Des Weiteren bringt die Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes in den kommunale Verwaltungen neue Herausforderungen 
mit sich. Sachgerecht erscheint es daher, sich auf eine effektive IT-Steuerung zu 
beschränken, IT und Digitalisierung als Gestaltungsmittel zu begreifen und die 
eigene Verwaltung möglichst weitgehend von Routinetätigkeiten und 
Unterstützungsleistungen zu entlasten
. 
Um diesen Herausforderungen auch in der Zukunft gerecht werden zu können, 
erwägt der Kreis im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit seinen 
operativen IT-Betrieb an einen kommunalen IT-Dienstleister auszulagern bzw. eine 
entsprechende Kooperation einzugehen.

Ein möglicher Partner hierfür könnte der IT-Zweckverband Kommunit sein. Bis 
Jahresende sollte eine Prüfung erfolgen, ob dies eine Option für den Kreis sein kann.

Finanzielle Auswirkungen: 
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Keine

Anlage/n: 
Stellungnahme des Schleswig-Holsteinischen Landkreistages nebst Anlagen
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 Ansprechpartner  
Landrat Dr. Sönke E. Schulz 

Herrn 
Dr. Rolf-Oliver Schwemer 

Durchwahl 

Kaiserstraße 8 0431.57 00 50 11 

24768 Rendsburg Aktenzeichen 

      SSc/K       

Per E-Mail: rolf-oliver.schwemer@kreis-rd.de 

        Kiel, den 28.01.2019 

 

Auslagerung des operativen Betriebs der IT: Einschätzung des SHLKT           

 

Sehr geehrter Herr Landrat, lieber Oliver,  

der Kreis Rendsburg-Eckernförde erwägt den operativen Betrieb der IT an einen (kommunalen) 

Dienstleister auszulagern. Vor diesem Hintergrund hast Du um eine Einschätzung des Schleswig-

Holsteinischen Landkreistages gebeten. Dieser Bitte komme ich gern nach.  

Es existieren keine Grundsatzbeschlüsse der Gremien des SHLKT zu dieser Thematik. Die Ge-

schäftsstelle setzt sich intensiv mit der Frage auseinander, ob ein eigener IT-Betrieb noch zeitgemäß 

ist. Dies war auch der Grund, weshalb sich auf Betreiben der Geschäftsstelle die Runde der Landrätin 

und der Landräte bereits im Jahr 2017 ausführlich mit den aktuellen Entwicklungen im Bereich IT und 

Digitalisierung befasst hat. Auf das anliegende Protokoll sowie die Präsentation, die Grundlage der 

Diskussion war, wird insoweit verwiesen. Einhellige Meinung war, dass für den operativen IT-Betrieb 

größere Einheiten anzustreben sind; lediglich hinsichtlich der zeitlichen Perspektive (kurz-, mitel- oder 

langfristig) und hinsichtlich der Intensität der Kooperation gab es ein differenziertes Meinungsbild. 

Erneut sei daran erinnert, dass sich z. B. die Hansestadt Bremen aufgrund einer aus Sicht der Verwal-

tung unterkritischen Anzahl zu betreuender Arbeitsplätze (ca. 6.000) für eine Kooperation mit Dataport 

entschieden hat. 

Schon im Jahr 2017 habe ich für eine Professionalisierung des IT-Betriebs geworben, was insbeson-

dere eine konsequente Trennung von Auftraggeber- (IT-Steuerung) und Auftragnehmerfunktionen 

(operativer Betrieb) voraussetzt. Diese Trennung lässt sich idealtypisch realisieren, wenn der operati-

ve Betrieb nicht "im eigenen Haus" verbleibt, sondern auf Basis einer vertraglichen Leistungsvereinba-

rung (ggf. ergänzt um eine Steuerung des Dienstleisters als Anteilseigner bzw. Träger oder Mitglied) 

von einem externen (kommunalen) Dienstleister bezogen wird. 

Die Gründe, die im Jahr 2017 diese Einschätzung getragen haben, haben in den vergangenen zwei 

Jahren eher noch zugenommen: Die Anforderungen an IT-Sicherheit und Datenschutz sind weiter 

gestiegen, der Fachkräftemangel zeigt sich in der IT-Branche und für die öffentliche Verwaltung zu-

nehmend und schließlich bringt die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes in den kommunale Ver-

waltungen neue Herausforderungen mit sich. Sachgerecht erscheint es, sich daher auf eine effektive 

IT-Steuerung zu beschränken, IT und Digitalisierung als Gestaltungsmittel zu begreifen und die eigene 

Verwaltung möglichst weitgehend von Routinetätigkeiten und Unterstützungsleistungen zu entlasten. 
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Ich hoffe, diese Einschätzung sowie die in der Anlage übersendeten Dokumente, können den Ent-

scheidungsprozess im Kreis Rendsburg-Eckernförde unterstützen. Für Rückfragen stehe ich der Ver-

waltung und den Mitglieder des Kreistages jederzeit zur Verfügung.  

 

Mit besten Grüßen, 

 

 

 

Dr. Sönke E. Schulz 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
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Landräterunde 8/2017 ♦ 6. November 2017  Protokoll 1 

 
 

Landräterunde 8/2017 

6. November 2017, 14.00 bis 16.00 Uhr, Haus der Kommunalen Selbstverwaltung 

  

Protokoll  

  

Teilnehmer HEI Landrat Dr. Klimant  

RZ Landrat Dr. Mager  

NF  Landrat Harrsen  

OH Landrat Sager   

PI Landrat Stolz  

PLÖ Landrätin Ladwig  

RD Landrat Dr. Schwemer  

SL Landrat Dr. Buschmann   

SE Landrat Schröder  

IZ Landrat Wendt  

OD Landrat Dr. Görtz  

SHLKT GVM Dr. Schulz  

SHLKT Referent Schroeder  

OD Herr Krause  (für die AG Steuerung und Service) 
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Landräterunde 8/2017 ♦ 6. November 2017 Protokoll 2 

 
 

TOP 01 IT-Strategie der Kreise 

  

Az.  

Zuständiges Referat I (Dr. Schulz) 

Zuständiger Ausschuss  

  

Protokoll Landrat Dr. Klimant führt in das Thema IT-Strategie der Kreise ein und verweist auf 

die Vorerörterungen, u. a. in der Landrätekonferenz am 14.03.2017 zum IT-

Benchmarking sowie in der Landrätekonferenz am 05.09.2017 zur Weiterentwicklung 

der kommunalen E-Government-Struktur. 

Dr. Schulz trägt anhand einer Powerpointpräsentation (Anlage 1) den aktuellen Stand 

der Diskussionen vor und skizziert die aufwachsenden Herausforderungen für die 

kommunale IT, u. a.: E-Government, Datenschutz, IT-Sicherheit, Fachkräftemangel. Er 

betont dabei die Differenzierung zwischen strategischer IT-Steuerung und dem IT-

Betrieb als Dienstleistung für Verwaltung und Bürger. Dr. Schulz prognostiziert, dass 

es angesichts steigender Anforderungen mittelfristig für Kommunalverwaltungen not-

wendig sein wird, vermehrt Kooperationen einzugehen. Anderenfalls drohten Sicher-

heitsrisiken, mangelnde Gestaltungsfähigkeit und die Abhängigkeit von Bundes- und 

Landeslösungen. 

Landrat Dr. Klimant führt in die Diskussion ein und bittet um eine Einschätzung, ob 

mittelfristig die Kreise in der Lage sein werden, die IT als Kreis eigenständig zu betrei-

ben. 

Landrat Dr. Görtz berichtet vom IT Verbund Stormarn mit rund 1.400 betreuten Ar-

beitsplätzen. Für den jetzigen Zeitpunkt schätzt er die Größenordnung des Dienstleis-

ters als ausreichend ein. In der mittel- bis langfristigen Perspektive sei allerdings eine 

Vergrößerung anzustreben. Dr. Görtz weist auf fehlende Vergleichszahlen im Sinne 

einer Kosten- und Leistungsrechnung zwischen den Kreisen hin. Verlässliche Zahlen 

seien spätestens bei Entscheidungen über Kooperationen erforderlich. Zudem müsste 

zwischen den Kreisen eine Abstimmung der Fachverfahren angestrebt werden, wobei 

von Einzellösungen Abstand genommen werden müsse.  

Landrat Harrsen berichtet von den Überlegungen vor dem Wechsel zur KommunIT. 

Ein Eigenbetrieb sei damals als nicht zukunftssicher angesehen worden. Die Be-

triebsgröße der KommunIT müsse vermutlich mittelfristig erweitert werden. 

Landrat Stolz stimmt dieser Einschätzung zur KommunIT zu. Zudem wünscht er sich 

eine Klärung des Verhältnisses zu Dataport und eine Stärkung der Position der Kreise 

insgesamt. 

Landrätin Ladwig beschreibt die IT des Kreises Plön als gut aufgestellt. Sie sieht ak-

tuell keine Probleme, die den Eigenbetrieb in Frage stellen könnten. Falls langfristig 

eine Kooperation/Vergabe von Leistungen notwendig werden würde, müsste die Zu-

griffsmöglichkeit auf die eigenen Daten sichergestellt sein. 

Landrat Sager sieht den jetzigen Zeitpunkt als ideal an, um die IT-Strategie der Kreise 

neu auszurichten: die Landesregierung habe die Digitalisierung als Schwerpunkt ge-

setzt; Dr. Schulz setze als Geschäftsführer die richtigen Impulse für die Kreise. Land-

rat Sager teilt die Auffassung, dass die Kreise sich stärker aufstellen und zusammen-

arbeiten müssen. Er fordert vom Land mehr Verbindlichkeit in der Digitalisierung. 

Landrat Wendt berichtet von den Kooperationsbemühungen des Kreises Steinburg 

mit kreisangehörigen Kommunen. Diese Bemühungen seien bislang ohne Ergebnis 
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geblieben. Er teilt die Einschätzung, dass eine stärkere Abstimmung und Kooperation 

unter den Kreisen nötig sei, um Land und Bund gegenüber wahrgenommen zu werden.  

Landrat Dr. Schwemer sieht die Notwendigkeit, mittelfristig Kooperationen einzuge-

hen. Ein Eigenbetrieb der IT sei auf Dauer nicht sinnvoll möglich. Bei anzustrebenden 

Kooperationen sei die Bereitschaft erforderlich, Befugnisse abzugeben und Kompro-

misse einzugehen. Dr. Schwemer sieht die Landräterunde als Entscheidungsgremium 

für die IT-Steuerung der Kreise. Entsprechende Vorerörterungen sollten in der AG 

Steuerung und Service stattfinden. 

Landrat Harrsen ergänzt, dass aus seiner Sicht verbindliche Vorgaben seitens des 

Landes zu akzeptieren seien. An diesen fehle es aber. 

Dr. Schulz berichtet in diesem Zusammenhang von der unbefriedigenden Arbeitswei-

se des zentralen IT-Managements des Landes (ZIT). Strukturiertes Vorgehen, Verbind-

lichkeit und Zuverlässigkeit seien nicht feststellbar. Die Rolle des Chief Information 

Officer (CIO) und die Ziele und Planungen des Landes seien weitgehend unklar. 

Landrat Dr. Mager wünscht sich einen Überblick über finanzielle Daten und Leistun-

gen der IT in den Kreisen. Er hält eine Aussage seitens des Landes für erforderlich, ob 

die Kreise mit finanzieller Unterstützung für die Weiterentwicklung der IT zu rechnen 

hätten. 

Es folgt eine Diskussion, ob ein differenziertes Zahlengerüst im Sinne einer Bestands-

aufnahme hilfreich für weitere Entscheidungen sein könnte. Landrat Dr. Görtz hält 

eine solche Aufstellung für sinnvoll. Landrat Dr. Schwemer entgegnet, dass die IT 

vorrangig funktionieren und Sicherheit gewährleisten müsse. Ein differenzierter Ver-

gleich der Kosten mit hohem Erhebungsaufwand würde bei strategischen Entschei-

dungen nur am Rande weiterhelfen. 

Landrat Dr. Klimant fasst zusammen, dass eine grundsätzliche Übereinstimmung zur 

Notwendigkeit zukünftiger Kooperationen und Zusammenarbeit bestehe. Er bittet Dr. 

Schulz um einen Vorschlag für das weitere Vorgehen. 

Dr. Schulz bedankt sich für die Bereitschaft der Landräte, sich der gemeinsamen Wei-

terentwicklung der strategischen IT anzunehmen. Er schlägt vor, mit Unterstützung 

einer kleinen Arbeitsgruppe ein erstes Positionspapier mit konkreten Punkten für die 

übernächste Landräterunde vorzubereiten. Zudem schlägt er eine Abfrage unter den 

Kreisen über aktuell und zukünftig geplante Fachverfahren vor. Im Rahmen der weite-

ren Konkretisierungen seien drei Themenkomplexe zu differenzieren: 

1. (Gemeinsamer) IT-Betrieb und Zukunft der (kommunalen) IT-Dienstleister 

(u.a. Verständigung über ein gemeinsames Zielbild, Beschreibung der zeitli-

chen Perspektive, modulare Aufbauweise, Zusammenarbeit mit den Städten, 

Ämtern und Gemeinden), 

2. Basisinfrastrukturen (u. a. Definition von Diensten, Infrastrukturen und An-

wendungen, die als Basisstrukturen des Landes genutzt werden sollen, Vor-

schlag für Entscheidungsprozesse der Kreise hinsichtlich solcher Zusammen-

arbeit, verbindliche Vereinbarung von Regularien mit dem Land, Stärkung des 

ITVSH neu in diesem Kontext),  

3. Vereinheitlichung von Fachverfahren (u.a. Fokussierung auf „Großvorha-

ben“, Etablierung eines Mechanismus, um im Vorfeld von Entscheidungen eine 

Abstimmung zu erreichen, Verfahren für eine gemeinsame Ausschreibung sol-

cher Lösungen, Abhängigkeiten zu den Fragen des IT-Betriebs und Schnittstel-

len zum Land). 
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Mit diesem Vorschlag erklären sich alle Anwesenden einverstanden. 

Landrat Dr. Klimant dankt für den Austausch und schließt die Sitzung um 16.00 Uhr.        

 

Beschlüsse ohne 

  

Arbeitsaufträge  Erarbeitung eines Positionspapiers im Rahmen einer kleinen Arbeitsgruppe 

(Dr. Schulz, 2-3 Mitglieder der AG Steuerung und Service, Referent Schro-

eder) bis zur übernächsten Landräterunde (Januar 2018) 

 Abfrage unter den Kreisen über geplante Fachverfahren, z. B. E-Akte / Doku-

mentenmanagementsysteme 
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Dr. Sönke E. Schulz  

06. November 2017 

Landräterunde: IT-Strategie 

IT-Strategie der Kreise 
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Problembeschreibung 

 Es gab in der Vergangenheit verschiedene Versuche der Kreise, das Thema 

gemeinsam anzugehen. 

 Ein IT-Benchmarking der Kreise konnte aufgrund der fehlenden Vergleichbarkeit  

nicht durchgeführt werden.  

 Der Versuch, im bisherigen AK IT das Thema strategisch anzugehen, waren bisher 

nicht erfolgreich. 

 Die rechtlichen (z.B. OZG) und tatsächlichen (z.B. IT in Schulen) Herausforderungen 

im Bereich IT und E-Government werden weiter zunehmen.  

 Wenn sich die Kreise (Kommunen) nicht positionieren und die Herausforderungen 

aktiv angehen, droht eine (weitere) ungewollte Zentralisierung (durch Bund und Land). 

 Die Haupttreiber für eine vermehrte Zusammenarbeit sind Fachkräftemangel, 

Datenschutz und IT-Sicherheit. 
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Kommunales Benchmarking 
der schleswig-holsteinischen Kreise 

 

Prüfung LRH 2013/2014 

 Feststellung, dass die Kosten der IT in den meisten Kreisen nicht ermittelbar 

sind. 

 Feststellung, dass die IT-Gesamtkosten als relevante Steuerungsgröße bekannt 

sein müssen. 

 

Zusammenfassung LRH: „Der IT-Einsatz bei den Kreisen ist auch 2013/2014 nicht 

ordnungsgemäß. Defizite, die bereits bei den Prüfungen 1999 und 2004 in den 

Bereichen IT-Strategie, Datenschutz, IT-Sicherheit, Beschaffungen sowie 

Projektarbeit festgestellt wurden, haben sich erneut bestätigt.“ 

3 

IT- Benchmarking 
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Kommunales Benchmarking 
der schleswig-holsteinischen Kreise 

 

• Beginn: Februar 2013 

• Hauptziel: Vergleich der IT- Gesamtkosten der Kreise 

• Ergebnis 2017: die derzeitige Struktur der IT in den Kreisen und  die (intransparente) 

Zuordnung der Kosten verhindern einen sinnvollen Vergleich 

 

• Geleistete Grundlagenarbeit: Dokumentation der Unterschiede in Organisation, 

Strategie, Arbeitsweise und im Verständnis, was zur IT der Kreise gehört 

• Insgesamt kaum Gemeinsamkeiten 

• Stark unterschiedliche Strategien 

• Zentral vs. dezentral / Eigenverantwortung der Fachbereiche 

• Eigenwahrnehmung oder Durchführung durch Dienstleister 

• Hat der Kreis / der Landrat / die Kreispolitik überhaupt ein strategisches 

Interesse an IT? 

 

IT- Benchmarking 

4 
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Kommunales Benchmarking 
der schleswig-holsteinischen Kreise 

 

Wie unterscheiden sich die Kreise in der IT?  

• Organisation der Aufgaben: 11 unterschiedliche Strukturen 

• Arbeitsweise in der IT: zentrale IT und dezentrale Aufgaben 

• Schwerpunktsetzung in der Entwicklung der IT, z.B. E-Government, Infrastruktur 

• Zuordnung der Kosten 

• Zuordnung zum zentralen IT-Budget und den Produkten in den Fachbereichen?  

• Unterschiedliche Inhalte der IT-Budgets (mit / ohne: Fachanwendung, Serverkosten, Druck 

und Kopie, Hardware, Abschreibungen, Kreisnetz, Personalaufwand, 

Softwarepflegeverträge, externe Beratungsleistungen…)  

 

 keine einheitliche Summe der IT-Gesamtkosten 

 Abweichungen zwischen den Kreise um sechsstellige Beträge 

 Nicht bereinigte, nicht einheitliche Gesamtkosten liegen zwischen 0,8 Mio. € und 2,6 Mio. € je 

Kreis und Jahr.  

 Eine Kostenarten-Rechnung mit der Kostenart „IT“ existiert nicht. 

 

IT- Benchmarking 
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Agenda 

 Abgrenzung von Themenbereichen/Vorbemerkungen zur IT-Strategie 

 IT als Dienstleistung und Folgen für die Organisation 

 Inhalte einer IT-Strategie 

 (Erste) Diskussion wesentlicher Grundfragen 

 (Gremien-)Strukturen des SHLKT und der KLV/Rolle der Landräte 

 Verabredungen zum weiteren Vorgehen/Strategieprozess 
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Drei Themenfelder bedürfen einer differenzierten Betrachtung 

E-Government 

 

 Bürger- und 

Außenkommunikation  

 E-Akte  

 Fachverfahren 

 Portale  

 Internetauftritt  

 etc…. 

Digitalisierung 

 

 Mobilität/Verkehr  

 Gesundheit  

 Energie 

 etc…. 

 

Infrastruktur(en) 

 Breitband, Landesnetz, netznahe Dienste etc. 
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Drei Themenfelder bedürfen einer differenzierten Betrachtung 

 Das Thema „IT-Strategie“, das heute behandelt werden soll, betrifft die Aspekte 

„Digitalisierung der Verwaltung“, „E-Government“ und „Verwaltungs-

modernisierung“. 

 Auch das Themenfeld der „Digitalisierung der Gesellschaft“ und der Rolle 

der Kreise hinsichtlich dieser Entwicklungen bedarf einer strategischen 

Betrachtung (im Sinne einer kommunalen „digitalen Agenda“)  bleibt hier 

aber zunächst ausgeblendet. 
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Vorbemerkungen zur IT-Strategie 

Zu klären sind zunächst der Betrachtungsgegenstand und die Zielsetzung: 

Denkbar sind nämlich 

 eine IT-Strategie der Kreise in Schleswig-Holstein, 

 die Unterstützung der IT-Strategien der Kreise in Schleswig-Holstein, 

 oder aber: abgestimmte IT-Strategien der Kreise in Schleswig-Holstein. 

 

Für letztgenannte Variante braucht es eine Verständigung  

 über die Inhalte einer IT-Strategie, 

 über bestimmte Grundannahmen/Zielsetzungen, 

 über Funktionen, Rollen und Strukturen. 
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Die strategische Ebene zielt auf Steuerung von Veränderungsprozessen  

E-Government 

 

Binnenmodernisierung  

 

 

 

Außenkommunikation  

strategische Ebene  

Infrastruktur/Basisdienste 

IT 

Fachlichkeit 

O
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Fachlichkeit 
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Informations- und Kommunikationstechnik als Aufgabe? 

 Informations- und Kommunikationstechnik haben dienende Funktion. Es 

handelt sich um „Unterstützungsfunktionen“. 

 Das Funktionsprinzip ist eine Auftraggeber-Auftragnehmer-Beziehung: 

Dieses Grundverständnis ist wichtig für die Analyse der beteiligten Akteure und 

die Rollendefinition. 

 IT muss aber auch als Gestaltungsmittel verstanden werden (deswegen 

bedarf es einer Steuerung durch Vorgaben, einer Zieldefinition und vor allem 

der Auftraggeberfähigkeit auf Seiten der Kreise). 

 Wichtig: Auch die „eigene IT“ ist Dienstleister und funktioniert nach dem 

Prinzip Auftraggeber/Auftragnehmer! 

TOP 22



Auswirkungen auf die Organisation 

Eine Definition der Rollen innerhalb der Kreisverwaltung ist erforderlich. 

Folgende (interne) Akteure sind (soweit vorhanden) zu betrachten:  

 IT-Stabstelle (Steuerung – „Auftraggeber“) 

 Fachbereiche und Fachdienste (Anforderungsdefinition – „Kunde“) 

 IT-Abteilung („Auftragnehmer“) 
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Auftraggeberfähigkeit (Steuerung des Dienstleisters) erfordert verschiedene 

Komponenten: 

 Organisation und Steuerung/Verwaltungsmanagement (strategische 

Perspektive) 

 Lösungs-/Gestaltungskompetenz (Definition von funktionalen 

Anforderungen) 

 Technische Expertise (nicht im Sinne von „selber machen“, sondern im 

Rahmen der Anforderungsdefinition und der Überwachung der 

Dienstleister) 

 

Auswirkungen auf die Organisation 
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Diese Grundannahme ist unabhängig von der „Make-or-buy-Entscheidung“ des 

Kreises: 

Landrat IT-Steuerung 

Orga 
Lösungen 

Technik 

FB 1 FB 2 usw. 

IT-

Abteilung 

Kreis A Kommunale IT-DL 
(z. B. KommunIT, IT-

Verbund Stormarn, aber 

auch Dataport) 

Privater IT-DL 

steuert 

Auswirkungen auf die Organisation 
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Kommunale IT-Dienstleister in Schleswig-Holstein (Auswahl) 

IT-Verbund Stormarn  Kreis Stormarn, Stadt Bad 

Oldesloe, Stadt Bargteheide, 

Stadt Reinbek, Stadt Reinfeld 

Amt Bad Oldesloe-Land, Amt  

Bargteheide-Land 

KommunIT Kreis Pinneberg, Kreis Schleswig-

Flensburg, Kreis Nordfriesland, 

Stadt Quickborn 

Amt Rantzau, Amt Achterwehr, 

Gemeinde Kronshagen, Stadt 

Barmstedt, (Amt Horst) 

3.700 betreute 

Arbeitsplätze 

Dataport (Trägerschaft von 70 

Gebietskörperschaften über 

ITVSH) 

 

IT-Betrieb z. B. für den Kreis 

Dithmarschen 

Beispiel: Bremen 

6.600 Arbeitsplätze 

Die Anzahl 

der 

betreuten 

PC-Arbeits-

plätze ist 

ein 

relevanter 

Faktor (z.B. 

für IT-

Sicherheit) 
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Organisation des IT-Betriebs der Kreise in Schleswig-Holstein 

OD IT Verbund Stormarn 

HEI  Dataport 

PI 

KommunIT SL 

NF 

SE Eigener IT-Betrieb 

PLÖ Eigener IT-Betrieb 

OH Eigener IT-Betrieb 

IZ Eigener IT-Betrieb 

RZ Eigener IT-Betrieb 

RD Eigener IT-Betrieb 

KI 

NMS 

FL 

HL 

 in verschiedenen Kreisen wird über 

Kooperation nachgedacht 

 

 

 

 

 KommunIT hat bis Abschluss der 

Migration der Kreise NF und SL 

„Aufnahmestopp“ (dies erhöht den Druck 

seitens des kreisangehörigen Bereichs auf 

die Kreise) 

Die Situation in den kreisfreien 

Städten ist vergleichbar. 

TOP 22



Inhalte einer IT-Strategie 

Zielsetzung auf die öffentliche  

Verwaltung übertragbar! 
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Inhalte einer IT-Strategie 
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IT-Strategie der Kreise: Arbeitsstand des AK IT  

Vom AK IT sind folgende Themenblöcke als strategisch relevant 

herausgearbeitet worden: 

1. „Kommunikation“  

a. Extern (iAFM u.ä., papierlose Verwaltungsvorgänge) 

b. verwaltungsintern (ersetzendes Scannen, E-Akte) 

2. Geo-Daten 

3. IT- Sicherheit (BSI-Anforderungen, Signatur, sichere Archivierung…)       

 

Nicht übergreifend relevant: Harmonisierung der Fachverfahren und die Frage, 

wer die IT-Leistungen für den Kreis erbringt.  
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(Erste) Diskussion einzelner Aspekte 

Es sollte der Versuch unternommen werden, über bestimmte Grundannahmen 

Konsens zu erzielen:   

1. IT hat dienende Funktion/IT als Dienstleistung, die (intern oder extern) 

beschafft wird 

2. (und da gehen die Meinungen schon auseinander): mittelfristig (3-5 Jahre) 

wird es den Kreisen nicht mehr möglich sein, eine eigene IT in der 

erforderlichen Qualität und Sicherheit (Vertraulichkeit, Integrität, 

Verfügbarkeit) zu betreiben (Grund: zunehmende rechtliche 

Anforderungen, IT-Sicherheit und Fachkräftemangel) 
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(Erste) Diskussion einzelner Aspekte 

Ein gemeinsames Verständnis über folgende Elemente dürfte die Abstimmung 

der Kreise untereinander erleichtern: 

 „Leistungstiefe“-Entscheidung (was macht man selbst? was wird 

ausgelagert? an wen?)  damit stellt sich auch die Frage: Rolle der IT-

Dienstleister der Kommunen und Rolle von Dataport 

 In welchen Bereichen bieten sich Kooperationen an?  

 Mit wem bieten sich Kooperationen an? 

 zwischen den Kreisen und Städten 

 innerhalb der kreisangehörigen Gemeinden (oder: Kreise als Dienstleister?)  

 mit dem Land  

 Positionierung der Kommunen gegenüber dem Land, gemeinsame Basis-

Infrastrukturen Land/Kommunen 
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Das Beispiel „Basisinfrastrukturen“ 

§ 8 EGovG SH: Zentrale Dienste des Landes 

(1) Das Land kann für die elektronische Abwicklung von Verwaltungsabläufen zentrale Dienste 

einrichten (Basisdienste). 

(4) Sofern die inhaltliche oder technische Funktionsfähigkeit der Basisdienste und der mit ihnen 

verfolgten Zwecke in Schleswig-Holstein durch Regelungen im Sinne des Absatz 3 nicht gewährleistet 

werden kann oder höherrangiges Recht dies erfordert, kann die Verordnung auch vorsehen, dass 

bestimmte Fachanwendungen zu verwenden sind. Sofern notwendig kann die Verordnung gegenüber 

den jeweiligen Trägern der öffentlichen Verwaltung auch eine Teilnahme- oder Nutzungsverpflichtung 

für die Basisdienste des Landes vorsehen. Sind kommunale Körperschaften betroffen, ist dies nur im 

Bereich der Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung möglich. 

Wo ist man bereit, einheitliche Dienste zu nutzen? 

 Landesnetz (+) 

 Basis-Clients (?), E-Mail-Server (?), E-Akte (?), Telefonanlage (?),  

 Portallösungen (?), Online-Verfahren (?), Fachverfahren (?) 
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Das Beispiel „Fachverfahren aus dem Umweltbereich“ 

Die Fachverfahren K3 Umwelt / BALVI / TSN zeigen exemplarisch die Schwierigkeiten, 

zum gemeinsamen IT-Einsatz zwischen Land und Kreisen zu kommen. 

 

 in den letzten Jahren enormer Abstimmungsaufwand ohne zufriedenstellendes 

Ergebnis 

 keine oder nicht angepasst vertragliche Regelungen, kein Konsens über die 

Finanzierung 

 Konflikt um dezentrale vs. zentrale (Landes-)Lösung 

 dieser Bereich steht exemplarisch für die vielfältigen Akteure und die daraus 

resultierenden Abstimmungsschwierigkeiten (Fachlichkeit, IT, Steuerung) 
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Das Beispiel „Fachverfahren aus dem Umweltbereich“ 

Sachgerechte Lösungsansätze könnten sein:  

 

 Definition fachlicher Anforderungen durch die Anwender, Absprachen zur 

Finanzierung, zu Nutzungsbestimmungen und zu technischer Umsetzung als 

Basisdienst durch das Land (abgestimmt mit KLV bzw. ITVSH neu) 

 Für die Finanzierung: Trennung von Investition (Land allein) und Betriebskosten 

(durch Land und Kommunen, Anteile festgelegt nach individuellem Nutzen) 

 Setzt aber voraus: die Kommunen müssen auch bereit sein, zentrale Lösungen zu 

akzeptieren; das Argument „der Nutzen von zentralen Lösungen läge allein beim 

Land, dann müsse das Land auch bezahlen“, stimmt nur zum Teil: zentrale Lösung 

ersetzt dezentrale Lösungen (die ebenfalls betrieben und gepflegt werden müssen) 

und bietet ggf. bessere Qualität und Synergieeffekte  
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Diese Grundentscheidungen haben unmittelbare Auswirkungen auf die IT-Strategie 

Basisdienste, 

gemeinsame 

Infrastrukturen mit dem 

Land und anderen 

Anforderungs-

/Lösungsdefinition 

„Make-or-buy“-

Entscheidung, eigene 

IT? 

Finanzierung 

kommunalen E-

Governments? 

11, 3 oder 1 

Fachverfahren für eine 

Aufgabe? Schnittstellen 

und Standarddefinition 
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Es kann auch jeweils die „Extremlösung“ gedacht werden! 

Einheitliche, 

landesweite IT-

Infrastruktur. 

Ein „Innovationszentrum“ 

für Land und Kommunen. 

Ein kommunaler 

Dienstleister. 

Ein zwischen Land und 

Kommunen 

abgestimmtes Budget. 

Ein Fachverfahren für 

eine Aufgabe. 
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Vielen Themen kann man sich gemeinsam nähern! 

Anforderungen 

dürften sich im 

Wesentlichen 

entsprechen. 

Zielbild kann 

abgestimmt 

werden. 

Soll-Zustand kann 

einheitlich 

beschrieben 

werden. 

Ist-Zustand 

variiert erheblich. 
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(Gremien-)Strukturen des SHLKT und der KLV/Rolle der Landräte 

Es bedarf einer Abstimmung zu folgenden Themen:  

 Strategische Ebene 

 Lösungsebene (IT als Gestaltungsmittel) 

 Technik (Standards, Schnittstellen, Sicherheitsanforderungen) 

 

Der derzeitige AK IT erscheint nicht geeignet: 

 heterogene Besetzung 

 strategische Themen sollten nicht von der IT-Abteilung erörtert werden 

 technische Themen erfordern eigentlich auch Austausch mit den IT-

Dienstleistern (die aber, bis auf die eigene IT, nicht vertreten sind) 

 Lösungsebene eigentlich beim KomFIT angesiedelt 
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(Gremien-)Strukturen des SHLKT und der KLV/Rolle der Landräte 

Die Überlegungen zur (Gremien-)Struktur sollten auf Basis der Planungen der 

KLV für KomFIT, ITVSH und EA SH erfolgen. 

 

LKT StV GT 

KomFIT 

eV 
BKZSH e.V. 

Land 

ITVSH (neu) 

Kammern 

ITVSH 

(alt) 

T
rä

g
e

r 

Dataport 

3 Mitarbeiter 

Gemeinden Städte 

5  Mitarbeiter max. 10 Mitarbeiter 

ZIT 

tragen 

tr
a
g
e
n
 

Aufsicht 

Kreise 
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(Gremien-)Strukturen des SHLKT und der KLV/Rolle der Landräte 

In der AG Steuerung vorerörtert wurde folgende Zuordnung der Themenfelder:  

 Strategische Ebene: AG Steuerung und Bericht an die Landräte  hier 

sollte auch die begonnene Diskussion zu den genannten Themen 

weitergeführt werden  

 Lösungsebene: perspektivisch angesiedelt bei ITVSH neu  

sicherzustellen ist aber eine Vertretung der Kreise durch Personen, die 

auch diese Perspektive (Organisation/Steuerung/Gestaltung) einnehmen 

können 

 Technik: bei einem weitgehenden Dienstleistungsverständnis erscheint 

dies weniger die Aufgabe von Gremien im SHLKT; zu organisieren wäre 

ein Austausch der IT-Dienstleister (einschließlich der Kreise, die ihre IT 

selbst betreiben)  könnte perspektivisch auch bei ITVSH neu angesiedelt 

werden 
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Verabredungen zum weiteren Vorgehen/Strategieprozess 

Folgendes weiteres Vorgehen erscheint sachgerecht und sollte diskutiert werden:  

 Auftrag an die AG Steuerung, die genannten Themen weiter zu behandeln, ggf. 

in einer Unterarbeitsgruppe. 

 Ziel sollte zunächst sein, Klarheit darüber zu bekommen, bei welchen 

Aspekten/Grundannahmen ein Konsens der Kreise zu erzielen ist 

 Soweit dies nicht der Fall ist: Entscheidung, ob zumindest ein Teil der Kreise 

gemeinsam weiterarbeitet („zwei Geschwindigkeiten“)  dieser Prozess sollte 

parallel zum „Umbauprozess“ der KLV-Strukturen und abgeschlossen werden 

(Zielmarke: 1.1.2019) 

 Darauf basierend könnten dann  eine abgestimmte Ist-Aufnahme 

(Benchmarking?) als Grundlage weiterer Schritte erfolgen, konkrete 

Strategiemaßnahmen koordiniert werden und eine Vereinheitlichung der 

Steuerungsstrukturen in den Kreisen diskutiert werden. 
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Vielen Dank! 

Dr. Sönke E. Schulz  

06. November 2017 

Landräterunde: IT-Strategie 
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